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1  Z U S A M M E N F A S S U N G ,  S C H L U S S F O L G E R U N G E N  U N D  

  E M P F E H L U N G E N  

Zum 1. Januar 2013 wurde mit der Revision des Zivilgesetzbuchs das Vormund-

schaftsrecht durch eine neue Kindes- und Erwachsenenschutzgesetzgebung abgelöst. 

Der Gesetzgeber schreibt vor, dass Entscheide im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht 

durch Fachbehörden, die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB), zu treffen 

sind. Die Neuorganisation der Behörden hat nach 2013 insbesondere in der Deutsch-

schweiz zu einer öffentlichen Diskussion geführt. Im Dezember 2014 hat der National-

rat zwei Postulate überwiesen, die vor allem die Kosten der Schutzmassnahmen in den 

Vordergrund stellen1 und die den Bundesrat beauftragen, eine erste Evaluation des 

Kindes- und Erwachsenenschutzrechts (KESR) durchzuführen. In den darauffolgenden 

Monaten wurden weitere politische Vorstösse eingereicht, welche Anpassungen oder 

zumindest eine Prüfung im Kindes- und Erwachsenenschutz verlangen. Der vorliegende 

Evaluationsbericht wurde im Auftrag des Bundesamtes für Justiz erstellt und soll eine 

erste Beurteilung zur Umsetzung des neuen Rechts ermöglichen. Um Missverständnis-

sen vorzubeugen, sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass der Fokus des Evaluati-

onsberichts auf Fragen der Organisation der KESB und der Zusammenarbeit zwischen 

der KESB und den übrigen Akteuren liegt. Auswirkungen der Aktivitäten der KESB in 

Bezug auf einzelne Fälle oder Massnahmen sind nicht Gegenstand der vorliegenden 

Analysen. 

1 . 1  A U F B A U  D E S  B E R I C H T S  

Der Bericht ist in drei Teile gegliedert. Im Kapitel 2 wird die Ausgangslage und der 

Zweck der Evaluation beschrieben. Kapitel 3 greift einerseits die konkreten Fragestel-

lungen der Evaluation auf und gibt andererseits einen Überblick zum methodischen 

Vorgehen. Im Kapitel 4 werden die Ergebnisse der Online-Befragung zur organisatori-

schen Umsetzung sowie zu ausgewählten Leistungen und Kosten im KESR präsentiert. 

Zudem zeigen Fallstudien die Umsetzung sowie Kosten und Leistungen in ausgewähl-

ten vier KESB aus einer anderen Perspektive im Detail auf. 

1 . 2  F R A G E S T E L L U N G  U N D  V O R G E H E N S W E I S E  

Die Umsetzung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts wurde anhand von drei Eva-

luationsgegenständen untersucht. Dazu gehören die Umsetzung der Behördenorganisa-

tion, die Beschreibung von Leistungen und Kosten, sowie Empfehlungen zur Verbesse-

rung der Organisation, inklusive Hinweise auf weiterführende Analysen. Die Evalua-

tionsfragen wurden mithilfe der Analyse von Dokumenten, der Auswertung bestehen-

der Statistiken, Experteninterviews, einer schweizweiten Befragung aller KESB sowie 

der Erarbeitung von vier Fallstudien beantwortet. An der Befragung haben sich von 

den total 147 KESB in der Schweiz 138 beteiligt. Die Fallstudien wurden für die KESB 

 

1
 Zum einen das Postulat 14.3776 Schneeberger „Professionalisierung des Sozialstaates um jeden Preis?“ und zum anderen das 

Postulat 14.3891 der Sozialdemokratischen Fraktion „Erste Erkenntnisse aus dem Wechsel von Laienbehörden zur KESB“. 
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Innerschwyz (SZ), die KESB Sarganserland (SG), die KESB Leimental (BL) sowie die 

APEA Neuchâtel (NE) realisiert. 

1 . 3  E R G E B N I S S E  

Wir fassen in diesem Abschnitt die wichtigsten Ergebnisse aus der Online-Befragung 

und den Fallstudien zusammen und ziehen daraus Schlussfolgerungen und Empfehlun-

gen. Wir folgen dabei den im Kapitel 3 aufgeworfenen Fragen und gruppieren diese 

entlang den wichtigen Themen der Untersuchung. Ausgewählte Informationen werden 

in Tabellenform vergleichend dargestellt. Am Schluss jedes Abschnitts wird diskutiert, 

welche Empfehlungen sich aus den Ergebnissen ableiten lassen.  

Bei der Formulierung der Empfehlungen sind wir zurückhaltend vorgegangen. Grund 

dafür ist der Umstand, dass die Vollzugsstrukturen sehr vielfältig und komplex sind. 

Dies macht es schwierig, generalisierte Aussagen vorzunehmen, welche zu Empfehlun-

gen führen können. Daneben ist es nur teilweise gelungen, einen Vergleich der Situati-

on vor und nach der Einführung des neuen Rechts 2013 zu ziehen. Dies hat die Formu-

lierung von Empfehlungen ebenfalls erschwert. Schliesslich muss festgehalten werden, 

dass die Qualität der vorliegenden Daten in vielen Bereichen ungenügend ist, nament-

lich bei den Kosten. Bei der Befragung zeigte sich, dass die KESB Daten lieferten, die 

unterschiedlich erfasst worden sind oder dass bestimmte Daten nicht verfügbar sind. 

Aus diesem Grund ist bei der Interpretation der Ergebnisse die erwähnte Vorsicht und 

Zurückhaltung geboten. 

1 . 3 . 1  O R G A N I S A T I O N  

Wir beantworten zunächst die folgende Frage: 

W i e  s i n d  d i e  K E S B  i n  d e n  K a n t o n e n  o r g a n i s i e r t ?  W e l c h e  O r g a n i s a t i -

o n s m o d e l l e  g i b t  e s ?  

Grundsätzlich können drei Modelle unterschieden werden: Sechs Kantone haben die 

KESB bei Gerichten angesiedelt, 14 Kantone haben die KESB bei einer kantonalen 

Verwaltungsstelle etabliert und in sechs Kantonen hat man sich für eine Lösung mit 

kommunaler Trägerschaft (meist in Form eines Zweckverbands) entschieden. Beson-

ders bei diesem dritten Modell wird die Einbindung der Gemeinden in die Trägerschaft 

der KESB von Kanton zu Kanton und von KESB zu KESB stark verschieden ausgestal-

tet. Hinzu kommt, dass die Organisationsformen der kommunalen KESB innerhalb der 

Kantone unterschiedlich sein können: So sind in den Kantonen Zürich, Luzern und 

St.Gallen unterschiedliche Formen der Trägerschaften zu beobachten. Dieser Umstand 

führt neben den drei Grundmodellen zu einer komplexen und vielfältigen „Landschaft“ 

von Organisationsformen der KESB. 

Die Wahl des Modells in den Kantonen kann nur teilweise erklärt werden: Es lässt sich 

lediglich festhalten, dass in der Romandie aus historischen Gründen das Gerichtsmo-

dell am stärksten verbreitet ist. Allerdings kennt der Kanton Wallis als mehrheitlich 

französisch sprechender Kanton und der Kanton Jura das Gemeindemodell respektive 

ein kantonales Modell und die beiden Deutschschweizer Kantone Aargau und Schaff-

hausen haben ebenfalls das Gerichtsmodell gewählt. Wodurch die Wahl des Gemeinde- 
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oder Kantonsmodells bestimmt ist, lässt sich nicht generell sagen. Eine wichtige Rolle 

für die Wahl der Modelle spielen insbesondere situative und/oder lokale Gegebenhei-

ten, bereits bestehende Strukturen sowie politische Gründe.  

Die Zahl der zuständigen Behörden wurde nach der Einführung der neuen Gesetzge-

bung 2013 von 1’414 auf 148 reduziert. Per 1. Juli 2013 haben sich im Kanton Tessin 

zwei Behörden zusammengeschlossen, seither hat es schweizweit noch 147 KESB. Die 

Zahl der KESB pro Kanton ist stark verschieden und schwankt zwischen einer (Kanto-

ne der Zentral- und Ostschweiz sowie in den Kantonen Basel-Stadt, Genf, Jura und 

Schaffhausen) und 17 bis 27 KESB (Tessin und Wallis). Die Maxima täuschen aller-

dings: Mehr als die Hälfte der Kantone verfügen über eine bis drei KESB. Die Zahl der 

KESB korreliert darüber hinaus mit der Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner: 

Grössere Kantone verfügen über viele KESB und umgekehrt. 

Organisatorische Unterschiede ergeben sich bei den KESB auch in Bezug auf die Abklä-

rungsdienste: Teilweise liegen diese bei der KESB selbst, teilweise führen andere die 

Abklärungen für die KESB durch. Auch bei der Organisation der Berufsbeistandschaf-

ten gibt es klare Unterschiede. So können diese durch spezialisierte Dienste mit kanto-

naler Trägerschaft oder durch private Organisationen geführt werden. Andernorts sind 

kommunale Sozialdienste oder gar die KESB selber für die Führung der Berufsbeistand-

schaften zuständig. 

Die Fallstudien illustrieren die Heterogenität der Organisationsformen der KESB. Die 

untenstehende Darstellung fasst wichtige Eigenschaften der Organisation der KESB in 

den vier untersuchten Fällen zusammen.  
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D 1 .1 :  Verg le ich  Organ isa t ion  der  v ier  im Deta i l  untersuch ten  KESB 

 Innerschwyz 

(SZ) 

Sarganserland 

(SG) 

Leimental (BL) Neuchâtel 

(NE) 

Organisationsmodell Kantonale 

KESB und 

Berufsbei-

standschaften 

in einem ge-

meinsamen 

Amt integriert 

Regionaler 

Zweckverband 

für KESB und 

Berufsbei-

standschaften 

Regionaler 

Verbund für 

KESB und 

Berufsbei-

standschaften; 

unterschiedli-

ches Leis-

tungsspektrum 

für die Mit-

gliedsgemein-

den  

KESB als 

Abteilung des 

kantonalen 

Regionalge-

richts 

Anzahl Gemeinden im 

Einzugsgebiet 

13 8 8 9 

Einwohner/-innen im 

Einzugsgebiet 

62’000 40’000 73’000 53’600 

Quelle: Interviews und Dokumente der Fallstudien. 

Die vier Fallstudien weisen stark verschiedene Organisationsmodelle auf. Diese kommt 

vor allem in den Zuständigkeiten der Behörden, der Trägerschaft und der Arbeitstei-

lung der Gremien zum Ausdruck. In den Gesprächen mit den Verantwortlichen der 

Fallstudien wurde deutlich, dass es kein „Idealmodell“ gäbe. Vielmehr liessen sich die 

Aufgaben der KESB mit unterschiedlichen Modellen sachgerecht umsetzen.  

Ein Unterschied bei den Organisationsformen ist in der Praxis von besonderer Bedeu-

tung: Wo die Gemeinden gleichzeitig Träger der KESB sind und die Kosten der Mass-

nahmen finanzieren, befürchten die Befragten allenfalls eine Einflussnahme der Ge-

meinden über die Trägerschaft, um günstigere Leistungen zu erwirken. 

In allen Organisationsmodellen werden Aufgaben von drei Einheiten und zwar vom 

Spruchkörper, vom Abklärungsdienst sowie von einem Sekretariat übernommen. In 

drei Fallstudien beobachteten wir zudem eine organisatorische Verknüpfung zwischen 

der KESB und der Berufsbeistandschaft. Die Beurteilung dieser Verknüpfung fällt un-

terschiedlich aus. Während die Bündelung der KESB und der Berufsbeistandschaft un-

ter einem Dach für die KESB Innerschwyz und die KESB Sarganserland von den Be-

troffenen als problematisch betrachtet wird (es kann zu Interessenkonflikten kommen), 

wird dieser Umstand im Leimental – wo die Verknüpfung zwischen Mandatsführung 

und Abklärungen am engsten ist – eher als Vorteil betrachtet (direkter Informations-

fluss zwischen den Gremien). Aufgrund unserer Erhebungen lässt sich somit nicht 

a priori sagen, ob die Vor- oder Nachteile der Verknüpfung zwischen KESB und Be-

rufsbeistandschaften überwiegen. Insgesamt ist darauf hinzuweisen, dass die organisa-

torische Verknüpfung zwischen KESB und Berufsbeistandschaften schweizweit betrach-

tet eine Ausnahme darstellt. 
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E m p f e h l u n g  z u r  O r g a n i s a t i o n  

Die Vielfalt der Modelle wirft die Frage auf, ob eine Vereinheitlichung namentlich bei 

den kommunalen Modellen angezeigt ist.  

- Obwohl der Bund den Kantonen bei der Organisation und der Struktur der Kin-

des-und Erwachsenenschutzbehörden viel Spielraum gelassen hat, stellt sich die 

Frage, ob es hinsichtlich der unterschiedlichen Strukturen und Organisationsfor-

men Empfehlungen gibt, die für ein bestimmtes Modell beziehungsweise für eine 

Vereinheitlichung sprechen. Aufgrund unserer Daten lässt sich keine Empfehlung 

zu einer Vereinheitlichung der Modelle ableiten. Alle Modelle weisen Vor- und 

Nachteile auf. Vielmehr ist es so, dass die Leistungen der KESB mit unterschiedli-

chen Modellen erbracht werden können. 

- Möglicherweise wird sich mit der Zeit das eine oder andere Modell als effizienter 

und leistungsfähiger erweisen. Es ist daher sinnvoll, mit einem grösseren Abstand 

zur Reform die Modellvielfalt und ihre strukturellen Vor- und Nachteile zu unter-

suchen. In anderen Politikbereichen wie etwa der Prämienverbilligung der Kran-

kenversicherungsbeiträge konnte eine Bereinigung der Modelle nach einer gewis-

sen Dauer des Vollzugs beobachtet werden. 

- Wo die Gemeinden die KESB finanzieren und gleichzeitig organisatorisch in die 

Trägerschaft eingebunden sind, gilt es Regelungen zu treffen (z.B. in den Regle-

menten der Trägerschaften), wie mit Forderungen der Gemeinden umzugehen ist, 

die über die Führungsgremien der Trägerschaften eingebracht werden.  

1 . 3 . 2  R E C H T L I C H E  V O R G A B E N  U N D  E M P F E H L U N G E N  D E R  
K O K E S  

In diesem Kontext galt es, zwei Fragen zu beantworten. 

W i e  w e r d e n  d i e  b u n d e s r e c h t l i c h e n  V o r g a b e n  u m g e s e t z t ?  

Der Bund schreibt im Schweizerischen Zivilgesetzbuch (Art. 440 Abs. 2) vor, dass Ent-

scheide der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden mit Spruchkörpern, die mindes-

tens drei Mitglieder aufweisen, gefällt werden müssen (Ausnahmen für bestimmte Ge-

schäfte sind zulässig). Die Vorgabe ist weitgehend erfüllt: 98 Prozent der Spruchkörper 

weisen drei und mehr Mitglieder auf. Lediglich drei von insgesamt 130 untersuchten 

Spruchkörpern verfügen über nur zwei Mitglieder (im Kanton Wallis). 

Weiter verlangt der Bund gemäss Art. 440 Abs. 1 ZGB die Etablierung einer Fachbe-

hörde (französisch: „autorité interdisciplinaire“). Das Gesetz lässt aber offen, wie die 

Fachkompetenz und Interdisziplinarität der Behörde in der Praxis umgesetzt werden 

soll. 

W i e  w e r d e n  d i e  E m p f e h l u n g e n  d e r  K O K E S  u m g e s e t z t ?  
Neben den gesetzlichen Vorgaben hat die KOKES (Konferenz für Kindes- und Erwach-

senenschutz) Empfehlungen zur Organisation der KESB formuliert, wie die bundes-

rechtlichen Vorgaben aus fachlicher Sicht umgesetzt werden sollen. Folgende Empfeh-

lungen haben wir überprüft: 
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- Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden sollen interdisziplinär zusammenge-

setzt und die Disziplinen Recht, Sozialarbeit und Pädagogik sowie (Kinder-)Psy-

chologie sollen im Spruchkörper vertreten sein.  

- Das Einzugsgebiet pro Spruchkörper soll mindestens 50’000 Einwohnerinnen und 

Einwohner betragen.  

- Der Spruchkörper der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde soll mit Personen 

besetzt sein, die diese Tätigkeit hauptberuflich ausüben.  

- Konstante Spruchkörper sind anzustreben, da diese eine kontinuierliche Recht-

sprechung erwarten lassen.  

Die Analysen haben gezeigt, dass die Mitglieder im Spruchkörper mit Abschlüssen in 

den Bereichen Recht und Soziale Arbeit am häufigsten sind. Sie werden ergänzt durch 

Personen mit Abschlüssen aus den Bereichen Pädagogik/Sozialpädagogik oder Psycho-

logie. Es zeigt sich, dass in 78 Prozent der Behörden mindestens Personen aus den Be-

reichen Recht und Soziale Arbeit im Spruchkörper vertreten sind. Von den 138 an der 

Online-Befragung beteiligten KESB weisen nur zehn (jene aus den Kantonen Waadt 

und Genf) einen Spruchkörper auf, der nur aus Juristinnen und Juristen besteht. Das 

bedeutet dass rund 93 Prozent der KESB über einen interdisziplinär zusammengesetz-

ten Spruchkörper verfügen. Die häufigste Kombination von Disziplinen ist jene von 

Recht und Soziale Arbeit: 75 Prozent der KESB weisen eines solche Kombination bei 

der Zusammensetzung des Spruchkörpers auf. Die Fallstudie im Kanton Neuenburg 

zeigt, dass der Einbezug nicht-juristischen Fachwissens über Beisitzende je nach Einsatz 

dieser Personen unterschiedlich gut gewährleistet werden kann. Die erste Empfehlung 

der KOKES ist dennoch mehrheitlich erfüllt. Der Befund wird zusätzlich durch den 

Umstand bestätigt, dass nur ein geringer Teil der Verfahren ausschliesslich durch Juris-

tinnen oder Juristen geleitet wird. Ferner sind Fallbesprechungen im Team häufig, um 

Entscheide abzustützen. 

Der zweiten Empfehlung der KOKES wird mehrheitlich nachgekommen: Viele Behör-

den verfügen zwar über Spruchkörper mit kleinerem Einzugsgebiet (70 Prozent). Die 

meisten davon befinden sich in den Kantonen Wallis und Tessin. Werden die KESB der 

Kantone Wallis und Tessin sowie der Kantone mit weniger 50‘000 Einwohnerinnen 

und Einwohner nicht berücksichtigt, dann weisen lediglich ein Drittel der KESB 

Spruchkörper mit weniger als 50’000 Einwohner/-innen im Einzugsgebiet auf. 

Auch die dritte Empfehlung wird mehrheitlich berücksichtigt: Wir haben geprüft, wel-

che KESB einen durchschnittlichen Beschäftigungsanteil im Spruchkörper von unter 

60 Prozent aufweisen (dahinter steht die Annahme, dass eine hauptberufliche Tätigkeit 

eine 60-Prozent-Anstellung bedingt). Total 41 Prozent der befragten KESB weisen ei-

nen durchschnittlichen Beschäftigungsanteil von unter 60 Prozent aus. Die Hälfte da-

von sind eher kleine KESB, namentlich in den Kantonen Wallis, Aargau und Tessin. 

Schliesslich weist die Mehrheit der Spruchkörper (60%) eine konstante Zusammenset-

zung auf. Dieses Kriterium der KOKES ist somit nur teilweise erfüllt. Der Befund wird 

durch die Gespräche mit Experten/-innen allerdings relativiert: Sie weisen darauf hin, 

dass Behörden mit volatilen Spruchkörpern ebenfalls geeignet sind eine Konstanz der 
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Rechtsprechung zu wahren. Dies wird durch den Präsidenten beziehungsweise die Prä-

sidentin oder eine Stellvertretung gewährleistet. 

E m p f e h l u n g e n  i m  H i n b l i c k  a u f  d i e  V o r g a b e n  z u r  O r g a n i s a t i o n  

Es lassen sich aus der Prüfung der Vorgaben des ZGB und der Empfehlungen der KO-

KES folgende Empfehlungen ableiten: 

- Der Spruchkörper soll in den drei Walliser Behörden mit nur zwei Mitgliedern auf 

drei Mitglieder aufgestockt werden. 

- Die Interdisziplinarität soll bei den KESB der Kantone Waadt und Genf, welche 

über keine interdisziplinär zusammengesetzten Spruchkörper verfügen, gefördert 

und vorangebracht werden. In Gerichtsbehörden ist zudem zu prüfen, inwiefern  

der unterschiedlich häufige Einsatz von Beisitzenden tatsächlich eine Interdiszipli-

narität gewährleisten kann. 

- Zur Grösse der KESB können wir keine generellen Empfehlungen ableiten. Es 

könnte vermutet werden, dass ein grosses Einzugsgebiet die Professionalisierung 

fördert und auch Skaleneffekte erwarten lässt – in dem Sinne, dass Nettokosten für 

KESB mit einem grossen Einzugsgebiet pro Einwohner/-in systematisch tiefer aus-

fallen. Letzteres konnten wir in den Umfragedaten nicht nachweisen. Hingegen 

finden sich Hinweise darauf, dass die kleineren KESB eine geringere Professionali-

sierung aufweisen, gemessen am durchschnittlichen Beschäftigungsgrad. Allerdings 

verfügen wir nicht über individuelle Daten zu den Beschäftigten, sondern nur über 

Angaben pro KESB. Wir empfehlen daher, die Frage der Professionalität und der 

Kosten, namentlich im Zusammenhang mit kleinen KESB einer vertieften Untersu-

chung zu unterziehen. Mit Fallstudien oder partiellen Umfragen in ausgewählten 

Kantonen ist zu prüfen, wie sich die Qualität der Arbeit, vor allem in den Kanto-

nen mit vielen kleinen KESB, darstellt.  

- Die Konstanz der Spruchkörper ist nicht überall gegeben. Die qualitativen Ergeb-

nisse weisen aber darauf hin, dass aufgrund der quantitativen Daten nicht ohne 

weiteres ein fixer Spruchkörper empfohlen werden kann. Wenn diese Frage be-

deutsam ist, so sind für Empfehlungen weitere Abklärungen notwendig.  

1 . 3 . 3  F I N A N Z I E R U N G  D E R  K O S T E N   
Es galt, zwei Fragen in Bezug auf die Finanzierung zu beantworten. Dabei unterschei-

den wir zwischen den Kosten für die Behörden selbst und den Kosten der Massnahmen, 

die von den Behörden verfügt werden. 

W i e  e r f o l g t  d i e  A u f t e i l u n g  d e r  K o s t e n  f ü r  d i e  K E S B ?  

Die Finanzierung der Behörden folgt in der Regel der Wahl der Organisationsmodelle. 

Die Personal- und Infrastrukturkosten jener 20 KESB, die bei Gerichten oder kantona-

len Verwaltungen angesiedelt sind, werden mit einer Ausnahme auch von den Kanto-

nen getragen: Einzig im Kanton Obwalden, sind die Gemeinden für die Finanzierung 

der kantonalen KESB verantwortlich. In fünf Kantonen, welche über eine kommunale 

Trägerschaft bei der KESB verfügen, werden die Kosten durch die Gemeinden bezie-

hungsweise durch Gemeindeverbände getragen. Im Kanton Tessin, welcher ebenfalls 
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über ein kommunales Modell verfügt, erfolgt die Finanzierung gemeinsam zwischen 

dem Kanton und den Gemeinden.  

Die unterschiedliche Modalitäten der Finanzierung zeigen sich auch im Rahmen der 

Fallstudien. Die KESB Innerschwyz und die APEA Neuchâtel werden vom Kanton, die 

KESB Leimental und Sarganserland von den Gemeinden finanziert. Bei einer kommu-

nalen Trägerschaft orientiert sich die Aufteilung der Kosten auf die Gemeinden zum 

grossen Teil an den Fallzahlen der KESB und zu einem kleineren Teil an der Einwoh-

nerzahl. 

D 1 .2 :  Verg le ich  der  F inanz ierung  in  den  v ier  Fa l l s tud ien  

 Innerschwyz 

(SZ) 

Sarganserland 

(SG) 

Leimental (BL) Neuchâtel 

(NE) 

Finanzierung Spruch-

körper, Sekretariat, 

Fachdienst 

Kanton Gemeinden Gemeinden Kanton 

Finanzierung Berufsbei-

standschaften 

Kanton Gemeinden Gemeinden Kanton 

Quelle: Interviews und Dokumente der Fallstudien. 

Die Finanzierung von der Behörden selbst sowie der Berufsbeistandschaften folgt den 

Organisationsmodellen. Wir sehen davon ab, eine Empfehlung hierzu zu formulieren. 

W i e  e r f o l g t  d i e  A u f t e i l u n g  d e r  K o s t e n  f ü r  d i e  M a s s n a h m e n ?  
Die Finanzierung von Massnahmen ist zwischen den Kantonen und den Gemeinden 

unabhängig von den Modellen unterschiedlich geregelt. Es kommt oft zur Situation, 

dass die Verfügung der Massnahme nicht durch die gleiche Einheit erfolgt wie die Fi-

nanzierung der Massnahme. Das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz als ein wichtiges 

Prinzip der Aufgabenteilung im föderalen System wird damit nicht eingehalten. Bei 

diesem Prinzip soll sich im Rahmen einer staatlichen Aufgabe der Kreis der Nutzniesser 

mit demjenigen der Kosten- und Entscheidungsträger decken. Davon betroffen sind die 

Gemeinden in 17 Kantonen. Wir gehen davon aus, dass die unterschiedlichen Regelun-

gen nur zum Teil auf das Kindes- und Erwachsenenschutzrecht zurückzuführen sind. 

Vielmehr sind die Kostenaufteilungen in der Gesetzgebung zur Sozialhilfe und der Plat-

zierung in Heimen festgelegt. 

Auch im Rahmen der Fallstudien wurde die Finanzierung der Massnahmen detaillierter 

betrachtet. Die folgende Darstellung gibt eine Übersicht. 
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D 1 .3 :  Verg le ich  der  F inanz ierung  der  Massnahmen in  den  v ier  Fa l l s tud ien  

 Innerschwyz 

(SZ) 

Sarganserland 

(SG) 

Leimental (BL) Neuchâtel 

(NE) 

Finanzierung Kosten 

von Massnahmen 

Gemeinden Gemeinden 

und Kanton, 

Sonderlasten-

ausgleich zwi-

schen Gemein-

den 

Gemeinden 

und Kanton 

Kanton und 

Gemeinden 

(Beteiligung 

Gemeinden 

gemäss ihrer 

Einwohner-

zahl) 

Quelle: Interviews und Dokumente der Fallstudien. 

Im Rahmen der Fallstudien hat sich gezeigt, dass Platzierungen in Kinder- und Jugend-

heimen die höchsten Kosten im Kindes- und Erwachsenenschutz verursachen. Aller-

dings müssen nur im Kanton Schwyz die Gemeinden vollumfänglich dafür aufkommen. 

In St.Gallen beteiligt sich der Kanton anteilsmässig an den Kosten (zudem gibt es einen 

Sonderlastenausgleich), in Neuenburg werden die Gemeinden gemäss Einwohnerzahl 

an den Kosten beteiligt und im Baselbiet trägt der Kanton die Kosten ganz. Ambulante 

Massnahmen (die auch dazu beitragen sollen, dass auf Platzierungen verzichtet werden 

kann), werden ausser in Neuenburg in allen Fallstudien vollständig von den Gemein-

den finanziert (sofern die betroffenen Personen nicht dafür aufkommen können). In 

St.Gallen gibt es auch hierfür die Möglichkeit, dass sich der Kanton über einen Sonder-

lastenausgleich beteiligt. Das heisst, es wird versucht, die Verletzung der fiskalischen 

Äquivalenz mit jeweils spezifischen Massnahmen zu kompensieren.  

E m p f e h l u n g  z u r  F i n a n z i e r u n g  d e r  K o s t e n  

Aus Sicht der Evaluation lässt sich in Bezug auf die Kosten die folgende Empfehlung 

formulieren: 

- Die Kosten für die Massnahmen der KESB können hauptsächlich bei kleinen Ge-

meinden zu einer hohen finanziellen Belastung führen. Es lässt sich dazu folgende 

Empfehlung aussprechen: Wo hohe Kosten bei kleinen Gemeinden zu beobachten 

sind, soll die Einführung eines Lastenausgleichs zwischen Gemeinden oder eine 

stärkere Beteiligung des Kantons an den Kosten für die Massnahmen geprüft wer-

den. Wo dies effektiv sinnvoll und notwendig ist, muss eine fallweise Prüfung in 

den Kantonen zeigen. 

1 . 3 . 4  E I N B I N D U N G  D E R  G E M E I N D E N  
Es galt, folgende Frage zu beantworten. 

I n w i e w e i t  s i n d  d i e  G e m e i n d e n  i n  d i e  E n t s c h e i d u n g s p r o z e s s e  d e r  K E S B  

P r o z e s s e  e i n g e b u n d e n ?  
Grundsätzlich sollte die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde im Sinne ihrer Fach-

lichkeit unabhängig von den kommunalen Behörden entscheiden können. Insbesondere 

sollten die Behörden alleine zuständig dafür sein, welche Massnahme anzuordnen ist. 

Es stellt sich daher die Frage, ob Vertreterinnen oder Vertreter der Gemeinden im 

Spruchkörper Einsitz haben sollen. Die Analysen haben gezeigt, dass in den meisten 
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Behörden keine Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinden im Spruchkörper sind. 

Ausnahmen bilden die KESB des Kantons Tessin sowie einige Behörden in den Kanto-

nen Wallis und Basel-Landschaft. 

Im Gegensatz dazu ist es jedoch vielerorts erwünscht, dass die Kindes- und Erwachse-

nenschutzbehörden bei Abklärungen von Massnahmen eng mit den Verantwortlichen 

der Gemeinden zusammenarbeiten. Bei rund der Hälfte der Fälle von Abklärungen 

wird dies von den KESB praktiziert. Die detaillierten Angaben dazu zeigen, dass der 

Einbezug der Gemeinden bei den KESB, welche als Verwaltungsbehörde organisiert 

sind, etwas häufiger erfolgt als bei den KESB, mit einem Gerichtsmodell. Bei den kan-

tonal organisierten Behörden sind zudem häufiger verbindliche Reglungen zum Einbe-

zug der Gemeinden bei Abklärungen oder Anordnungen von Massnahmen anzutreffen 

als bei den kommunalen Trägerschaften oder den als Gericht organisierten Behörden. 

Auch im Rahmen der Fallstudien wurde die Zusammenarbeit zwischen den Behörden 

und den Gemeinden thematisiert. Dabei hat sich gezeigt, dass eine kommunale Träger-

schaft der KESB zu Konflikten führen kann, wenn Entscheide der KESB umstritten 

sind. Jedoch zeigen die Fallstudien auch auf, dass die Trägerschaft durch die Gemein-

den das Wissen und die Zusammenarbeit zwischen KESB und Gemeinden begünstigt 

hat. Im Kanton Schwyz mit einer kantonalen KESB traten hier zunächst Defizite auf 

und der KESB gelang es erst mit der Zeit, die Gemeinden entsprechend über ihre Arbeit 

zu informieren. 

Der Einbezug der Gemeinden bei Entscheiden (z.B. hinsichtlich der Auswahl von An-

bietern für Platzierungen) erfolgt unterschiedlich. Beispielsweise haben Gemeinden im 

Leimental, die Abklärungen und Berufsbeistandschaften an die KESB delegiert haben, 

ein weniger starkes Bedürfnis nach einer solchen Einbindung. Gemeinden im Zustän-

digkeitsgebiet der KESB Innerschwyz, Sarganserland und Neuchâtel sind hingegen 

stärker an einem Austausch mit der KESB interessiert.  

Ein entscheidender Faktor für die Güte der Zusammenarbeit zwischen KESB und Ge-

meinden ist die Aufteilung der Kosten. So scheint dort, wo sich der Kanton an Kosten 

im KESR stärker beteiligt hat, die Diskussion zwischen KESB und den Gemeinden we-

sentlich weniger hohe Wellen geworfen zu haben. Mehr Konfliktpotenzial ist dort vor-

handen, wo die fiskalische Äquivalenz nicht gegeben ist, also Entscheider und Finanzie-

rer nicht deckungsgleich sind. Dass in solchen Situationen Konflikte auftreten können, 

ist nicht erstaunlich. Wir glauben aber, dass der Unmut der Gemeinden im Hinblick 

auf die Kosten nicht ausschliesslich auf die absolute Höhe der Kosten, sondern auf die 

Verteilung der Kosten zwischen Kanton und Gemeinden zurückzuführen ist. Wesent-

lich für die Akzeptanz auf Stufe Gemeinden ist zudem, wie über die Kostenverteilung 

informiert worden ist. Erfahrungen aus der Romandie weisen darauf hin, dass dort, wo 

die KESB schon lange als kantonale Behörde etabliert sind, eine mangelnde fiskalische 

Äquivalenz von den Gemeinden als weniger problematisch wahrgenommen wird. 

Dort, wo verantwortungsvolle und interessante Aufgaben bei kommunalen Behörden 

mit der Gründung der KESB weggefallen sind, kann auch darin eine Ursache für Span-

nungen zwischen Gemeinden und KESB gesehen werden. Wir gehen davon aus, dass 

sich hier mit der Zeit eine Normalisierung einstellen wird. 
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E m p f e h l u n g e n  z u r  Z u s a m m e n a r b e i t  m i t  d e n  G e m e i n d e n  

Aus Sicht der Evaluation lassen sich folgende Empfehlungen formulieren:  

- Die Gemeinden als Finanzierer sollten von der KESB besser über die Kosten oder 

mögliche Optionen bei der Auswahl von Anbietenden informiert werden. Dadurch 

lassen sich Konflikte um die Höhe der Kosten reduzieren.2 

- Ob eine stärkere Einbindung der Gemeinden bei Abklärungen (die schliesslich 

auch für den Entscheid der KESB eine wichtige Rolle spielen) generell empfohlen 

oder abgelehnt werden soll, lässt sich aus unseren Daten nicht ableiten. Nament-

lich die Fallstudien haben gezeigt, dass einige Gemeinden einen stärkeren Einbezug 

wünschen, andere mit vergleichbaren Organisationsmodellen ohne einen Einbezug 

durch die KESB durchaus zufrieden sind. Darüber hinaus besteht beim Einbezug 

der Gemeinden ein Dilemma: Gemeinden verfügen oftmals über wertvolle Infor-

mationen, welche bei der Abklärung und dem Entscheid über die Verfügung von 

Massnahmen nützlich sein können. Umgekehrt ist die Unabhängigkeit der KESB 

ein wichtiger Grundsatz, der bei einem engen Kontakt mit den Gemeinden tangiert 

werden könnte. Ohne vertiefte Untersuchungen lässt sich aus unserer Sicht keine 

Empfehlung ableiten, wie mit diesem Dilemma in der Praxis umzugehen ist.  

1 . 3 . 5  P E R S O N A L  

In Bezug auf die personelle Ausstattung galt es, folgende Fragen zu beantworten. 

W i e  v i e l e  P e r s o n e n  m i t  w e l c h e n  Q u a l i f i k a t i o n e n  s i n d  f ü r  d i e  K E S B  t ä -

t i g ?   

Wie bereits oben aufgeführt, weisen die Spruchkörper der KESB insgesamt ein gut qua-

lifiziertes Personal auf. Der grösste Teil des Personals in den Spruchkörpern (total über 

700 Personen) machen Juristinnen und Juristen aus, gefolgt von Personen aus der Sozi-

alen Arbeit. Darüber hinaus sind Fachleute aus weiteren Bereichen (z.B. Pädagogik, 

Medizin, Gesundheit, Psychologie und Treuhandwesen) bei den KESB aktiv. Neben 

den Spruchkörpern sind bei den KESB über 1’210 weitere Personen im Bereich der 

unterstützenden Dienste tätig.  

Die meisten KESB verfügen über fünf bis zehn Personen im Bereich der unterstützenden 

Dienste. Bei grossen KESB sind bis zu 25 Personen in den Bereichen Rechtsdienst, Ab-

klärungsdienst, Revisorat oder der Administration tätig. Dazu kommen rund 7’900 

Berufsbeistände und über 28’000 private Mandatsträger/-innen, welche im Rahmen der 

Mandatsführung Aufgaben für die Kindes- und Erwachsenschutzbehörden überneh-

men. 

 

2
 Vgl. dazu auch die Empfehlungen der Konferenz für Kindes- und Erwachsenenschutz (KOKES). Der Einbezug von Sozialhilfebehör-

den in die Entscheidungsfindung der Kindesschutzorgane, in ZKE Zeitschrift für Kindes- und Erwachsenenschutz ZKE 2014, S. 263–

274,   

<http://www.vbk-cat.ch/assets/pdf/de/dokumentationen/empfehlungen/14_Empfehlungen_Einbezug_SH- 

Beh__rden_mit_Hinweis_BGer.pdf>. 
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W i e  w e r d e n  d i e  p e r s o n e l l e n  R e s s o u r c e n  d u r c h  d i e  K E S B  b e u r t e i l t ?  W i e  

i s t  d a s  V e r h ä l t n i s  z w i s c h e n  P e r s o n a l  u n d  W o h n b e v ö l k e r u n g ?  

Die Personalausstattung wird von 54,7 Prozent der befragten Behörden als unzu-

reichend bezeichnet. Wir haben geprüft, ob sich Unterschiede zwischen KESB mit ei-

nem Verwaltungsmodell und KESB mit einem Gerichtsmodell ergeben. Es hat sich ge-

zeigt, dass die Belastung bei den KESB mit Gerichtsmodell und den kantonal organi-

sierten Behörden etwas höher eingeschätzt wird. 

Zwischen dem Personalbestand der Behörden (Spruchkörper inklusive unterstützende 

Dienste) und der Einwohnerzahl im Einzugsgebiet der KESB ergibt sich kein statisti-

scher Zusammenhang. Es ist zu vermuten, dass dies mit der Grösse der Abklärungs-

dienste beziehungsweise mit dem Umfang der Abklärungen, welche durch die KESB 

selber durchgeführt werden, zusammenhängt. Beide Aspekte können stark variieren, 

wodurch sich kein statistischer Zusammenhang ergibt. 

Durchschnittlich sind die KESB mit 0,17 Stellenprozent pro 1’000 Einwohner/-innen 

besetzt. Vergleicht man die entsprechenden Werte nach Grösse und Organisationsform 

der KESB, zeigt sich, dass die KESB an Gerichten im Durchschnitt mit 0,1 Stellenpro-

zent pro 1’000 Einwohner/-innen etwas weniger hoch dotiert sind. Dies ist eine mögli-

che Erklärung für die stärker berichtete Überlastung der KESB bei Gerichten. 

Auch im Rahmen der Fallstudien haben wir die personellen Ressourcen der einzelnen 

KESB näher untersucht.  

D 1 .4 :  Verg le ich  von Kennzah len  zum Persona l  der  v ier  Fa l l s tud ien  

 Innerschwyz 

(SZ) 

Sarganserland 

(SG) 

Leimental (BL) Neuchâtel 

(NE) 

Personalbestand (FTE) 

mit Berufsbeistand-

schaft 

29 18,3 12,35  

Personalbestand (FTE) 

ohne Berufsbeistand-

schaft 

15,7 10,4 8,77 3,3 (in der 

Praxis eher 

mehr) 

Aufstockung seit 2013 + 20% + 20% + 0,5% Keine  

Veränderung 

Heute ausreichend? Eher ja Eher ja,  

Fluktuation ist 

Problem 

Nein Ja 

Quelle: Interviews und Dokumente der Fallstudien. 

Der Personalbestand der KESB (ohne Berufsbeistandschaft) pro 1’000 Einwoh-

ner/-innen ist bei der KESB Innerschwyz mit 0,25 FTE (Full-time Equivalent) und der 

KESB Sarganserland mit 0,26 FTE sehr ähnlich. Deutlich weniger Personal pro 1’000 

Einwohner/-innen setzt die KESB Leimental mit 0,12 FTE ein. Für den Unterschied 

können vier mögliche Gründe genannt werden: Erstens ist die KESB im Leimental nicht 

für alle Abklärungen selbst verantwortlich, zweitens ist der Bedarf nach zusätzlichem 

Personal im Leimental am stärksten, drittens verfügten die Gemeinden im Leimental 
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schon vor 2013 über professionelle Strukturen im Kindes- und Erwachsenenschutz und 

viertens kann das grössere Einzugsgebiet im Kanton Basel-Landschaft eine Rolle spie-

len (aufgrund von Skaleneffekten kann allenfalls mit einem weniger hohen Personalbe-

stand gearbeitet werden). Im Leimental fiel zudem die Aufstockung gegenüber 2013 

minimal aus. Das tiefste Verhältnis zwischen personellen Ressourcen der KESB und der 

Bevölkerungszahl ist bei der Fallstudie Neuchâtel ersichtlich. Hier setzt die APEA nur 

0,06 FTE pro 1’000 Einwohner/-innen ein. Gründe dafür liegen darin, dass die KESB 

hier weniger Aufgaben für Abklärungen übernimmt, und die beiden Beisitzenden mit 

anderen Fachdisziplinen nicht an der APEA angestellt sind, sondern nach Aufwand 

entschädigt werden. 

E m p f e h l u n g  z u m  P e r s o n a l b e s t a n d  
Die Ergebnisse führen uns zu der folgenden Empfehlung: 

Die Umfragewerte würden spontan die Empfehlung nahelegen, generell eine Aufsto-

ckung des Personals bei den KESB vorzunehmen. Wir sehen von einer solchen allge-

meinen Empfehlung ab. Grund dafür ist der Umstand, dass viele KESB bereits eine 

Aufstockung durchgeführt haben, die Einführungsprobleme möglicherweise bald ab-

klingen und sich dadurch die Situation in ein bis zwei Jahren entspannen könnte. Wir 

halten es aber für sinnvoll, die Entwicklung in ein bis zwei Jahren nochmals mit einer 

Umfrage zu prüfen und neu zu beurteilen. 

1 . 3 . 6  E R S C H W E R E N D E  U N D  U N T E R S T Ü T Z E N D E  F A K T O R E N  

W e l c h e  F a k t o r e n  h a b e n  d i e  A r b e i t  d e r  K E S B  s e i t  2 0 1 3  e r s c h w e r t  r e s -
p e k t i v e  u n t e r s t ü t z t ?  

Bei der Befragung der Behörden wurde Faktoren erfasst, welche die Arbeit der Behörde 

in den ersten drei Jahren erschwert beziehungsweise unterstützt haben. Praktisch alle 

Befragten haben sich dazu geäussert. 

Die Faktoren, welche die Arbeit der Behörden in den ersten drei Jahren am meisten 

erschwert haben, können in den folgenden Punkten zusammengefasst werden: 

- Probleme mit dem Personal: Fehlende personelle Ressourcen, fehlende Kompeten-

zen und hohe Fluktuationen beim Personal 

- Operative Probleme: Probleme beim allgemeinen organisatorischen Aufbau der 

Behörden sowie Probleme mit der EDV 

- Aussenwahrnehmung: Kritik durch Medien und Politik sowie falsche Erwartungen 

des Umfelds 

- Inhaltliche Probleme: Überführung der alten Massnahmen in neues Recht 

- Kooperation: Probleme bei der Zusammenarbeit mit den Gemeinden 

Die unterstützenden Faktoren können in den folgenden drei Punkten zusammengefasst 

werden: 

- Personal: Motivation, Belastbarkeit und Erfahrung der Mitarbeitenden 



I N T E R F A C E  

 E V A L U A T I O N  K I N D E S -  U N D  E R W A C H S E N E N S C H U T Z R E C H T  1 7  

- Kooperation: Gute Unterstützung und Zusammenarbeit mit Partnern (insbesonde-

re Sozialdienste), Unterstützung durch (Träger-)Gemeinden 

- Ressourcen: Aufstockung der personellen Ressourcen 

Es zeigt sich insgesamt, dass die personellen Ressourcen und das Know-how des Perso-

nals sowie die Zusammenarbeit mit den wichtigsten Partnern eine grosse Bedeutung 

sowohl für erschwerende als auch für hemmende Faktoren haben. 

E m p f e h l u n g e n  a u f  d e r  G r u n d l a g e  d e r  e r s c h w e r e n d e n  u n d  u n t e r s t ü t z e n -

d e n  F a k t o r e n  
Davon ausgehend lassen sich die folgenden Empfehlungen ableiten: 

- Die Kommunikation der KESB mit den Gemeinden ist sowohl auf operativer Ebe-

ne (Soziale Dienste, kommunale Sozialämter) als auch auf strategischer Ebene 

(Exekutive) generell zu intensivieren. Letzteres ist besonders bei Behörden mit 

kommunaler Trägerschaft von Bedeutung. 

- Weiter kann überlegt werden, ob auch im Hinblick auf die Kommunikation in der 

Öffentlichkeit Informationen über die Aufgaben und Leistungen der KESB aktiver 

kommuniziert werden sollen. Das ist eine Aufgabe, die nicht unbedingt von jeder 

KESB selber geleistet werden muss. Hier könnten die Träger oder auch die Auf-

sichtsbehörden entsprechende Unterstützung bieten. Ziel einer aktiveren Kommu-

nikationspolitik soll die Versachlichung der Diskussionen rund um die KESB sein. 

Damit kann ein Beitrag geleistet werden, dass das Vertrauen der Bevölkerung in 

die Behörden gestärkt werden kann. 

1 . 3 . 7  L E I S T U N G E N  
Im Zusammenhang mit den Leistungen galt es, zwei Fragen zu beantworten. 

W i e  s i n d  d i e  v o r l i e g e n d e n  S t a t i s t i k e n  ü b e r  d i e  L e i s t u n g e n  i m  K E S R  z u  
b e u r t e i l e n ?  

Die Analysen zu den verfügbaren Statistiken haben gezeigt, dass die Daten aus den 

Erhebungen der KOKES für die Jahre 2013 und 2014 nicht für kantonale Vergleiche 

genutzt werden können. Die KOKES hat daher auf eine Publikation der Daten für die 

Jahre 2013 und 2014 verzichtet (sie ist von Anfang an von einer Einführungszeit von 

2 bis 3 Jahren für die statistische Erhebung nach neuem Recht ausgegangen). Für den 

Verzicht auf die Publikation gibt es im Wesentlichen zwei Gründe: Erstens waren die 

Daten unvollständig und wurden von den einzelnen KESB teilweise nicht in gleicher 

Art und Weise erhoben. Zweitens entsprechen die Kategorien der Daten nach 2013 

nicht jenen vor 2013, da im Zuge des neuen Rechts die Massnahmenarten im Erwach-

senenschutz modifiziert worden sind. Somit können wir aufgrund der ungenügenden 

Erhebung nach 2013 und der geänderten Systematik nach 2013 keinen Vergleich zwi-

schen der Situation vor und nach 2013 vornehmen. 

Um in der vorliegenden Evaluation dennoch Aussagen über die Leistungen im Kindes- 

und Erwachsenenschutzbereich zu machen, wurden ausgewählte Kenngrössen (Anzahl 

der geführten Mandate und Gefährdungsmeldungen) in der Breitenbefragung erhoben. 

Bei den Analysen dieser Daten hat sich gezeigt, dass keine erklärbaren Muster in Bezug 
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auf allfällige kantonale Differenzen feststellbar sind. Auch innerhalb von Kantonen mit 

mehreren KESB zeigen die Daten eine grosse Varianz, für die es keine plausiblen Erklä-

rungen gibt. Dieser Befund legt den Schluss nahe, dass es sich bei den unterschiedlichen 

Niveaus der erhobenen Leistungsdaten zu grossen Teilen um Unterschiede in der Erfas-

sung beziehungsweise bei der Definition handelt. 

Diese Vermutung wird durch die Fallstudien eher bestätigt. Auch hier haben sich 

Schwierigkeiten beim Vergleich der Leistungen der KESB ergeben. Weder die vorlie-

genden Angaben zur Zahl der Massnahmen (Kanton Schwyz) oder zur Zahl der Ver-

fahren und Abklärungen (Kanton Basel-Landschaft) werden von den Verantwortlichen 

in den Fallstudien als geeignet betrachtet, um die Belastung der Behörden zu quantifi-

zieren oder einen Vergleich zwischen den Kantonen zu ziehen. In Neuenburg liegen 

zudem nur Angaben zu Massnahmen im ganzen Kanton und nicht für die untersuchte 

KESB vor. Hingegen scheinen die im Kanton St.Gallen vorliegenden Angaben zu akti-

ven Dossiers sowie die in der Online-Befragung ermittelten Angaben zu Personen, für 

die ein Mandat geführt wird, aussagekräftigere und stärker belastbare Kennzahlen zu 

sein.  

Die Fallstudien haben zudem gezeigt, dass Gefährdungsmeldungen nicht überall ge-

zählt werden. So konnten die KESB Leimental hierzu keine Daten zur Verfügung stel-

len. Auch lässt der Umstand, dass die Zahl der Gefährdungsmeldungen pro 1’000 Ein-

wohner/-innen bei der KESB Innerschwyz fast fünfmal so hoch ist wie im Sarganser-

land vermuten, dass hier auch strukturelle Faktoren oder eine andere Zählweise ein 

Rolle spielen können.  

W e l c h e  L e i s t u n g e n  e r b r i n g e n  d i e  K E S B ?  

Im Zusammenhang mit den Fragen zur Effizienz der Kindes- und Erwachsenenschutz-

behörden müssen deren Leistungen quantifiziert werden. Wir haben dazu in der On-

linebefragung Informationen zu den eingegangenen Gefährdungsmeldungen und den 

geführten Mandaten erhoben. Es hat sich gezeigt, dass im Jahr 2014 schweizweit min-

destens 24’527 Gefährdungsmeldungen für Erwachsene und mindestens 21’879 Ge-

fährdungsmeldungen für Kinder erfasst wurden. Das entspricht mindestens 3,8 Ge-

fährdungsmeldungen pro 1’000 Personen im Erwachsenenalter beziehungsweise min-

destens 13,6 Gefährdungsmeldungen pro 1’000 Minderjährige.  

In Bezug auf das unterschiedliche Ausmass der Gefährdungsmeldungen in den Kanto-

nen sind keine Muster erkennbar. Es konnten keine Zusammenhänge zwischen der 

Anzahl der Gefährdungsmeldungen und der Grösse des Einzugsgebiets der KESB, dem 

Personalbestand der KESB oder den unterschiedlichen Vollzugsmodellen gefunden 

werden. Auch externen Faktoren wie der Grad der Urbanisierung oder allenfalls kultu-

relle Aspekte lieferten keine Erklärung zum unterschiedlichen Niveau der Gefähr-

dungsmeldungen. Auch bei den Unterschieden zu den geführten Mandaten konnte 

keine Erklärung gefunden werden. Die Kindes- und Erwachsenschutzbehörden haben 

im Jahr Herbst 2015 mindestens 82’200 Mandate für erwachsene Personen und min-

destens 38’000 Mandate für Kinder geführt. Das entspricht durchschnittlich 

12,9 Mandate pro 1’000 Erwachsene und 23,7 Mandate pro 1’000 Minderjährige. 
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Auch im Rahmen der Fallstudien haben wir versucht die Leistungen der einzelnen 

KESB zu vergleichen. Die entsprechenden Werte finden sich in der untenstehenden 

Darstellung. Es zeigt sich, dass es bei den Gefährdungsmeldungen erhebliche Differen-

zen bei den verfügbaren Daten gibt. Pro 1’000 Einwohner/-innen werden von den Be-

rufsbeistandschaften in den Fallstudienregionen zwischen 5,2 und 7,8 Mandate ge-

führt, für private Mandatsträger/-innen liegen die Werte zwischen 2,3 und 4,3. Diese 

Werte geben hingegen den Hinweis darauf, dass sich die KESB bei den geführten Man-

daten in einem ähnlichen Bereich bewegen. Der Vergleich zwischen den Zahlen zu Be-

rufsbeistandschaften in Neuenburg und den anderen Fallstudien wird dadurch er-

schwert, dass in Neuenburg erstens ein grosser Teil von Mandaten im Erwachsenen-

schutz von Anwältinnen und Anwälten übernommen wird und zweitens in der Katego-

rie der privaten Beistände nicht zwischen Familienangehörigen und professionellen 

privaten Beiständen unterschieden wird.  

D 1 .5 :  Verg le ich  zu  den  Le is tungen 

 Innerschwyz 

(SZ) 

Sarganserland 

(SG) 

Leimental 

(BL) 

Neuchâtel 

(NE) 

Gefährdungsmeldungen pro 

1’000 Einwohner/-innen 

12,1 2,5 - 7,8 

Gefährdungsmeldungen pro 

FTE 

47,7 9,6 - 126 

Mandate von Berufsbeistand-

schaften pro 1’000 Einwoh-

ner/-innen 

5,2 7,8 5,8  

Mandate von Berufsbeistand-

schaften pro FTE 

24,5 39,2 50  

Mandate von privaten Man-

datsträgern/-innen pro 1’000 

Einwohner/-innen 

2,3 4,3 4,2  

Mandate pro private Man-

datsträger/-in 

1,2 1,1 1,5  

Quelle: Interviews und Dokumente der Fallstudien. 

W i e  s i n d  d i e  L e i s t u n g e n  i m  K E S R  i m  V e r g l e i c h  z u r  S i t u a t i o n  v o r  2 0 1 3  

z u  b e u r t e i l e n ?  
Da vergleichbare Daten zu den Leistungen der Vormundschaftsbehörden vor 2013 

fehlen – auf die Gründe dazu sind wir weiter oben eingegangen – haben wir im Rah-

men der Fallstudien versucht, dazu Informationen zu erhalten. Es hat sich aber gezeigt, 

dass der Vergleich der Leistungen der KESB mit der Zeit vor 2013 in keiner Fallstudie 

möglich ist. Keine der kontaktierten Behörden konnte dazu zuverlässige Daten liefern. 

Einzig im Sarganserland ist es mit den Daten der Amtsvormundschaften beziehungs-

weise Berufsbeistandschaften möglich einen leichten Anstieg der Fallzahlen zu illustrie-

ren. 

Aus den Fallstudien lassen sich qualitative Aussagen zur Entwicklung der Leistungen 

ableiten (vgl. Darstellung D 1.6). Während es in Neuenburg praktisch keine Verände-

rung gab, hat in den KESB der übrigen Fallstudien mit der Gesetzesrevision eine Pro-



I N T E R F A C E  

 E V A L U A T I O N  K I N D E S -  U N D  E R W A C H S E N E N S C H U T Z R E C H T  2 0  

fessionalisierung eingesetzt. Die Massnahmen werden besser auf die Betroffenen ange-

passt, was mit höherem Aufwand verbunden ist. Der qualitative Vergleich mit der Si-

tuation vor 2013 zeigt, dass Unterschiede in der Leistungserbringung, je nachdem, wie 

professionell bereits Vormundschaftsbehörden und Amtsvormundschaften aufgestellt 

waren, unterschiedlich gross ausfallen. Wo qualifiziertes und motiviertes Personal von 

Vorgängerbehörden angestellt werden konnte, erwies sich dies als Vorteil für die Auf-

bauarbeit bei der KESB. 

D 1 .6 :  Verg le ich  zu  den  Le is tungen der  v ier  Fa l l s tud ien  

 Innerschwyz 

(SZ) 

Sarganserland 

(SG) 

Leimental (BL) Neuchâtel (NE) 

Vergleich Leistungen 

mit Leistungen vor 

2013 

Nicht möglich  Teilweise bei 

Amtsvor-

mundschaf-

ten/BB (gestie-

gene Zahl der 

Beistandschaf-

ten durch 

Berufsbeistän-

de seit 2010) 

Nicht möglich Nicht möglich 

Vorgelagerte Dienste Verschieden Gut ausge-

baut, gemein-

same freiwilli-

ge Beratungs-

dienste 

Gut ausge-

baut, Unter-

schiede beste-

hen 

Gut ausge-

baut, kantonal 

geregelt 

Quelle: Interviews und Dokumente der Fallstudien. 

E m p f e h l u n g e n  z u  d e n  L e i s t u n g e n  

Die quantitativen Analysen und Recherchen zu den Leistungen der KESB waren insge-

samt wenig ergiebig. Vergleiche zwischen den Kantonen oder einzelnen KESB sind 

aufgrund der unterschiedlichen Erfassung und Verfügbarkeit der Daten nur bedingt 

möglich. Derselbe Befund gilt daher auch für die Analyse von Daten vor dem Jahr 

2013. Verwertbare Hinweise ergaben sich nur aus den Fallstudien. Insgesamt muss die 

Datenlage bei der quantitativen Beschreibung der Leistungen als unbefriedigend be-

zeichnet werden. Dies erschwert darüber hinaus Überlegungen zur Effizienz, da ohne 

zuverlässige Leistungsdaten keine spezifischen Kostenwerte berechnet werden können. 

Dies führt uns zu folgenden Empfehlungen. 

- Damit künftig vergleichbare Aussagen zu den Leistungen der KESB gemacht wer-

den können, empfehlen wir, die Bestrebungen der KOKES für eine einheitliche Er-

fassung und Meldung der Daten weiterzuführen und zu unterstützen. Wir empfeh-

len, die Methodik (Definition der Kategorien) und die Erhebungsinstrumente wei-

terzuentwickeln. Dabei kann auch darüber nachgedacht werden, die Erhebungen 

auf ausgewählte Kennzahlen weiter einzuschränken.  

- Wir empfehlen, zu einem späteren Zeitpunkt eine Analyse der Entwicklung der 

Leistungen durchzuführen. 
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1 . 3 . 8  K O S T E N  
Zu den Kosten waren zwei Fragen zu beantworten. 

W i e  p r ä s e n t i e r e n  s i c h  d i e  K o s t e n  i m  K E S R ?  

Gemäss der durchgeführten Erhebung belaufen sich die Kosten für die Behörden auf 

mindestens 255 Millionen Franken. Diese Zahl basiert jedoch auf den Angaben von 

nur 81 Behörden. Nicht berücksichtigt werden konnten beispielsweise die Kosten der 

KESB in den Kantonen Appenzell Innerrhoden, Aargau, Neuenburg, Waadt, wo die 

Behörden keinen Angaben zu den Kosten gemacht haben. Auch in anderen Kantonen 

wurden Angaben zu den Kosten der KESB nicht von allen Behörden geliefert. Grund-

sätzlich dürften die effektiven Kosten also deutlich höher liegen. 

Die Differenzen der Kosten der einzelnen Behörden sind beträchtlich und variieren 

zwischen mehreren tausend Franken bis zu Millionenbeträgen im zweistelligen Bereich. 

Die Höhe der durchschnittlichen Nettokosten pro Behörde betragen 3,15 Millionen 

Franken. Die durchschnittlichen Kosten für die KESB mit einem kommunalen Träger-

modell liegen mit 1,25 Millionen Franken deutlich unter dem gesamten Durchschnitt. 

Während die durchschnittlichen Kosten bei den Gerichtsmodellen 3,68 Millionen 

Franken betragen, können für die kantonalen Fachbehörden durchschnittliche Kosten 

von 7,79 Millionen Franken ausgewiesen werden.  

Die Durchschnittskosten lassen an sich keinen Vergleich zu. Dieser ist am ehesten über 

relative Werte zum Beispiel über die Nettokosten pro Einwohner/-in im Einzugsgebiet 

möglich. Die durchschnittlichen Kosten liegen schweizweit bei 25.10 Franken pro Ein-

wohnerin und Einwohner. Die kommunalen Modelle weisen einen Wert von 22.20 

Franken pro Kopf, die KESB an Gerichten 23.30 Franken und die KESB bei kantonalen 

Stellen 32.50 Franken pro Kopf aus. Aus diesem Vergleich lassen sich aber keine direk-

ten Informationen in Bezug auf die Effizienz der einzelnen Modelle ableiten, weil der 

Umfang der Leistungen unterschiedlich sein kann (Führung von Berufsbeistandschaften 

durch die KESB, Ausmass der Abklärungen usw.). Wir haben dennoch versucht, die 

Führung der Berufsbeistandschaften aus den Kosten auszuklammern. Diese Kosten 

fallen primär bei den KESB ins Gewicht, welche bei kantonalen Verwaltungsstellen 

angesiedelt sind (bei den kommunalen KESB sind die berechneten Veränderungen der 

Kosten minim): Es zeigt sich, dass die Kosten bei den kantonalen Fachbehörden sich 

auf 27.80 Franken pro Kopf reduzieren. Damit liegen die Werte insgesamt nicht sehr 

weit auseinander. Dennoch ist Vorsicht geboten, da für einen methodisch sachgerech-

ten Vergleich der Umfang der Leistungen besser bekannt sein müsste. 

Auch im Rahmen der Fallstudien wurde den Kosten der KESB vertieft nachgegangen. 

Es zeigte sich, dass grosse Unterschiede auftreten können. Pro Einwohner/-in und Jahr 

betragen die Nettokosten für die KESB und die Berufsbeistandschaft zwischen 

24 Franken (Leimental) und 58 Franken (Innerschwyz). Neben den möglichen Fakto-

ren, die bereits zur Erklärung des tieferen Personalbestands im Leimental aufgeführt 

worden sind, vermuten wir, dass auch die vergleichsweise hohen Gebühren im Leimen-

tal einen Beitrag für die geringeren Nettokosten der KESB leisten. Die folgende Darstel-

lung soll der Veranschaulichung der Angaben zu den Kosten im Vergleich dienen. 
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D 1 .7 :  Verg le ich  der  Kosten  der  v ier  Fa l l s tud ien  

 Innerschwyz 

(SZ) 

Sarganserland 

(SG) 

Leimental (BL) Neuchâtel 

(NE) 

Kosten (KESB und Berufs-

beistandschaften) 

3,6 Mio. CHF 2,2 Mio. CHF 1,7 Mio. CHF  

Kosten pro Einwohner/-in 

(KESB und Berufsbei-

standschaften) 

58 CHF 56 CHF 24 CHF  

Quelle: Interviews und Dokumente der Fallstudien. 

I n w i e f e r n  s i n d  d i e  K o s t e n  i m  V e r g l e i c h  z u r  S i t u a t i o n  v o r  2 0 1 3  g e s t i e -

g e n ?  
Aus den quantitativen Analysen der Umfragedaten sowie weiteren Statistiken lassen 

sich keine Schlüsse über die Entwicklung der Kosten für Personal und Infrastruktur seit 

dem Jahr 2013 ableiten. Wir haben daher im Rahmen der Fallstudien versucht, Infor-

mationen zur Beantwortung dieser Frage zu finden. Es hat sich gezeigt, dass in der 

Innerschwyz, im Leimental und im Sarganserland der Revision des Kindes- und Er-

wachsenenschutzes gemäss einer qualitativen Beurteilung der Befragten die Kosten für 

Personal und Infrastruktur im Vergleich zu der Zeit vor 2013 gestiegen sind. Der An-

stieg dieser Kosten wurde zwar erwartet, aber insbesondere im Sarganserland und in 

Innerschwyz unterschätzt (vgl. dazu die Beurteilung zu den personellen Ressourcen). 

An der APEA Neuchâtel wird die mit der Einführung des neuen Rechts verbundene 

Kostensteigerung als minimal erachtet. Einen grossen Einfluss auf die Kosten der KESB 

haben neben den unterschiedlichen Zuständigkeiten für Abklärungen und Berufsbei-

standschaften auch die vorgelagerten Dienste. Diese ermöglichen in allen vier Fallstu-

dien eine Entlastung der KESB. Es ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass mit dem 

neuen Recht auch neue Aufgaben für die KESB entstanden sind. 

Während bei der APEA Neuchâtel das neue Recht keine Veränderung bei den Kosten 

für die Massnahmen mit sich gebracht hat, sind die Kosten für die Massnahmen ge-

mäss Einschätzung der Gesprächspartner/-innen der KESB Innerschwyz und Leimental 

seit der Revision des KESR zurückgegangen. Die Gründe dafür liegen darin, dass weni-

ger häufig Platzierungen verfügt werden als vor 2013. Im Sarganserland wird hingegen 

auf eine höhere Zahl an kostenintensiven Massnahmen hingewiesen. Die Befragten 

rechnen aufgrund der demografischen Alterung und einer Zunahme der Flüchtlingszah-

len in der Tendenz mit weiter wachsenden Kosten für die Massnahmen.  
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D 1 .8 :  Verg le ich  der  Kostenen tw ick lung zur  S i tuat ion  vor  2013 

 Innerschwyz 

(SZ) 

Sarganserland 

(SG) 

Leimental (BL) Neuchâtel  

(NE) 

Kosten der KESB (Perso-

nal und Infrastruktur) im 

Vergleich zur Situation 

vor 2013 

Gestiegen, 

wurde unter-

schätzt 

Gestiegen, 

wurde unter-

schätzt 

Gestiegen  Minimal ge-

stiegen 

Entwicklung der Kosten 

für die Massnahmen im 

Vergleich zur Situation 

vor 2013 

Rückgang: 

mildere Mass-

nahmen und 

frühere Inter-

ventionen 

Anstieg: höhe-

re Zahl an 

kostenintensi-

ven Massnah-

men 

Rückgang: 

tiefere Zahl an 

kostenintensi-

ven Massnah-

men 

Keine Verän-

derung  

Quantitative Beurteilung 

der Kosten für die Mass-

nahmen 

Nicht möglich Nicht möglich Nicht möglich Nicht möglich 

Quelle: Interviews und Dokumente der Fallstudien. 

Bei der Beschreibung der Kosten sind zudem die Grenzen dadurch gegeben, dass die 

Kosten für die Massnahmen durch Gemeinden getragen und verbucht werden. Da von 

den untersuchten Gemeinden die Sozialhilfekosten und Kosten für von der KESB ver-

fügte Massnahmen in den Rechnungen nicht getrennt betrachtet werden, ist es nicht 

möglich, aussagekräftige quantitative Angaben zur Höhe von Kosten für die Mass-

nahmen der KESB vorzunehmen. Auch nach Nachfragen war es den Verantwortlichen 

nicht möglich, diese Kosten zu benennen. 

E m p f e h l u n g e n  z u  d e n  K o s t e n  

Die festgestellten Differenzen bei den Kosten für die KESB sind erheblich. Sie lassen 

sich aber wohl zu einem grossen Teilen durch den unterschiedlichen Umfang der Leis-

tungen im Bereich der organisatorischen Angliederung der Berufsbeistandschaften und 

dem Ausmass der Abklärungen in den Bereichen des Kindes- und Erwachsenenschutzes 

erklären. Möglicherweise hängen die Kosten auch mit der Modellwahl zusammen. Ein 

schlüssiger Zusammenhang lässt sich aus den Daten nicht ermitteln. 

Die Daten geben somit keine Hinweise auf eine unterschiedliche Effizienz einzelner 

Vollzugsmodelle. Auch in Bezug auf die Einschätzung der Kostenentwicklung können 

nur punktuell Aussagen gemacht werden. Während der Aufwand für die Behörden im 

Zusammenhang mit der Professionalisierung und den damit verbundenen personellen 

Aufstockungen gestiegen ist, gibt es insbesondere bei der Entwicklung der Kosten für 

die Massnahmen unterschiedliche Aussagen. Insgesamt kann ausgehend von den Daten 

in Bezug auf die Effizienz keines der praktizierten Vollzugsmodelle favorisiert werden. 

Entsprechen lässt sich dazu keine Empfehlung formulieren. 

Hingegen lässt sich eine Empfehlung in Hinblick auf die Erfassung der Kosten formu-

lieren:  

- Wir empfehlen, dass die KESB eine minimale Kostenrechnung erstellen, welche es 

ermöglicht, die Kosten auf die einzelnen Leistungen (Spruchkörper, Abklärungen, 
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Kosten für die Massnahmen) zu verteilen und so vergleichbare Daten bereitzustel-

len. Eine bessere Übersicht über die effektiven Kosten ist sowohl für die Führung 

als auch das Kostenbewusstsein hilfreich. 

- Soll der Effizienz weiter nachgegangen werden, wären Detailanalysen notwendig, 

bei denen auf die Finanzverantwortlichen in den Kantonen und Gemeinden zu-

rückgegriffen werden sollte. Ob sich auf diesem Weg exaktere Kosten des KESR 

ermitteln lassen, kann momentan nicht beurteilt werden. Dies hängt mit dem Auf-

bau und der Qualität der jeweiligen Rechnungslegung ab respektive damit, wie 

sich die Qualität Detaillierungsgrad der Kosten-Leistungs-Rechnung präsentieren. 

1 . 3 . 9  G E B Ü H R E N   
Es galt, folgende Frage zu beantworten. 

W i e  h o c h  f a l l e n  G e b ü h r e n  i m  K E S R  a u s ?  

Schweizweit wurden im Jahr 2014 von den Kindes- und Erwachsenschutzbehörden 

Gebühren in der Höhe von mindestens 28,76 Millionen Franken erhoben. Die durch-

schnittlichen Einnahmen pro Behörde belaufen sich auf 285’000 Franken und variieren 

zwischen den einzelnen KESB beträchtlich. So werden Einnahmen von ein paar Hun-

dert Franken bis zu mehr als einer Million Franken für die KESB in den Städten Zü-

rich, Bern und Basel generiert. Bezüglich der verschieden Organisationsformen der 

KESB lassen sich keine schlüssigen Differenzen im Umgang mit der Erhebung von Ge-

bühren feststellen. In der Tendenz weisen die kantonalen Fachbehörden jedoch höhere 

durchschnittliche Pro-Kopf-Einnahmen aus. 

Der durchschnittliche Kostendeckungsgrad der Kindes- und Erwachsenschutzbehörden 

beträgt 16,5 Prozent. Auch hier gibt es beträchtliche Differenzen zwischen den einzel-

nen KESB. Diesbezüglich zeigt sich, dass Behörden mit sehr geringem Personalaufwand 

(weniger als 300 Stellenprozente für Spruchkörper und Abklärungsdienst), obwohl sie 

pro Kopf nicht mehr Gebühren erheben, einen vergleichsweise hohen Kostendeckungs-

grad aufweisen. Dies weist auf tiefere Personal- oder Overheadkosten kleiner Spruch-

körper hin. 

In den Fallstudien konnten folgende Kostendeckungsgrade ermittelt werden. 

D 1 .9 :  Verg le ich  der  Kostendeckungsgrade in  den  Fa l l s tud ien   

 Innerschwyz 

(SZ) 

Sarganserland 

(SG) 

Leimental (BL) Neuchâtel 

(NE) 

Kostendeckungsgrad 6,9% (mit Be-

rufsbeistand-

schaften) 

8,3% (ohne 

Berufsbeistand-

schaften) 

19,2% (mit 

Berufsbeistand-

schaften für 5 

Gemeinden) 

 

Quelle: Interviews und Dokumente der Fallstudien. 

Die grossen Unterschiede beim Kostendeckungsgrad sowie die qualitativen Antworten 

zu Gebühren weisen darauf hin, dass betroffene Personen in unterschiedlichem Aus-

mass finanziell an den Leistungen der Behörde beteiligt werden. So werden auch die 
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Bandbreiten, welche die vorhandenen Gebührenkataloge vorgeben, unterschiedlich 

ausgelegt. Die Differenzen sind beträchtlich und betragen mehr als das Doppelte.  

E m p f e h l u n g e n  z u  d e n  G e b ü h r e n  

Bei unterschiedlichen Gebühren für öffentliche Leistungen stellt sich immer die Frage, 

ob diese auf unterschiedliche Effizienz oder auf eine Ungleichbehandlung der Zielgrup-

pen hinweisen. Wäre eines oder beide Argumente zutreffend, wäre eine Vereinheitli-

chung zu prüfen. Aufgrund unserer Daten lässt sich weder feststellen, ob die Gebüh-

renhöhe ein Indikator für die Effizienz darstellt oder ob die Gebühren willentlich oder 

unwillentlich zu einer Ungleichbehandlung führen (möglicherweise stehen hohen Ge-

bühren auch höhere Leistungen gegenüber). Soll in diesem Bereich eine Vereinheitli-

chung erwogen werden, wären vorher detailliertere Abklärungen mit präziseren Kos-

tendaten notwendig, als sie uns zurzeit vorliegen. 

1 . 3 . 1 0  T A R I F E  V O N  M A S S N A H M E N   
Es galt, folgende Frage zu beantworten. 

W i e  h o c h  f a l l e n  T a r i f e  v o n  M a s s n a h m e n  a u s ?  
Tarife für Platzierungen können mit 760 Franken pro Tag zwar sehr hoch ausfallen, 

gemäss den Gesprächspartnern/-innen sorgt eine gewisse Auswahl an Anbietenden aber 

dafür, dass auch bei Heimplatzierungen eine Regulierung der Tarife durch den Markt 

erfolgt. Für sozialpädagogische Familienbegleitungen liegen die Stundensätze zwischen 

120 und 170 Franken – auch hier spielt die Auswahl der Anbietenden eine Rolle für die 

Preisgestaltung, wobei es zum Teil schwierig ist, geeignete Fachleute zu guten Konditi-

onen zu finden. Ein Wechsel von Anbietenden ist teilweise mit mehr Aufgaben für die 

KESB und einem gewissen Risiko für die Klientinnen und Klienten verbunden, kann 

sich aber für die finanzierenden Personen oder Behörden der Massnahmen bezahlt 

machen.  

E m p f e h l u n g e n  z u  d e n  T a r i f e n  
Eine grössere Transparenz für die Tarife von Anbietenden (insbesondere bei ambulan-

ten Massnahmen) könnte einen schweizweiten Vergleich erlauben und dabei helfen, 

Marktmechanismen besser spielen zu lassen. Nicht zuletzt könnte damit dem Vorwurf 

der Sozialindustrie begegnet werden. 

1 . 3 . 1 1  T H E M E N Ü B E R G R E I F E N D E  S C H L U S S F O L G E R U N G E N  
Zum Abschluss dieser Zusammenfassung und Synthese gehen wir zwei Fragen nach: 

Lassen sich Bereiche identifizieren, in denen weiterer Forschungsbedarf besteht und 

lassen sich Hinweise auf eine Best Practice formulieren. 

W e l c h e  H i n w e i s e  a u f  B e s t  P r a c t i c e  l a s s e n  s i c h  f o r m u l i e r e n ?  

Aufgrund der Daten lassen sich keine Best Practices definieren, welche uneingeschränkt 

für alle KESB empfohlen werden könnten. Unsere Analyse namentlich auf Basis der 

Fallstudien lassen vielmehr vermuten, dass die Anforderungen, welche an eine KESB 

gestellt werden, mit verschiedenen Modellen und Akteurkonstellationen erreicht wer-

den können. Es liesse sich allenfalls ein Idealmodell formulieren, was wir in der gegen-

wärtigen Situation aber als wenig hilfreich betrachten. Möglicherweise ist in ein bis 

drei Jahren der Vollzug so weit eingespielt, dass sich Best Practices für die unterschied-
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lichen Modelle formulieren lassen. Aufgrund unserer Erhebungen beschränken wir uns 

daher auf die Aufzählung einiger zentraler Empfehlungen, welche aus unserer Sicht bei 

allen KESB möglichst rasch auf ihre Relevanz geprüft und umgesetzt werden sollten. 

Die Empfehlungen sind geordnet nach dem Aufwand, der mit ihrer Umsetzung aus 

Sicht der Evaluation verbunden ist. 

- Die Grösse der Spruchkörper soll überall den gesetzlichen Vorgaben von mindes-

tens drei Personen angepasst werden. Handlungsbedarf ist hier nur bei einigen we-

nigen KESB im Wallis geboten. 

- Die interdisziplinäre Zusammensetzung soll in allen Spruchkörpern der KESB 

etabliert werden. Einen Handlungsbedarf ist hier vornehmlich bei Gerichtsmodel-

len in den Kantonen Waadt und Genf zu verorten. Die Interdisziplinarität soll da-

bei nicht nur formal gewährleistet, sondern auch in der praktischen Arbeit gelebt 

werden. 

- Um die professionelle Aufgabenerfüllung sicherzustellen, sollen alle Mitglieder des 

Spruchkörpers ihre Tätigkeit hauptberuflich ausüben. Dies bedeutet für uns, dass 

Personen mit einem Pensum von mindestens 60 Prozent bei der KESB anzustellen 

sind. Bei kleinen KESB kann diese Empfehlung durch eine Zusammenarbeit oder 

durch eine Fusion mit einer oder mehreren anderen KESB erfüllt werden. 

- Die aktive Information der Gemeinden, wo diese an den Kosten beteiligt sind, ist 

systematisch zu betreiben. 

- Bei Modellen mit kommunaler Beteiligung ist es sinnvoll, eine „Governance“ zu 

definieren. Diese umfasst einerseits Regeln, wie und in welchem Umfang die Ge-

meinden in den Trägerorganisationen Einfluss auf die Arbeit der KESB nehmen 

dürfen. Andererseits soll die Zusammenarbeit zwischen KESB und Gemeinden bei 

der Beurteilung von Fällen beschrieben werden. Dabei gilt es, eine Lösung zu su-

chen, die die Unabhängigkeit der KESB wahrt und gleichzeitig den Informations-

fluss zu den Gemeinden nicht behindert.  

- Die KOKES ist bestrebt, in allen KESB eine Erfassung der Leistungen nach inter-

kantonalen Vorgaben zu etablieren. Die Formulierung der gemeinsamen Vorgaben 

ist Aufgabe der KOKES gemeinsam mit den Aufsichtsbehörden. Eventuell müssten 

die KESB noch besser in Anpassungen an die Erfassungstools einbezogen werden. 

Allenfalls muss die Erfassung vereinfacht werden, sodass einzelne KESB die Mög-

lichkeit haben, ein Minimalmodell mit einer Auswahl einzelner wichtiger Kenn-

zahlen zu bedienen. 

- Jede KESB sollte über eine minimale Kostenrechnung verfügen, die es den Verant-

wortlichen erlaubt, die Kostenarten (Personal- und Sachkosten), die Kosten der 

Leistungen (mindestens die Bereiche Spruchkörper, Abklärung, Administration, 

Folgekosten pro verfügte Leistung) sowie weitere wichtige Kennzahlen (Überstun-

den, Fallzahlen pro Mitarbeitende) zu erfassen. Das Set der Leistungen, nach de-

nen die Kosten erfasst werden sollte, ist ebenfalls gemeinsam festzulegen. 

- Wo die Kostenverteilung bei fehlender fiskalischer Äquivalenz zu einer hohen Be-

lastung von kleinen Gemeinden führt, ist die Einführung eines Ausgleichsfonds, ei-

nes Härtefonds oder eine Anpassung der Finanzierung zu empfehlen. 
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I n  w e l c h e n  B e r e i c h e n  b e s t e h t  w e i t e r e r  F o r s c h u n g s b e d a r f ?  

Unsere Erhebungen haben an verschiedenen Punkten keine aussagekräftigen Daten 

geliefert. Wir führen daher an dieser Stelle eine Reihe von Themen auf, in denen sich 

ein Forschungsbedarf aufdrängt: 

- Leistungsfähigkeit von kleinen KESB: Diese haben aus theoretischer Sicht auf-

grund ihrer Strukturen am meisten Mühe, Vorgaben einzuhalten. Zudem kann die 

Qualität ihrer Leistungen aufgrund der verhältnismässig kleinen Pensen des Perso-

nals und der vergleichsweise tiefen Fallzahlen (fehlende Routine) hinterfragt wer-

den. Wir empfehlen, diesen Punkten in Fallstudien nachzugehen. Dabei gilt es, zu 

prüfen, ob die aufgeführten Vermutungen zutreffen.  

- Unabhängigkeit versus Informationsfluss: Das Dilemma zwischen Einbezug der 

Gemeinden und damit verbundenem Informationsgewinn und Unabhängigkeit der 

KESB empfehlen wir zu untersuchen. Dabei stellt sich die Frage, wie bedeutsam 

dieser Befund aus den Fallstudien quantitativ ist und welche Verfahren es bereits 

heute gibt, dieses Dilemma zu lösen. Daraus würden sich Hinweise für eine Best 

Practice ergeben. 

- Arbeitsbelastung der KESB: Wir empfehlen, die Arbeitsbelastung der KESB in ein 

bis zwei Jahren nochmals zu untersuchen. Dabei gilt es, zu prüfen, ob sich die Be-

lastung infolge der Personalaufstockung reduziert hat, ob die hohe Belastung allen-

falls auf einen Einführungsaufwand zurückzuführen ist und wie die Belastung al-

lenfalls zu senken wäre. Wenn möglich sollen mittels der Kostenrechnung und der 

Leistungserfassung Indikatoren wie etwa der Umfang von Überzeiten erfasst wer-

den. Ebenso wären Vergleichseinheiten der öffentlichen Hand zu definieren, mit 

denen ein Quervergleich angestellt werden kann, um die Belastung im Kontext der 

allgemeinen Entwicklung von Verwaltungshandeln zu beurteilen. 

- Methodik der Datenerhebung und Erfassung: Wir empfehlen dem Bund, zur Un-

terstützung der Datenerfassung (Leistungen und Kosten) ein Projekt zu lancieren, 

das die KOKES und die Aufsichtsbehörden unterstützt, die bestehenden Erhe-

bungsmethoden zu optimieren, zu vereinheitlichen und wenn notwendig mit geeig-

neten IT-Hilfsmitteln zu erleichtern. Dieses Projekt kann sowohl die Leistungs- wie 

die Kostenseite umfassen. Vorbild könnten die Arbeiten der ZEWO sein, die Ähn-

liches bei der Kostenrechnung der bei ihr zertifizierten Organisationen erfolgreich 

umgesetzt hat. 

- Wirkungsprüfung: Die vorliegende Erhebung hat primär deskriptive Ergebnisse 

geliefert und keine Daten zur Zielerreichung insbesondere der Wirksamkeit der 

KESB erhoben. Solche Erhebungen rechtfertigen sich unserer Ansicht nach ange-

sichts der hohen Kosten von jährlich über 250 Millionen Franken für die ganze 

Schweiz. Es sollte der Frage nachgegangen werden, wie hoch die Qualität der Leis-

tungen tatsächlich ist, ob die Leistungen bei den Zielgruppen die beabsichtigte 

Wirkung auslösen und ob Nebeneffekte auftauchen. Wirkungsprüfungen können 

dazu dienen, im sensiblen Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes die Situa-

tion der Betroffenen und die Veränderungen aufgrund von Interventionen besser 

abzubilden. Idealerweise ist dabei auch ein längerer Zeithorizont zu betrachten. 
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W e l c h e  L e h r e n  a u s  d e m  f ö d e r a l e n  P o l i t i k v o l l z u g  k ö n n e n  f ü r  d i e  U m s e t -

z u n g  d a s  K E S R  g e z o g e n  w e r d e n ?  

Der föderale Politikvollzug, wie er beim KESR stattfindet, ist für die Schweiz nicht neu. 

Vielmehr ist in vielen Politikbereichen eine nationale Gesetzgebung mit einer Delegati-

on der Vollzugsaufgaben an die Kantone und Gemeinden üblich. Die Vollzugsdifferen-

zen, die sich daraus ergeben, sind ebenfalls bekannt.3 Es stellt sich daher die Frage, ob 

sich aus den Erfahrungen aus anderen Politikbereichen Folgerungen für den Vollzug 

des KESR ableiten lassen? Um dieser Frage in einem – zugegebenermassen kleinen Um-

fang – nachzugehen, schildern wir summarisch die Erfahrungen aus dem Vollzug der 

Prämienverbilligung für Krankenkassenbeiträge soweit sich daraus Analogien zum 

Vollzug des KESR ergeben.4 

Die Prämienverbilligung basiert auf dem Krankenversicherungsgesetz und wurde 1997 

eingeführt. Wie bei der KESB ist somit ein nationales Gesetz Basis für öffentliche Poli-

tik. Die finanzielle Bedeutung ist wie beim KESR beträchtlich und beläuft sich mittler-

weile auf mehr als 4 Milliarden Franken (44% Prozent durch die Kantone finanziert). 

Sowohl bei der Prämienverbilligung als auch beim KESR wurde das Gesetz zu einem 

Zeitpunkt eingeführt, wo es bereits eine kantonale und kommunale Praxis gab. Und 

wie beim KESR führte die Prämienverbilligung anfänglich zu einer umfangreichen öf-

fentlichen Diskussion. So wurden beispielsweise die unterschiedliche Höhe der Prämi-

enverbilligungen wie auch die unterschiedlichen Auszahlungsverfahren in der Öffent-

lichkeit stark diskutiert. Nach einer intensiven öffentlichen Debatte in den ersten Jah-

ren nach 1997 hat sich die Diskussion mittlerweile stark versachlicht und ist in der 

Öffentlichkeit weniger stark präsent.  

Folgende Aspekte des Vollzugs der Prämienverbilligung scheinen uns im vorliegenden 

Kontext interessant: Erstens haben die Kantone ihre Vollzugssysteme zur Verteilung 

der Prämienverbilligung im Verlaufe der Zeit weiter ausdifferenziert und den lokalen 

Gegebenheiten angepasst. Damit wurden anfängliche Probleme des Vollzugs ausge-

merzt. Eine Angleichung durch eine horizontale Koordination fand hingegen nicht 

statt. Der Bund hat die Weiterentwicklung des kantonalen Vollzugs zweitens mit der 

Durchführung von Untersuchungen zur Höhe und zu den Wirkungen der Prämienver-

billigung begleitet. So wurden insgesamt sieben Studien zum Thema vom Bund durch-

geführt und veröffentlicht. Dabei lag der Fokus anfänglich beim Vollzug, mit der Zeit 

immer stärker bei den Wirkungen der Prämienverbilligung. Drittens hat der Bund 

punktuell wie zum Beispiel beim Auszahlungsmechanismus regulierend eingegriffen. 

Dies hat in Teilaspekten eine Vereinheitlichung des Vollzugs bewirkt, wobei die Ein-

griffe des Bundes nicht unumstritten waren. Schliesslich hat der Bund viertens Arbeits-

gruppen der Kantone unterstützt, die sich mit der Begleitung und Verbesserung des 

Vollzugs auseinandergesetzt haben.  

 

3
 Vegl. dazu Rieder, Stefan; Balthasar; Andreas; Kissling-Näf, Ingrid (2014): Vollzug und Wirkung öffentlicher Politiken in: Knoepfel, P.; 

Papadopoulos, Y.; Sciarini, P.; Vatter, A.; Häusermann, S. (Hrsg.): Handbuch der Schweizer Politik NZZ Verlag, Zürich, S. 563–598. 
4
 Vgl. dazu Balthasar, Andreas (2003): Die Prämienverbilligung im Krankenversicherungsgesetz: Vollzugsföderalismus und sekundäre 

Harmonisierung, Schweizerische Zeitschrift für Politikwissenschaft 9 (1), S. 335–354; für einen aktuellen Überblick: Bundeamt für 

Gesundheit (2014): Wirksamkeit der Prämienverbilligung – Monitoring 2014, Schlussbericht, BSS Volkswirtschaftliche Beratung Ba-

sel, Basel. 



I N T E R F A C E  

 E V A L U A T I O N  K I N D E S -  U N D  E R W A C H S E N E N S C H U T Z R E C H T  2 9  

Aus Sicht der Evaluation lassen sich aus dieser knappen Schilderung folgende Empfeh-

lungen zum Vollzug des KESR ableiten: 

- Es ist erstens sinnvoll, den Vollzugsbehörden in den Kantonen Zeit einzuräumen, 

ihre Systeme zu verfeinern und die Prozesse zu optimieren. Dieser Optimierungs-

prozess ist im Gang und sollte nicht durch punktuelle kurzfristige Interventionen 

behindert werden. 

- Zweitens empfehlen wir dem Bund, im Falle des KESR sein Engagement zur Be-

obachtung und zur Ermittlung der Wirksamkeit des Vollzugs auszubauen. Diese 

Form der Soft-Policy, die Transparenz über Leistungen, Kosten und Wirkungen öf-

fentlicher Politik herstellt, scheint uns im Fall der KESR sinnvoll, insbesondere an-

gesichts der schmalen Datengrundlage. Entsprechend verweisen wir auch auf die 

Themen unter dem nächsten Abschnitt „Forschungsbedarf“. 

- Drittens kann dem Bund empfohlen werden, Arbeitsgruppen der Kantone zu un-

terstützen. Diese können beispielsweise von der Sozialdirektorenkonferenz5 ge-

meinsam mit der KOKES zu ausgewählten Themen ins Leben gerufen werden und 

sollen Lerneffekte zwischen den Kantonen erleichtern.  

- Viertens empfehlen wir, dass die Behörden auf Bundesebene sich ebenfalls austau-

schen, um die jeweiligen Erfahrungen bei der Unterstützung des kantonalen Voll-

zugs zu diskutieren. 

  

 

5
 Es gilt jedoch, darauf hinzuweisen, dass nur in einem Teil der Kantone die KESB den kantonalen Sozialdirektionen untersteht. 
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2  A U S G A N G S L A G E  U N D  Z I E L E  D E R  E V A L U A T I O N  

Zum 1. Januar 2013 wurde mit der Revision des Zivilgesetzbuchs das Vormund-

schaftsrecht durch eine neue Kindes- und Erwachsenenschutzgesetzgebung abgelöst. 

Der Gesetzgeber schreibt vor, dass Entscheide im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht 

durch Fachbehörden, die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB), zu treffen 

sind. Für die Organisation dieser Behörden sind die Kantone zuständig, welche die 

bundesrechtlichen Vorgaben unterschiedlich umgesetzt haben.  

Die Neuorganisation der Behörden hat nach 2013 insbesondere in der Deutschschweiz 

zu einer öffentlichen Diskussion geführt. Im Dezember 2014 hat der Nationalrat zwei 

Postulate überwiesen, die vor allem die Kosten der KESB in den Vordergrund stellen6 

und die den Bundesrat beauftragen, eine erste Evaluation des Kindes- und Erwachse-

nenschutzrechts (KESR) durchzuführen. In den darauffolgenden Monaten wurden – 

nicht zuletzt ausgelöst durch die tragischen Todesfälle in der Gemeinde Flaach in der 

Neujahrsnacht 2015 – weitere politische Vorstösse eingereicht, welche Anpassungen 

oder zumindest eine Prüfung im Kindes- und Erwachsenenschutz verlangen. 

Die Durchführung der ersten Evaluation des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts 

wurde vom Bundesamt für Justiz (BJ) an Interface Politikstudien Forschung Beratung 

vergeben. Die Evaluation soll Informationen zur Beantwortung der Postulate liefern 

und sich dabei auf die folgenden beiden ausgewählten Aspekte konzentrieren:  

- die flächendeckende Beschreibung der organisatorischen Umsetzung der bundes-

rechtlichen Vorgaben; 

- die Ermittlung und den Vergleich von Zahlen zu Kosten und Leistungen im Kin-

des- und Erwachsenenschutz, wenn möglich vor und nach Inkrafttreten der neuen 

Gesetzgebung. 

Zudem soll die Evaluation: 

- Empfehlungen im Sinne von Best Practices formulieren und 

- aufzeigen, wo und warum bestimmte Informationen zu Leistungen und Kosten 

nicht oder nur unvollständig vorhanden sind sowie  

- Hinweise für eine weiterführende Evaluation liefern.  

Nicht Teil der Untersuchung sind die Qualität und die Wirkungen der durch die KESB 

verfügten Massnahmen bei den betroffenen Personengruppen.  

 

6
 Zum einen das Postulat 14.3776 Schneeberger „Professionalisierung des Sozialstaates um jeden Preis?“ und zum anderen das 

Postulat 14.3891 der Sozialdemokratischen Fraktion „Erste Erkenntnisse aus dem Wechsel von Laienbehörden zur KESB“. 
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3  F R A G E S T E L L U N G  U N D  M E T H O D E N  

Die Umsetzung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts wurde anhand von drei Eva-

luationsgegenständen untersucht. Diese Gegenstände lassen sich wie folgt beschreiben: 

- Umsetzung in den Kantonen (Gegenstand 1): Die Bestimmung der Behördenorga-

nisation der KESB liegt weitgehend in der Kompetenz der Kantone. Die Vorgaben 

des Bundes sehen dabei lediglich vor, dass die KESB eine Fachbehörde7 ist (Art. 

440 Abs. 1 Zivilgesetzbuch [ZGB]) und ihre Entscheide mit mindestens drei Mit-

gliedern fällt, wobei die Kantone für bestimmte Geschäfte Ausnahmen vorsehen 

können (Art. 440 Abs. 2 ZGB). Weiter sind auch die Vorgaben des Bundes zu den 

Verfahren der KESB rudimentär. Dies führt dazu, dass ebenso wie unter dem alten 

Vormundschaftsrecht ein sehr heterogener Vollzug des Kindes- und Erwachsenen-

schutzrechts besteht. Der erste Evaluationsgegenstand widmet sich dieser Hetero-

genität. Dabei werden Informationen hinsichtlich Organisationsmodellen, Aufga-

ben, Ausstattung mit (Personal-)Ressourcen, Trägerschaften, Zusammensetzung, 

fachlicher Kompetenz, Einbezug von Gemeinden sowie zu Abläufen aufgezeigt. 

Die Untersuchung der Umsetzungsstrukturen betrifft die KESB im engeren Sinne 

(also den Spruchkörper) ebenso wie Abklärungsdienste, Berufsbeistandschaften 

und vorgelagerte Dienste. 

- Leistungen und Kosten (Gegenstand 2): Die Leistungen, die bei der Umsetzung des 

Kindes- und Erwachsenenschutzrechts erbracht werden, stellen den zweiten Evalu-

ationsgegenstand dar. Dabei erfolgt eine Quantifizierung über Kenngrössen wie 

Gefährdungsmeldungen, geführte Mandate im Kindes- und Erwachsenenschutz-

recht sowie ausgewählte Massnahmen und Entscheide. Die Untersuchung der Leis-

tungen sieht vor, diese zwischen den Kantonen vergleichbar zu machen, über die 

Zeit zu beschreiben sowie relative Grössen (wie geführte Mandate pro Vollzugs-

person) aufzuzeigen. Neben den Leistungen widmet sich Evaluationsgegenstand 2 

auch den Kosten im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht. Diese werden über den 

Aufwandüberschuss der Behörden beschrieben, auf Kantonsebene aggregiert und 

verglichen. Zudem werden Einnahmen der KESB über Gebühren, Kosten für die 

von den KESB verfügten Massnahmen (wie Platzierungen und sozialpädagogische 

Familienbegleitung) und die spezifische Höhe von Gebühren für die Betroffenen 

genauer betrachtet.  

- Schlussfolgerungen (Gegenstand 3): Dazu zählen erstens Empfehlungen zur Ver-

besserung der Organisation, zweitens die Beschreibung von Lücken in den Erhe-

bungen, die mit den zur Verfügung stehenden Daten nicht geschlossen werden 

konnten respektive deren Beantwortung mehr Zeit und Ressourcen benötigen 

würden als im Rahmen der vorliegenden Evaluation zur Verfügung stand. Drittens 

werden Vorschläge für weiterführende Untersuchungen gemacht, welche insbeson-

dere die Qualität der Leistungen der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden und 

deren Wirkungen zum Gegenstand haben. 

 

7
  Französisch: „autorité interdisciplinaire“. 
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In Darstellung D 3.1werden ausgehend von den drei Gegenständen der Evaluation die 

konkreten Evaluationsfragen formuliert. 

D 3 .1 :  Eva lua t ions f r agen  ent l ang  der  dre i  Gegenstände  

  

 

Die Beantwortung der Evaluationsfragen ist anhand der folgenden Methoden erfolgt: 

- Dokumentenanalyse, Auswertung von Statistiken und Experteninterviews: Es 

wurde eine umfassende Dokumentenanalyse durchgeführt und dabei bestehende 

Studien und Untersuchungen zur Umsetzung der Revision sowie Statistiken im 

Kindes- und Erwachsenenschutzbereich ausgewertet. Ergänzend wurden drei Ex-

perteninterviews durchgeführt. Die Dokumentenanalyse und die Experteninter-

views dienten zum einen der Entwicklung der Erhebungsinstrumente. Zum ande-

ren fliessen die Informationen in die Auswertung der Befragungsresultate sowie in 

die Formulierung der Schlussfolgerungen mit ein.  

- Online-Befragung aller KESB: Im Rahmen einer Online-Befragung wurden alle 

KESB in der gesamten Schweiz kontaktiert. Von den insgesamt 147 kontaktierten 

KESB haben sich 138 KESB an der Befragung beteiligt.8 Das Einzugsgebiet der 

antwortenden KESB deckt 98 Prozent der ständigen Wohnbevölkerung ab. Damit 

liegt für die Auswertung ein repräsentativer Datensatz vor. Im Zentrum der Befra-

 

8
  Im Kanton Waadt wurde ein Fragebogen für alle neuen Behörden ausgefüllt. 

Ziele und Vorgaben der Revision des Kindes- und 
Erwachsenenschutzrechts 

Gegenstand 1: Organisatorische Umsetzung in den Kantonen
� Wie werden die bundesrechtlichen Vorgaben durch die Kantone 

umgesetzt?
� Wie sind die KESB in den Kantonen organisiert? Welche verschiedenen 

Modelle gibt es?
� Wie erfolgt die Aufteilung der Kosten für die KESB und für Folgekosten 

von Massnahmen?
� Welche Verfahren und Entscheidungsfindungsprozesse werden von den 

KESB angewendet? Inwieweit sind externe Akteure (insbesondere die 
Gemeinden) in die Prozesse eingebunden?

� Wie viele Personen mit welchen Qualifikationen sind für die KESB tätig? 
Wie werden die personellen Ressourcen beurteilt? Wie ist das Verhältnis 
zwischen Personal und Wohnbevölkerung?

� Welche Faktoren haben die Arbeit der KESB seit 2013 erschwert 
respektive unterstützt?

Gegenstand 2: Leistungen und Kosten
� Wie sind die vorliegenden Statistiken über die Leistungen und Kosten im 

KESR zu beurteilen (z.B. zur Zahl der Massnahmen)?
� Welche Leistungen erbringen die KESB?
� Wie sind die Leistungen im KESR im Vergleich zur Situation vor 2013 zu 

beurteilen? Wo sind Vergleiche möglich?
� Wie präsentieren sich die Kosten im KESR? Inwiefern sind sie im 

Vergleich zur Situation vor 2013 gestiegen?
� Welche Unterschiede hinsichtlich Leistungen und Kosten gibt es 

zwischen den Kantonen und zwischen den Organisationsmodellen?
� Wie hoch fallen Gebühren und Tarife im KESR aus?

Gegenstand 3: Schlussfolgerungen 
� Wo liegen Stärken und Schwächen 

der unterschiedlichen 
Organisationsmodelle und der 
Ausgestaltung der Prozesse?

� Wie gut funktionieren Verfahren und 
Entscheidungsfindungsprozesse? Gibt 
es Good-Practice-Modelle?

� Welche Optimierungs-möglichkeiten 
hinsichtlich des Vollzugs im KESR sind 
vorhanden?

� Welche positiven Erfahrungen lassen 
sich aus den einen Kantonen auf 
andere übertragen?

� Welche Fragestellungen und 
Hypothesen sollten zu einem 
späteren Zeitpunkt in Bezug auf die 
Umsetzung des Kindes- und 
Erwachsenenschutzrechts untersucht 
werden? In welchem Zeitraum?
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gung standen Fragen zur Organisationsform der KESB sowie zu ausgewählten 

Kennzahlen bezüglich Leistungen und Kosten der Behörden. Erfreulicherweise er-

möglichen die vorliegenden Daten auch Aussagen zur KESB in allen 26 Kantonen.9 

Die dreisprachige Befragung wurde mittels eines Fragebogens durchgeführt, wel-

cher gemeinsam mit der Begleitgruppe und der Auftraggeberin diskutiert und be-

reinigt worden ist.  

- Fallstudien mit Dokumentenanalysen und persönlichen Gesprächen: Gemeinsam 

mit der Begleitgruppe wurden vier Kantone ausgewählt, in welchen jeweils wiede-

rum eine KESB im Rahmen einer Fallstudie vertieft untersucht worden ist. Es sind 

dies die KESB Innerschwyz (SZ), die KESB Sarganserland (SG), die KESB Leimen-

tal (BL) sowie die APEA Neuchâtel (NE). Die Auswahl erfolgte mit dem Ziel, 

möglichst unterschiedliche Organisationsformen berücksichtigen zu können (kan-

tonales Gericht im Kanton Neuenburg, kantonale Behörde im Kanton Schwyz, 

KESB mit kommunaler Trägerschaft in den Kantonen St.Gallen und Basel-

Landschaft). Der Fokus der Fallstudien wurde auf die Betrachtung der Leistungen 

und der Kosten der KESB sowie der Kosten für die durch die KESB verfügten 

Massnahmen gelegt. Daneben wurden die Prozesse und das Zusammenspiel zwi-

schen KESB, Berufsbeistandschaften, Gemeinden, Abklärungsdiensten usw. be-

schrieben. Schliesslich dienen die Fallstudien dazu, qualitative Informationen zu 

sammeln, um Stärken und Schwächen des Vollzugs besser zu verstehen. Für alle 

Fallstudien wurden Geschäftsberichte, Rechnungen der Gemeinden und Statistiken 

ausgewertet und pro Fallstudie wurden Gespräche mit sechs Personen aus der 

KESB sowie dem Umfeld der KESB geführt (Mitglieder Spruchkörper, Mitarbei-

tende von Abklärungsdiensten, Mitarbeitende Berufsbeistandschaften, Vertre-

ter/-innen von Gemeinden und Vertreter/-innen von Sozialdiensten). Eine Liste der 

Gesprächspartner/-innen findet sich im Anhang. Die Fallstudien wurden von den 

jeweiligen Verantwortlichen der KESB validiert. 

  

 

9
 Insgesamt haben sich lediglich neun der kontaktierten KESB nicht an der Online-Befragung beteiligt. Dies betrifft Behörden der 

folgenden Kantone: Freiburg (2), Aargau (1), Wallis (2), Tessin (3), Neuenburg (1). 
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4  E R G E B N I S S E   

In diesem Kapitel präsentieren wir die Ergebnisse aus den durchgeführten Analysen. 

Das Kapitel ist in drei Teile gegliedert. Im ersten Abschnitt gehen wir auf die Organisa-

tion der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden ein. Im zweiten Abschnitt wenden 

wir uns den Kennzahlen zu den Leistungen und Kosten der Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörden zu. Als Datengrundlage dieser beiden Abschnitte dient die Online-

Befragung. Im dritten Abschnitt werden die Ergebnisse der Fallstudien dargelegt, wel-

che für vier Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden in Kantonen mit unterschiedli-

chen Vollzugsmodellen erstellt wurden. 

4 . 1  O R G A N I S A T O R I S C H E  U M S E T Z U N G  I N  D E N   

K A N T O N E N  

Für die ganze Schweiz wird im Folgenden die organisatorische Umsetzung in den Kan-

tonen betreffend Aufbau der KESB, Personal, Zuständigkeit Finanzierung, Einbezug 

von Gemeinden, Organisation von Abklärungen sowie Berufsbeistandschaften, vorge-

lagerte Dienstleistungen und Pikettdienst illustriert. Neben den quantitativen Angaben 

aus der Online-Befragung erlauben die qualitativen Antworten auf zwei offene Fragen 

Rückschlüsse dazu, wie die Umsetzung des KESR seit 2013 aus der Perspektive der 

Behörden selber erlebt worden ist. 

4 . 1 . 1  A U F B A U  D E R  K E S B  

Im Folgenden beschreiben wir den Aufbau und die Organisation der Kindes- und Er-

wachsenenschutzbehörden in den Kantonen. 

O r g a n i s a t i o n s f o r m  u n d  A n z a h l  d e r  B e h ö r d e n  
Mit dem Inkrafttreten des neuen Rechts sollen alle erstinstanzlich anordnenden Gremi-

en im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes bei einer Fachbehörde kon-

zentriert werden. Die Organisation dieser Behörden liegt in der Kompetenz der Kanto-

ne. Gemäss den Vorgaben des Bundes steht es den Kantonen frei, eine Verwaltungsbe-

hörde oder ein Gericht als Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde einzusetzen. Auch 

bezüglich der regionalen Organisation auf Gemeinde-, Bezirks-, Kreis- oder Regionse-

bene sind die Kantone frei. In der Folge sind unterschiedliche Organisations- und Voll-

zugsmodelle für die neuen Behörden entstanden. Wie aus Darstellung D 4.1 hervor-

geht, können grundsätzlich drei Modelle zur Organisation der neuen Fachbehörden 

unterschieden werden: 

- In vierzehn Kantonen erfolgt die Umsetzung durch eine kantonale Verwaltungs-

fachbehörde. 

- In den sechs Kantonen Zürich, Luzern, Basel-Landschaft, St.Gallen, Tessin und 

Wallis werden die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden durch verschiedene 

kommunale Trägerschaften geführt. 

- Ebenfalls in sechs Kantonen hat man die neuen Fachbehörden bei kantonalen oder 

regionalen Gerichten angegliedert. 
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D 4 .1 :  Organ i sat ions formen der  KESB in  den  Kantonen  

  
Quellen: KOKES 2015: Adressliste KESB (Stand 12.8.2015) und KOKES 2014: Organisation der KESB 

(Stand 30.9.2014), <http://www.kokes.ch/de/02-organisation/09_Organisation_Kantone.php?navid=9>. 

In Darstellung D 4.2 geben wir einen Überblick zur Anzahl der Behörden in den ein-

zelnen Kantonen. Es ist ersichtlich, dass die Anzahl der Behörden pro Kanton variiert 

zwischen einer Behörde wie dies in den kleineren Kantonen der Zentral- und Ost-

schweiz sowie in den Kantonen Genf, Jura und Basel-Stadt der Fall ist und 27 Behör-

den im Kanton Wallis. Somit haben elf Kantone eine einzelne Kindes- und Erwachse-

nenschutzbehörde. Während es im Kanton Schwyz zwei Behörden gibt, verfügen die 

Kantone Solothurn und Neuenburg über drei Behörden. Mehr als die Hälfte der Kan-

tone verfügt daher über eine bis drei Behörden. 
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D 4 .2 :  Anzah l  der  Behörden nach  Kanton  

Kanton Anzahl Behörden 

vor 2013 

Anzahl der Kindes- 

und Erwachsenen-

schutzbehörden 2016 

Bevölkerung pro 

Behörde 

Ständige Wohn-

bevölkerung 

am 31.12.2014 

ZH 171 13 111’258 1’446’354 

BE 318 + 19 (Burger) 11 + 1* (Burger) 84’118 1’009’418 

VD 9 9 84’605 761’446 

AG 220 11 58’662 645’277 

SG 76 9 55’092 495’824 

GE 1 1 477’385 477’385 

LU 87 7 56’372 394’604 

TI 18 17 20’610 350’363 

VS 97 27 12’288 331’763 

FR 7 7 43’340 303’377 

BL 66 6 46’884 281’301 

TG 79 5 52’747 263’733 

SO 22 3 87’906 263’719 

GR 17 5 39’177 195’886 

BS 1 1 190’580 190’580 

NE 3 3 59’109 177’327 

SZ 30 2 76’380 152’759 

ZG 11 + 11 (Burger) 1 120’089 120’089 

SH 27 1 79’417 79’417 

JU 64 1 72’410 72’410 

AR 20 1 54’064 54’064 

NW 11 1 42’080 42’080 

GL 1 1 39’794 39’794 

OW 7 1 36’834 36’834 

UR 20 1 36’008 36’008 

AI 2 1 15’854 15’854 

Total 1’415 147 55’286 8’237’666 

Quellen: KOKES 2015: Adressliste KESB (Stand 12.8.2015) und KOKES 2014: Organisation der KESB 

(Stand 30.9.2014), <http://www.kokes.ch/de/02-organisation/09_Organisation_Kantone.php?navid=9>; 

Bundesamt für Statistik: Ständige Wohnbevölkerung nach Kanton, am 31.12.2014,  

<http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/01/02/blank/key/raeumliche_verteilung/kantone__gem

einden.html>. 

Legende: * Die burgerliche Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde im Kanton Bern wurde durch einen 

Zusammenschluss der sechs Burgergemeinden und dreizehn Gesellschaften und Zünfte von Bern mit einem 

gemeinderechtlichen Zusammenarbeitsvertrag gebildet. 
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Durch die Rangierung der Kantone nach Bevölkerungsgrösse (letzten Spalte von Dar-

stellung D 4.2), wird ersichtlich, dass ein gewisser Zusammenhang zwischen der Be-

völkerung im Einzugsgebiet der Kantone und der Anzahl der gebildeten Behörden be-

steht. Die KOKES geht bei ihren Empfehlungen zur Organisation der Kindes- und Er-

wachsenenschutzbehörden pro Spruchkörper oder Kammer von mindestens 50’000 bis 

100’000 Einwohner/-innen aus.10 Wie aus Darstellung D 4.3 hervorgeht, trifft das bei 

rund 30 Prozent der Behörden zu. 70 Prozent aller Behörden decken somit weniger als 

50’000 Personen in ihrem Einzugsgebiet ab. Im Vergleich zu den verschiedenen Orga-

nisationsformen zeigt sich, dass Gerichte weniger häufig kleinere Einzugsgebiete abde-

cken. 

D 4 .3 :  Anzah l  KESB nach  E inzugsgeb ie t  der  Spruchkörper   

Einzugsgebiet der Spruchkörper Anzahl KESB 

75’000 Personen und mehr 12 (9,4%) 

50’000 bis 74’999 Personen 27 (21,1%) 

25’000 bis 49’999 Personen 38 (29,7%) 

Weniger als 25’000 Personen 51 (39,8%) 

Total 128 (100%) 

Quelle: Online-Befragung (ohne Kanton Waadt). 

Die Behörden mit der grössten Bevölkerungszahl in Einzugsgebiet sind das „Tribunal 

de protection de l’adulte et de l’enfant (TPAE) des Kantons Genf (480’000 Personen), 

die KESB der Stadt Zürich (390’000 Personen), die KESB der Bezirke Winterthur und 

Andelfingen sowie die KESB Basel-Stadt (je rund 190’000 Personen). Im Gegensatz 

dazu finden sich die kleinsten Einheiten der Kindes-und Erwachsenenschutzbehörden 

in den Kantonen Tessin und Wallis. In der Kategorie mit weniger als 25’000 Personen, 

welche insgesamt 51 Behörden umfasst, befinden sich 37 Behörden aus diesen beiden 

Kantonen. Die KESB Obergoms (5’000 Personen), die KESB Östlich-Raron (3’000 

Personen), die KESB Untergoms (2’800 Personen) und die APEA Anniviers (2’700 Per-

sonen), welche sich alle im Kanton Wallis befinden, sind die Behörden, die am wenigs-

ten Einwohner/-innen in ihren Einzugsgebieten aufweisen. Schliesst man die Behörden 

der Kantone Wallis und Tessin aus den Analysen aus, fallen bei zwei Dritteln der KESB 

über 50’000 Personen pro Spruchkörper an. 

Auch die Anzahl der politischen Gemeinden, welche im Einzugsgebiet der einzelnen 

Behörden liegen, ist sehr unterschiedlich und reicht von einer Gemeinde (z.B. KESB 

Stadt Zürich oder APEA Anniviers) bis zu über 50 Gemeinden. Die KESB der Region 

Solothurn mit 58 Gemeinden, die APEA Jura mit 57 Gemeinden und die KESB Mittel-

land Süd (Kanton Bern) mit 50 Gemeinden sind die Behörden mit den meisten Ge-

meinden im Einzugsgebiet. 

 

10
 Angesichts der wenigen gesetzlichen Standards im Schweizerischen Zivilgesetzbuch zur Umsetzung der Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörden sowie der wenig konkreten Beschreibung in der Botschaft des Bundes hat die Konferenz für Kindes und Erwach-

senenschutz (KOKES) Empfehlungen zur Behördenorganisation formuliert. Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde als Fachbehör-

de (Analyse und Modellvorschläge). Empfehlungen der Konferenz der kantonalen Vormundschaftsbehörden (VBK), in ZVW Zeit-

schrift für das Vormundschaftswesen (ZVW 2/2008, S. 63–128). KOKES: Kindes- und Erwachsenschutzbehörde als Fachbehörde, 

<http://www.kokes.ch/assets/pdf/de/publikationen/Empfehlungen_Behoerdenorganisation_Factsheet.pdf>, besucht am 24.10.2015. 
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In Darstellung D 4.4 ist aufgeführt in wie viele Spruchkörper die einzelnen KESB ge-

gliedert sind. Es zeigt sich, dass rund zwei Drittel der Behörden einen Spruchkörper 

aufweisen. Die Verantwortlichen von 28 Behörden haben in der Online-Befragung 

angegeben, dass sie in zwei Spruchkörper oder Kammern organisiert sind. Erwartungs-

gemäss zeigt sich ein Zusammenhang zwischen der Bevölkerungszahl im Einzugsgebiet 

und der Anzahl der Spruchkörper. Über mehrere konstante Spruchkörper verfügen 

einzelne KESB in den Kantonen Zürich, Bern, Luzern, Basel-Landschaft, St.Gallen, 

Aargau und Neuenburg. 

D 4 .4 :  Anzah l  der  Spruchkörper  (Kammern)  in  der  Behörde  

Ein Spruchkörper 87 (67,4%) 

Zwei Spruchkörper 28 (21,7%) 

Mehr als zwei Spruchkörper 14 (10,8%) 

Total 129 (100%) 

Quelle: Online-Befragung (ohne Kanton Waadt). 

I n t e r n e  O r g a n i s a t i o n  d e r  S p r u c h k ö r p e r  

Auch in Bezug auf die konkrete Organisation der einzelnen Spruchkörper gibt es nur 

wenige Vorgaben des Bundes. Gemäss Art. 440 ZGB sollen die Kindes- und Erwachse-

nenschutzbehörden ihre Entscheide mit mindestens drei Mitgliedern fällen. Für be-

stimmte Geschäfte können die Kantone Ausnahmen vorsehen. Wie aus Darstellung 

D 4.5 hervorgeht, stehen den meisten Behörden drei bis sechs Mitglieder für die Beset-

zung der Spruchkörper zur Verfügung. In 31 Behörden sind im Spruchkörper mehr als 

sechs Personen vertreten. Bei 39 Behörden sind zwei bis drei Personen im Spruchkörper 

vertreten. Darunter befinden sich lediglich drei Behörden im Kanton Wallis welche nur 

zwei Mitglieder für die Bildung des Spruchkörpers zur Verfügung haben. 

D 4 .5 :  Grösse des  Spruchkörper s  

Anzahl der Mitglieder für die Bildung der Spruchkörper Anzahl der Behörden 

2 Mitglieder 3 (2,3%) 

3 Mitglieder 36 (27,7%) 

4 bis 6 Mitglieder 60 (46,2%) 

Mehr als 6 Mitglieder 31 (23,8%) 

Total 130 (100%) 

Quelle: Online-Befragung. 

Weiterführende Analysen zur Grösse der Spruchkörper haben gezeigt, dass zwischen 

der Grösse des Einzugsgebiets (Bevölkerungszahl) und der Anzahl der Mitglieder im 

Spruchkörper ein positiver Zusammenhang besteht.11 Erwartungsgemäss verfügen Be-

hörden mit mehr als einem Spruchkörper über eine grössere Anzahl von Personen zur 

Bildung der Spruchkörper. Bei den Gerichten gibt es im Vergleich zu den Verwaltungs-

behörden mehr grosse Spruchkörper (mehr als 6 Mitglieder). Bei den Spruchkörpern, 

die mehr als vier Mitglieder haben, finden sich häufiger volatile Spruchkörper, das 

heisst Spruchkörpern mit wechselnder Zusammensetzung. Für volatile Spruchkörper 

 

11
 Der entsprechende Korrelationskoeffizient beträgt .692 und ist auf dem Niveau von p .001 signifikant. 
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kann ein Nachteil darin liegen, dass sie die Policy einer kohärenten Vollzugspraxis 

erschweren.12 Rund 60 Prozent der Verantwortlichen haben angegeben, dass bei ihrer 

Behörde mit wechselnder Zusammensetzung der Behördenmitglieder gearbeitet wird. 

Bei den restlichen 40 Prozent der Behörden bleibt die Zusammensetzung der Mitglieder 

dagegen konstant. 

Gemäss den Empfehlungen der KOKES soll das Behördenamt im Spruchkörper haupt-

beruflich ausgeübt werden.13 Davon ausgehend haben wir geprüft, welche KESB einen 

durchschnittlichen Beschäftigungsanteil im Spruchkörper von unter 60 Prozent aufwei-

sen (dahinter steht die Annahme, dass eine hauptberufliche Tätigkeit eine Anstellung 

mit 60 oder mehr Stellenprozent bedingt). Die Befragung hat gezeigt, dass bei 41 Pro-

zent der befragten KESB ein durchschnittlicher Beschäftigungsanteil im Spruchkörper 

von unter 60 Prozent vorliegt. Die Hälfte dieser 41 Prozent sind kleine KESB nament-

lich in den Kantonen Wallis, Aargau und Tessin. 

F a c h l i c h e  K o m p e t e n z e n  u n d  I n t e r d i s z i p l i n a r i t ä t  i m  S p r u c h k ö r p e r  

Die Befragungsergebnisse haben gezeigt, dass in der Schweiz über 700 Personen in den 

Spruchkörpern der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden tätig sind. Die Behörde 

ist nach Art. 440 ZGB eine Fachbehörde. Gemäss der Botschaft des Bundes soll ein 

Jurist oder eine Juristin für eine korrekte Rechtsanwendung verantwortlich sein. Je 

nach Situation, sollten auch Personen mit einer psychologischen, sozialen, pädagogi-

schen, treuhänderischen, versicherungsrechtlichen oder medizinischen Ausbildung 

mitwirken.14 Gesetzesentwurf und Botschaft legen jedoch nicht genau fest, wie diese 

Fachlichkeit beziehungsweise Interdisziplinarität konkret umzusetzen ist. Gemäss den 

Empfehlungen der KOKES sollten die Disziplinen Recht, Sozialarbeit und Pädagogik 

beziehungsweise (Kinder-)Psychologie im Spruchkörper vertreten sein. Wie sich aus 

Darstellung D 4.6 zeigt, sind Mitglieder mit formalen Abschlüssen in den Bereichen 

Recht und Sozialarbeit am häufigsten in den Spruchkörpern der KESB vertreten. Es 

folgen in absteigender Häufigkeit Personen mit Abschlüssen in den Bereichen Pädago-

gik/Sozialpädagogik, Psychologie, Medizin/Gesundheit und Treuhandwesen. Unter der 

Kategorie „Anderer Bereich“, wurden Personen mit Abschlüssen aus den Bereichen der 

Sozial- und Privatversicherungen sowie aus dem kaufmännischen Bereich genannt. 

Erwartungsgemäss ist der Anteil der Fachpersonen mit Abschlüssen im Bereich Recht 

bei den KESB, welche als Gericht organisiert sind, insgesamt etwas höher als bei den 

anderen KESB. 

 

12
 Wider, Diana (2014): Art. 440–442 ZGB: Behörden und örtliche Zuständigkeit, in: Rosch, Daniel; Büchler, Andrea; Jakob, Domini-

que (Hrsg.): Erwachsenenschutzrecht, Einführung und Kommentar zu Art. 360 ff. ZGB und VBVV (Art. 440–Art. 442). Basel: 

Helbing Lichtenhahn Verlag. 
13

 KOKES: Kindes- und Erwachsenschutzbehörde als Fachbehörde,  

<http://www.kokes.ch/assets/pdf/de/publikationen/Empfehlungen_Behoerdenorganisation_Factsheet.pdf>, besucht am 24.10.2015. 
14

 Botschaft zur Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Erwachsenenschutz, Personenrecht und Kindesrecht), BBI 2006, 

Seite 7073. 
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D 4 .6 :  Verte i lung der  formalen  Absch lüsse  der  Mi tg l i eder  in  den  Spruchkörpern  

der  KESB  

  

Quelle: Online-Befragung (N = 130). 

Betrachtet man die Kombinationen der vertretenen fachlichen Kompetenzen in den 

jeweiligen Spruchkörpern der KESB, dann zeigt sich, dass bei 78 Prozent der KESB 

mindestens je eine Person mit einem Abschluss im Fachbereich Recht sowie in Sozialer 

Arbeit vertreten ist. Lediglich in vier kleineren KESB im Kanton Wallis sind keine 

Fachpersonen mit einem formalen Abschluss im Bereich Recht im Spruchkörper vor-

handen. Dagegen finden sich bei den als Gericht geführten KESB der Kantone Waadt 

und Genf ausschliesslich Personen mit Abschlüssen im Bereich Recht im Spruchkörper. 

Das bedeutet, dass 93 Prozent der KESB über einen interdisziplinär zusammengesetzten 

Spruchkörper verfügen. Die häufigste Kombination von Disziplinen ist jene zwischen 

Recht und Sozialer Arbeit, welche bei 75 Prozent der KESB vorkommt. 

Wichtig ist gemäss Wider (2014) auch, dass es bei Entscheiden im Spruchkörper eine 

gleichberechtigte Mitarbeit und Mitverantwortung zwischen den Mitgliedern mit ver-

schiedenen Abschlüssen gibt.15 Es ist daher von Interesse, welcher Anteil der Verfahren 

durch Mitglieder mit einem Abschluss im Bereich Recht geführt werden. Gemäss den 

Angaben der befragten Verantwortlichen ist dies im Durchschnitt bei schätzungsweise 

der Hälfte der Verfahren der Fall. Der entsprechende durchschnittliche Anteil ist bei 

den Behörden, die als Gerichte organisiert sind, leicht höher (54%). Es gilt allerdings 

anzumerken, dass auch bei den Gerichten im Durchschnitt schätzungsweise 37 Prozent 

der Verfahren durch Mitglieder mit einem Abschluss aus einem anderen Bereich gelei-

tet werden. Lediglich bei 16 der insgesamt 130 antwortenden Kindes- und Erwachse-

nenschutzbehörden haben die Verantwortlichen angegeben, dass die Verfahren aus-

schliesslich durch Mitglieder mit einem Abschluss im Bereich Recht geführt werden. 

Darunter befinden sich sieben Behörden die als Gericht organisiert sind und neun Ver-

waltungsbehörden, welche sich vorwiegend in den Kantonen Wallis und Tessin befin-

den. 

Die Interdisziplinarität soll sich neben der fachlichen Zusammensetzung der Behörden 

auch durch die Art der praktischen Zusammenarbeit ergeben. Wir haben daher die 

 

15
 Vgl. dazu Wider, Diana (2014): Art. 440–442 ZGB: Behörden und örtliche Zuständigkeit, in: Rosch, Daniel; Büchler, Andrea; Jakob, 

Dominique (Hrsg.): Erwachsenenschutzrecht, Einführung und Kommentar zu Art. 360 ff. ZGB und VBVV (Art. 440–Art. 442). Ba-

sel: Helbing Lichtenhahn Verlag, S. 418. 
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Verantwortlichen der Behörden gefragt, wie die interdisziplinäre Beratung in der Praxis 

umgesetzt wird. Dazu haben wir den Befragten die in Darstellung D 4.7 aufgeführten 

Antwortkategorien vorgelegt. Aus der Verteilung der Antworten geht hervor, dass der 

interdisziplinäre Austausch vor allem bei Fallbesprechungen in der Phase der Abklä-

rung und bei den Entscheidungssitzungen des Spruchkörpers stattfindet. Grundsätzlich 

sind die angegebenen Werte als hoch zu beurteilen und decken sich mit unseren Be-

obachtungen im Rahmen der geführten Gespräche bei den verschiedenen Behörden. 

Zwischen den verschiedenen Organisationsformen der Behörden gibt es bei der inter-

disziplinären Zusammenarbeit nur bei den Fallbesprechungen in der Phase der Fallauf-

nahme Differenzen. Aus den Angaben der Vertreterinnen und Vertreter von Behörden, 

die als Gericht organisiert sind, resultieren signifikant tiefere Werte. 

D 4 .7 :  Art  der  in terd isz ip l in ären  Bera tung in  der  Behörde  

Durch Fallbesprechungen im Rahmen der Entscheidungssitzung des Spruch-

körpers 
90,8% 

Durch Fallbesprechungen in der Phase Abklärung/während des Verfahrens 85,4% 

Durch informelle Kontakte des instruierenden Behördenmitglieds mit einem 

oder mehreren anderen Behördenmitglieder 
76,2% 

Durch Fallbesprechungen in der Phase der Fallaufnahme 55,4% 

Quelle: Online-Befragung (Mehrfachnennungen möglich). 

P e r s o n a l  f ü r  u n t e r s t ü t z e n d e  D i e n s t e  
Neben den personellen Ressourcen im Spruchkörper ist auch das Personal für unter-

stützende Dienste wie etwa Abklärungen, Rechtsdienst, Revisorat, Administration und 

Sekretariat von zentraler Bedeutung. Schweizweit sind mindestens 1’210 Personen bei 

unterstützenden Diensten der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden tätig. In Bezug 

auf die einzelnen Behörden stellt sich die Frage nach der Grösse der unterstützenden 

Dienste. In Darstellung D 4.8 haben wir das zur Verfügung stehende Personal in ver-

schiedene Kategorien zusammengefasst und zeigen auf, wie viele Behörden jeweils zu 

einer Kategorie gehören. Bei der ersten Kategorie (bis 5 Personen) finden sich praktisch 

ausnahmslos die eher kleineren Behörden der Kantone Wallis und Tessin. Etwa die 

Hälfte der Behörden verfügt über unterstützende Dienste mit sechs bis fünfzehn Mitar-

beitenden. Es gibt jedoch auch sehr grosse Abklärungsdienste wie sie von den Behörden 

in der Stadt Zürich, im Bezirk Winterthur und Andelfingen, in Basel-Stadt oder dem 

Tribunal de protection de l’adulte et de l’enfant (TPAE) des Kantons Genf geführt 

werden. 
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D 4 .8 :  Persona l  für  unter stüt zende Dienste  nach  Anzah l  der  Behörden  

  
Quelle: Online-Befragung (N = 125). 

Betrachtet man die Tätigkeiten der unterstützenden Dienste differenzierter in Bezug auf 

Behörden, welche selber Abklärungen im Erwachsenen- und Kindesschutz durchführen, 

zeigt sich, dass die entsprechenden Abteilungen mit sechs bis acht Mitarbeitenden be-

setzt sind und über personelle Ressourcen von 610 bis 830 Stellenprozenten verfügen. 

Erwartungsgemäss gibt es zwischen der Grösse der Abklärungsdienste und dem Ein-

zugsgebiet der Behörden einen starken Zusammenhang. Dies zeigt sich auch bei der 

differenzierten Betrachtung nach Organisationsmodell der Behörden. Hier weisen Be-

hörden, die als Gericht organisiert sind höhere personelle Ressourcen auf. Dies hängt 

aber vor allem damit zusammen, dass im Einzugsgebiet dieser Modelle mehr Einwoh-

ner/-innen leben. 

I n t e r n e  A u f g a b e n  d e r  B e h ö r d e n  

Die jeweiligen Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden unterscheiden sich nicht nur 

hinsichtlich der Organisationsform, sondern auch bezüglich des Umfangs der verschie-

denen internen Aufgaben. Wie aus Darstellung D 4.9 hervorgeht, werden Revisionen 

der Rechenschaftsberichte der Mandatsträger/-innen sowie Jahresbericht und Jahres-

rechnungen vergleichsweise häufig intern erledigt. Die Buchhaltung, AHV-

Abrechnungen für Mandatsträger/-innen, IT-Support und Lohnbuchhaltungen werden 

dagegen öfters durch Dritte erledigt. Mit Ausnahme der Buchhaltung und des IT-

Supports übernehmen die Behörden, welche nach dem Verwaltungsmodell organisiert 

sind, häufiger interne Aufgaben. Das hängt vermutlich damit zusammen, dass die 

KESB mit Gerichtsmodell eher als Teil eines regionalen Gerichts organisiert sind und 

daher auf bestehende Strukturen und Ressourcen zugreifen können. 
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D 4 .9 :  Ante i l  der  Behörden ,  we lche in terne Aufgaben se lber  übernehmen  

  

Quelle: Online-Befragung. 

4 . 1 . 2  P E R S O N E L L E  R E S S O U R C E N  D E R  B E H Ö R D E N  

In einer weiteren Frage haben wir die Verantwortlichen der Behörden um eine Ein-

schätzung der personellen Ressourcen gebeten. Die Frage, ob die verfügbaren personel-

len Ressourcen ausreichend sind, haben 54,7 Prozent der Befragten verneint. Wie aus 

Darstellung D 4.10 hervorgeht, ergibt sich dabei eine geringe Differenz zwischen den 

Organisationsformen der Behörden. Vertiefte Analysen haben gezeigt, dass vor allem 

die Befragten der Gerichte in den Kantonen Aargau und Freiburg der Ansicht sind, 

dass die personellen Ressourcen nicht ausreichen. Bei den kantonalen Behörden fallen 

die Antworten der einzelnen KESB innerhalb der Kantone unterschiedlich aus, sodass 

auf kantonaler Ebene keine generelle Tendenz feststellbar ist. 

D 4 .10 :  E inschätzung der  per sone l len  Ressourcen   

Ausreichend personelle 

Ressourcen? 

Gericht 

N = 28 

Kantonale 

Behörde 

N = 36 

Kommunale 

Behörde 

N= 73 

Total alle KESB 

N = 137 

Ja 42,9% 41,7% 47,3% 45,2% 

Nein 57,1% 58,3% 51,4% 54,7% 

Total 100% 100% 100% 100% 

Quelle: Online-Befragung. 

Die weiterführenden Analysen zur personellen Situation zeigen, dass es bei einem gros-

sen Teil der Behörden in der Vergangenheit zu Veränderungen der personellen Res-

sourcen gekommen ist. Bei rund vier Fünfteln der Kindes- und Erwachsenenschutzbe-

hörden hat es eine Aufstockung der personellen Ressourcen gegeben. Lediglich in drei 

Fällen haben die Befragten von einer Reduktion des Personals berichtet. Dabei handelt 

es sich ausschliesslich um kommunal organsierte Behörden. Bei 68 Prozent der KESB 

mit einem Gerichtsmodell und bei 85 Prozent der KESB mit Verwaltungsmodell wur-
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den die Ressourcen seit dem 1. Januar 2013 aufgestockt. Diese Aufstockungen beste-

hen grösstenteils auch noch für das Jahr 2016. Lediglich bei 10 Prozent der Aufsto-

ckungen handelte es sich um temporäre Anpassungen der personellen Ressourcen. Die 

Ausführungen zu den Aufstockungen zeigen keine Systematik im Hinblick auf die ver-

schiedenen Tätigkeitsbereiche der Behörden. So wurden Aufstockungen bei den Pensen 

der Behördenmitglieder, des Sekretariats, des Revisorats und der Abklärungsstellen 

genannt. 

4 . 1 . 3  Z U S T Ä N D I G K E I T E N  F I N A N Z I E R U N G  
Im Zusammenhang mit den Kosten stellen sich zwei Fragen: einerseits wie die Behör-

den (Personal und Infrastruktur) finanziert sind und andererseits wer die Kosten von 

Massnahmen trägt, welche durch die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden initiiert 

worden sind. 

F i n a n z i e r u n g  d e r  B e h ö r d e n  
In 20 Kantonen ist der Kanton selber Träger der Behörden. Davon kommt in 19 Kan-

tonen der Kanton auch für Personal- und Infrastrukturkosten der KESB auf. Nur im 

Kanton Obwalden ist die Behörde zwar auf der Ebene des Kantons organisiert, jedoch 

durch die Gemeinden finanziert. In fünf der sechs Kantone, welche über eine kommu-

nale Trägerschaft verfügen, werden die Personal- und Infrastrukturkosten durch die 

Gemeinden getragen. Nur im Kanton Tessin beteiligt sich der Kanton zusammen mit 

den Gemeinden an den Kosten der kommunalen Behörden.  

F i n a n z i e r u n g  v o n  M a s s n a h m e n  
Vor dem Hintergrund der Kostenfolgen für Massnahmen, welche durch die Kindes- 

und Erwachsenenschutzbehörde angeordnet werden, stellt sich die Frage bezüglich der 

Finanzierung der Massnahmenkosten. Wir haben deshalb für ausgewählte Massnah-

men erhoben, welche Stellen für die anfallenden Kosten aufkommen. Als Beispiele 

wurden die Finanzierungen von drei verhältnismässig kostenintensiven Massnahmen 

abgefragt (sozialpädagogischen Familienbegleitungen, Aufenthalt in Kinder- und Ju-

gendheimen und Aufenthalt in Pflegefamilien). 

In Darstellung D 4.11 haben wir die Antworten der Befragten bezüglich der Finanzie-

rung von drei spezifischen Massnahmen im Bereich Kindesschutz aufgeführt. Es zeigt 

sich, dass vor allem sozialpädagogische Familienbegleitungen (56,3% der Nennungen) 

und Aufenthalte in Pflegefamilien (40,5% der Nennungen) häufig alleine durch die 

Gemeinden finanziert werden müssen. Bei den Aufenthalten in Kinder- und Jugend-

heimen erfolgt oft eine gemeinsame Finanzierung durch Kanton und Gemeinden 

(46,8% der Nennungen). 
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D 4 .11 :  F inanz ierung von Massnahmenkos ten  im Bere ich  K indesschutz  

 Sozialpädagogische 

Familienbegleitung 

Aufenthalte in 

Kinder- und 

Jugendheimen 

Aufenthalte in 

Pflegefamilien 

Finanzierung durch 

Kanton  

23,8% (30) 32,5% (41) 32,5% (41) 

Finanzierung durch Kanton 

und Gemeinden zusammen 

19,8% (25) 46,8% (59) 27% (34) 

Finanzierung durch 

Gemeinden  

56,3% (71) 20,6% (26) 40,5% (51) 

Total 100% (126) 100% (126) 100% (126) 

Quelle: Online-Befragung. 

Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen zur Finanzierung finden sich meistens in 

den Gesetzen zur Sozialhilfe beziehungsweise in den Vereinbarungen über die Platzie-

rung in sozialen Einrichtungen. Im Rahmen der Neugestaltung des Finanzausgleichs 

und der Aufgabenteilung (NFA) zwischen Bund und Kantonen wurde die Sozialhilfe in 

der alleinigen Regelungs- und Finanzbefugnis der Kantone belassen. In den Kantonen 

erfolgen die Finanzierung der Sozialhilfe und insbesondere die Lastenverteilung zwi-

schen Kanton und Gemeinden nach unterschiedlichen Modellen. Die Gemeinden sind 

daher in unterschiedlicher Art und Weise von den Anordnungen und Massnahmen der 

Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden betroffen. 

Werden die Antworten der Befragten auf kantonaler Ebene aggregiert, zeigt sich, dass 

die Gemeinden in den Kantonen Bern, Nidwalden, Glarus, Basel-Stadt, Appenzell In-

nerrhoden, Waadt und Genf für alle drei abgefragten Massnahmen ohne Kostenfolgen 

bleiben. In diesen Kantonen übernimmt der Kanton die Kosten der drei untersuchten 

Massnahmen. Die Gemeinden sind daher höchstens im Rahmen eines Lastenausgleichs 

indirekt in die Finanzierung involviert. Bei Aufenthalten in Kinder- und Jugendheimen 

und beim Aufenthalt in Pflegefamilien sind gemäss Angaben der Befragten auch die 

Kantone Zug und Basel-Landschaft für die Finanzierung verantwortlich. In den restli-

chen Kantonen sind die Gemeinden mehrheitlich alleine für die Finanzierung der er-

wähnten Massnahmen zuständig. 

4 . 1 . 4  E I N B E Z U G  D E R  G E M E I N D E N  

Weil die KESB Entscheide treffen, welche je nach Aufgabenteilung beziehungsweise 

Aufteilung der Kosten zwischen Kanton und Gemeinden in manchen Kantonen für die 

Gemeinden weitreichende finanzielle Konsequenzen haben können, kommt dem Einbe-

zug der Gemeinden bei Abklärungen und Entscheiden der Behörden eine zentrale Rolle 

zu. Zudem kann ein Einbezug der Gemeinden dann wichtig sein, wenn diese über wich-

tige Informationen für Abklärungen verfügen oder insgesamt eine grössere Nähe zu 

den betroffenen Personen gewährleisten können. 

V e r t r e t u n g  d e r  G e m e i n d e n  i m  S p r u c h k ö r p e r  

Grundsätzlich sollte die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde im Sinne ihrer Fach-

lichkeit unabhängig von den kommunalen Behörden sein. Insbesondere für die Anord-

nung von Massnahmen sollten die Behörden alleine zuständig sein. Es stellt sich daher 



I N T E R F A C E  

 E V A L U A T I O N  K I N D E S -  U N D  E R W A C H S E N E N S C H U T Z R E C H T  4 6  

die Frage, ob Vertreter/-innen der Gemeinden im Spruchkörper Einsitz haben sollen. 

Die Analysen haben gezeigt, dass in den meisten Behörden keine Vertreter/-innen der 

Gemeinden im Spruchkörper sind. Ausnahmen finden sich in den Kantonen Tessin, 

Wallis und Basel-Landschaft. Im Kanton Tessin beispielsweise befinden sich in allen 

Spruchkörpern der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde Vertreter/-innen der Ge-

meinden. Aber auch im Kanton Wallis sind Vertreter/-innen der Gemeinden bei 

27 Behörden involviert. Weiter finden sich im Kanton Basel-Landschaft zwei Kindes- 

und Erwachsenenschutzbehörden mit Vertretung der Trägergemeinden im Spruchkör-

per. Mit Ausnahme der erwähnten Fälle befinden sich in den übrigen Kantonen keine 

Vertretungen der Gemeinden in den Spruchkörpern der Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörden. 

E i n b e z u g  d e r  G e m e i n d e n  b e i  A b k l ä r u n g e n  

Es ist jedoch vielerorts erwünscht und notwendig, dass die Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörden bei Abklärungen von Massnahmen eng mit den Verantwortlichen von 

Gemeinden zusammenarbeiten. Es kann sich dabei je nach Organisation der kommuna-

len Sozialdienste um Sozialarbeiter/-innen oder um ein führendes Verwaltungs- oder 

Exekutivmitglied handeln. In Darstellung D 4.12 sind die Angaben zur Häufigkeit des 

Einbezugs der Gemeinden durch die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden getrennt 

für die Bereiche Kindes- und Erwachsenenschutz aufgeführt. Es zeigt sich, dass im Be-

reich des Kindesschutzes 41 Prozent der Behörden und im Bereich des Erwachsenschut-

zes 37 Prozent der Behörden die Gemeinden bei Abklärungen und Anordnungen immer 

oder meistens einbeziehen. Im Vergleich zeigt sich, dass der Einbezug der Gemeinden 

im Bereich des Kindesschutzes etwas mehr Gewicht hat als beim Erwachsenenschutz. 

D 4 .12 :  Häu f igke i t  des  E inbezugs  von Geme inden be i  Abk lärungen 

Gemeinden werden bei Abklärungen oder  

Anordnungen von Massnahmen … 

Kindesschutz 

N = 129 

Erwachsenenschutz 

N = 128 

… immer oder meistens einbezogen 41,1% 37,5% 

… in einer Mehrzahl der Fälle einbezogen 11,6% 14,8% 

… in weniger als der Hälfte der Fälle einbezogen 14,7% 9,4% 

… selten oder gar nicht einbezogen 32,6% 38,3% 

Total 100% 100% 

Quelle: Online-Befragung. 

Betreffend die unterschiedlichen Organisationsformen der Behörden zeigt sich, dass der 

Einbezug der Gemeinden sowohl im Kindes- als auch im Erwachsenenschutz bei den 

KESB mit Verwaltungsmodell etwas häufiger ist als bei KESB mit Gerichtsmodell. Ins-

besondere in den Kantonen Freiburg, Neuenburg, Waadt und Genf werden die Ge-

meinden bei Abklärungen und Anordnungen selten oder gar nicht einbezogen. Dies ist 

auch bei 16 von insgesamt 25 KESB im Kanton Wallis der Fall, welche sich an der 

Online-Befragung beteiligt haben. 

In einer ergänzenden Frage wurde erfasst, ob der Einbezug der Gemeinden bei der Ab-

klärung oder der Anordnung von Massnahmen im Kindes- und Erwachsenenschutz 

verbindlich geregelt ist. Dabei hat sich gezeigt, dass die Regelungsdichte bei Anord-

nungen von Massnahmen im Bereich Kindesschutz etwas höher ist. Während bei rund 
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der Hälfte der antwortenden Behörden im Bereich des Kindesschutzes solche verbindli-

che Regeln bestehen, trifft dies im Bereich des Erwachsenschutzes auf 45 Prozent der 

Behörden zu. Diesbezüglich weisen die kantonalen Behörden eine höhere Regelungs-

dichte auf als kommunale Behörden und Gerichte. 

4 . 1 . 5  O R G A N I S A T I O N  D E R  A B K L Ä R U N G E N  
Wie bereits weiter oben erwähnt, unterscheiden sich die Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörden auch in der Organisation der eigenen Abklärungsstellen. Diese können 

sich je nach Behörde und den Bereichen Kindes- und Erwachsenenschutz massgeblich 

unterscheiden. In Darstellung D 4.13 wird ausgewiesen zu welchen Anteilen die Kin-

des- und Erwachsenenschutzbehörden Abklärungen selber durchführen oder an externe 

Stellen abtreten. Externe Stellen können einzelne kommunale Sozialdienste, übergeord-

nete regionale Sozialdienste oder spezifische Kompetenzzentren für die Bereiche des 

Kindes- oder des Erwachsenenschutzes sein. Aus Darstellung D 4.13 lässt sich ableiten, 

dass im Bereich Erwachsenenschutz die Mehrheit der Abklärungen durch die KESB 

erfolgt. Dies ist für Behörden sowohl mit Gerichts- als auch mit Verwaltungsmodell der 

Fall. Bei den Verwaltungsbehörden ist der entsprechende Anteil jedoch grösser. Auch 

im Bereich Kindesschutz ist diese Differenz zwischen den Organisationsformen erkenn-

bar. Allerdings werden hier mehrheitlich Abklärungen durch externe Stellen vorge-

nommen. Die entsprechenden Anteile betragen knapp 45 Prozent bei den Behörden, 

welche nach einem Verwaltungsmodell organisiert sind und rund 50 Prozent bei den 

Behörden, welche als Gericht organisiert sind. 
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D 4 .13 :  Abk lärungsste l len  im  Bere ich  Erwachsenen-  und Kindesschutz  

  
Quelle: Online-Befragung. 

4 . 1 . 6  O R G A N I S A T I O N  D E R  B E I S T A N D S C H A F T E N  
Auch für die Organisation der Berufsbeistandschaften gib es unterschiedliche Modelle. 

Aus Darstellung D 4.14 geht hervor, dass bei rund der Hälfte der Behörden die Berufs-

beistandschaften durch spezialisierte Dienste mit überkommunaler Trägerschaft ge-

führt werden. Dies trifft gleichermassen für die Bereiche Kindes- und Erwachsenen-

schutz zu. Für je ein Viertel (Erwachsenenschutz) beziehungsweise ein Fünftel (Kindes-

schutz) der Behörden werden die Berufsbeistandschaften durch kommunale Sozial-

dienste geführt. Seltener ist es, dass die Berufsbeistandschaften durch die Behörden 

selber geführt werden. Dies ist in den Kantonen Schwyz, Zug und Appenzell Innerho-

den sowie bei einigen Behörden der Kantone Basel-Landschaft, St.Gallen und Tessin 

der Fall. Das Modell bei dem die Berufsbeistandschaften durch die Behörden und die 

Sozialdienste geführt werden, wird bei einzelnen Behörden in den Kantonen Luzern, 

Basel-Landschaft, St.Gallen, Tessin und Wallis angewendet. Weiter geht aus Darstel-

lung D 4.14 hervor, dass die Berufsbeistandschaften bei 13 Prozent (Erwachsenen-

schutz) beziehungsweise 18 Prozent (Kindesschutz) anders geführt werden. Darunter 

fallen einige regionale Zweckverbände die auch der Rubrik „spezialisierte überkom-

munale Träger“ zugeordnet werden könnten. Weiter gibt es eine Reihe von Behörden, 

für welche die Berufsbeistandschaften durch kantonale Ämter oder Dienststellen ge-

führt werden. Dies haben Vertreterinnen und Vertreter von Behörden aus den Kanto-

nen Uri, Freiburg, Basel-Stadt, Waadt, Wallis und Genf angegeben. 
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D 4 .14 :  Organ i sat ion  der  Beru fsbe is t andscha f t  

Berufsbeistandschaften werden … Erwachsenen-

schutz 

Kindes 

schutz 

… durch spezialisierte Dienste mit überkommunaler 

Trägerschaft geführt 63 (50%) 64 (51%) 

… durch kommunale Sozialdienste geführt 32 (25%) 25 (20%) 

... werden anders geführt 16 (13%) 22 (18%) 

… durch KESB geführt 11 (9%) 10 (8%) 

… durch KESB und Sozialdienste geführt 5 (4%) 4 (3%) 

Total 127 (100%) 125 (100%) 

Quelle: Online-Befragung. 

Im Zusammenhang mit der Organisation der Berufsbeistandschaften stellen sich auch 

Fragen zur Organisation der privaten Mandatsträger/-innen. Diese müssen rekrutiert, 

instruiert und begleitet werden. Die Auswertung der Antworten der Verantwortlichen 

der Behörden findet sich in Darstellung D 4.15. Es zeigt sich, dass die privaten Man-

datsträger/-innen zu grossen Teilen durch die Behörden selber rekrutiert, instruiert und 

beraten werden. Deutlich weniger häufig wurden diesbezüglich die kommunalen oder 

regionalen Sozialdienste, Mandatsführungszentren oder andere Stellen genannt. Bei den 

Behörden, welche als Gerichte organisiert sind, spielen die kommunalen und regionalen 

Sozialdienste keine Rolle in Bezug auf die Zusammenarbeit mit den privaten Mandats-

trägern/-innen. Hier sind entweder die Behörden selber oder aber Mandatsführungs-

zentren aktiv. 

D 4 .15 :  Rekrut ierung ,  In s trukt ion  und Betreuung pr ivater  Mandat sträger / - innen  

Durch wen werden die privaten Mandatsträger/-innen  … rekrutiert … instruiert … beraten 

Durch KESB selber 72% 80% 73% 

Durch kommunale/regionale Sozialdienste 14% 11% 13% 

Durch Mandatsführungszentren 6% 7% 13% 

Durch andere Stellen 9% 2% 2% 

Total 100% 100% 100% 

Quelle: Online-Befragung (N = 127). 

Die Behörden setzen im Mittel rund 25 Stellenprozente für die Unterstützung der priva-

ten Mandatsträger/-innen ein. Wird die Anzahl der privaten Mandatsträger/-innen ins 

Verhältnis zu den personellen Ressourcen der Behörden gesetzt, dann können im 

Durchschnitt bei einem 10-Prozent-Pensum 70 bis 80 private Mandatsträger/-innen 

unterstützt werden. Dabei sind aber die Differenzen zwischen den einzelnen Behörden 

erheblich und es ergeben sich deutliche Skaleneffekte. 

4 . 1 . 7  I N S T I T U T I O N E N  M I T  V O R G E L A G E R T E N  D I E N S T -

L E I S T U N G E N  

Sowohl in der Online-Befragung als auch an den geführten Gesprächen mit Expertin-

nen und Experten sowie mit Vertreterinnen und Vertretern einzelner Behörden wurde 

die Bedeutung der vorgelagerten Dienste immer wieder thematisiert. Diese können 

einerseits eine präventive Wirkung haben in dem Beratungstätigkeiten zu Problemlö-
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sungen oder Vermeidung von Problemen beitragen, mit welchen sich sonst die Kindes- 

und Erwachsenenschutzbehörden zu befassen hätten. Andererseits spielen vorgelagerte 

Dienste auch im fachlichen Austausch von Abklärungen von Massnahmen eine wichti-

ge Rolle für die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden. 83 Prozent der befragten 

Vertreterinnen und Vertreter der Behörden haben in der Online-Befragung angegeben, 

dass es im Einzugsgebiet ihrer Behörde Organisationen mit vorgelagerten Dienstleis-

tungen gibt, welche die Behörden im Bereich des Erwachsenenschutzes entlasten. Der 

entsprechende Wert für den Bereich Kindeschutz liegt mit 81 Prozent nur unwesentlich 

tiefer. Das Fehlen von vorgelagerten Dienstleistungen sowohl im Erwachsenen- als 

auch im Kindesschutz wurde vor allem von einzelnen Behörden in den Kantonen Wallis 

und Tessin sowie im Kanton Jura und dem Berner Jura erwähnt. 

Als wichtige Stellen werden im Bereich Erwachsenschutz verschiedene Sozialdienste, 

Jugend- und Familienberatungsstellen, die Pro Infirmis, die Pro Senectute sowie medi-

zinische Zentren oder Dienste wie etwa die verschiedenen Spitex-Organisationen ge-

nannt. 

Auch für den Bereich Kindesschutz spielen die Sozialdienste sowie die Jugend- und 

Familienberatungsstellen eine wichtige Rolle. Ergänzend wurden diesbezüglich auch 

Schulsozialdienste; kantonale Behörden, welche in den Bereichen Kinder- und Jugendli-

che tätig sind sowie auf Kinder und Jugendliche spezialisierte psychiatrische Dienste 

erwähnt. 

4 . 1 . 8  P I K E T T D I E N S T  
Im Zusammenhang mit den Entscheiden der Behörden kommt der Frage nach der Füh-

rung eines Pikettdienstes eine wichtige Bedeutung zu. So kann es vorkommen, dass die 

Behörde für Entscheide oder Einschätzungen bei Notsituationen verfügbar sein sollte. 

Gemäss den Empfehlungen der KOKES zur Organisation der Behörden sollte die Fach-

behörde rund um die Uhr entscheidungsfähig oder anderswie organisiert sein, sodass 

der er Kindes- und Erwachsenenschutz gewährleistet ist.16 Im Rahmen der Online-

Befragung haben wir daher die Verantwortlichen der Behörden gefragt, ob ein eigener 

oder allenfalls ein gemeinsamer Pikettdienst geführt wird. Wie aus der Übersicht der 

Antworten in Darstellung D 4.16 ersichtlich wird, führen im Durchschnitt rund 

60 Prozent der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden einen gemeinsamen oder 

einen eigenen Pikettdienst. Es zeigt sich, dass Gerichte weniger oft über einen Pikett-

dienst verfügen. Dem entsprechend organisieren die Gerichte den Pikettdienst oft mit 

anderen Behörden zusammen. Auch bei den kantonalen Behörden wird der Pikettdienst 

vergleichsweise häufig gemeinsam organisiert. In Bezug auf die Grösse der Behörden 

(Einzugsgebiet und Personalbestand) gibt es keine Regelmässigkeiten, welche das Füh-

ren eines Pikettdienstes erklären können. Auffallend ist hingegen, dass drei Viertel aller 

Behörden im Kanton Wallis angegeben haben über einen eigenen Pikettdienst zu verfü-

gen. 

 

16
 Vgl dazu KOKES: Kindes- und Erwachsenschutzbehörde als Fachbehörde,  

<http://www.kokes.ch/assets/pdf/de/publikationen/Empfehlungen_Behoerdenorganisation_Factsheet.pdf>, besucht am 24.10.2015  
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D 4 .16 :  Art  des  P iket td iens tes  

 Gericht 

N = 20 

Kantonale 

Verwaltungs-

behörde 

N = 36 

Kommunale 

Verwaltungs-

behörde 

N = 74 

Total alle 

KESB 

N = 130 

Kein Pikettdienst 40% 8,3% 52,7 38,5% 

Eigener Pikettdienst 10% 38,9% 36,5 33,1% 

Gemeinsamer Pikettdienst 50% 52,8% 10,8 28,5% 

Total 100% 100% 100% 100% 

Quelle: Online-Befragung. 

Dort wo es keinen eigenen Pikettdienst gibt, bestehen praktisch überall Absprachen mit 

der Polizei, Ärzten/-innen oder psychiatrischen Kliniken wie bei Notfallsituationen zu 

verfahren ist. 

4 . 1 . 9  O F F E N E  A N T W O R T E N  Z U R  U M S E T Z U N G  
Alle KESB wurden nach Faktoren gefragt, welche die Arbeit ihrer Behörde in den ers-

ten drei Jahren am meisten erschwert haben. 125 KESB haben eine Antwort auf diese 

Frage gegeben. Die offenen Antworten wurden in Kategorien (ab zwei Nennungen) 

zusammengefasst und präsentieren sich wie folgt: 

D 4 .17 :  Erschwerende Faktoren  

Faktoren, die die Arbeit der Behörden in den ersten drei Jahren am meisten er-

schwert haben 

Anzahl  

Nennungen 

Zu wenig Personalressourcen, zu viele übernommene Fälle 63 

Allgemeine Aufbauarbeit der Behörde 38 

Kritik durch Medien, Öffentlichkeit, Politik 33 

Probleme mit der EDV 26 

Überführung alte Massnahmen in neues Recht 25 

Zusammenarbeit mit den Gemeinden 16 

Falsche Erwartungen des Umfelds 15 

Fehlende Kompetenz Personal 13 

Fluktuationen in der KESB 12 

Probleme mit Beistandschaften  9 

Schlechte Qualität der übernommenen Dossiers 8 

Hohe Zahl Gefährdungsmeldungen 7 

System mit Finanzierung der Kosten für die Massnahmen durch Gemeinden 6 

Schwierigkeiten mit der Organisation der KESB 6 

Fehlende Prüfung niederschwelliger Angebote, fehlende subsidiäre Dienste 6 

Erstellen von Statistiken, Ausfüllen von Fragebogen 6 

Probleme mit Sozialdiensten 5 

Fehlen von Hilfsmitteln für die tägliche Arbeit 5 

Anstieg Fallzahl 5 

Zu wenig Angebote für Platzierungen 3 

Eltern, die ihren Streit über die KESB austragen 2 

Quelle: Online-Befragung (Angaben von 125 KESB).  
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Am häufigsten hat also die Ressourcensituation die Arbeit der KESB erschwert. Eben-

falls zentral sind Aufgaben, die unter den allgemeinen Aufbau der Behörde fallen. Für 

eine grosse Zahl an KESB, die 2013 neu gegründet worden sind, hat dies einen grossen 

Einfluss auf die Arbeit in den ersten drei Jahren gehabt. Als dritthäufigster Faktor, 

welcher die Arbeit der KESB erschwert hat, wird die Kritik von aussen gegenüber der 

KESB genannt, danach folgen Probleme mit der EDV sowie die Überführung bestehen-

der Massnahmen in das neue Recht. Der letzte Punkt wurde insbesondere von KESB, 

die im Gerichtsmodell organisiert sind, aufgeführt.  

Eine weitere offene Frage in der Online-Befragung ging Faktoren nach, welche die Ar-

beit der KESB seit 2013 am meisten unterstützt haben. 114 KESB haben sich hierzu 

geäussert, wobei sich die Nennungen wie folgt präsentieren: 

D 4 .18 :  Unterstü tzende Fak toren  

Faktoren, die die Arbeit der Behörden in den ersten drei Jahren am meisten un-

terstützt haben 

Anzahl  

Nennungen 

Motivation der Mitarbeitenden 31 

Erfahrung der Mitarbeitenden 28 

Gute Zusammenarbeit mit Partnern (insbesondere Sozialdienste) 26 

Unterstützung der (Träger-)Gemeinden  21 

Aufstockung von Ressourcen 20 

Unterstützung und Verständnis der Partner 19 

Zusammenhalt/Zusammenarbeit im Team 18 

Intrakantonale Zusammenarbeit der KESB 15 

Belastbarkeit der Mitarbeitenden 8 

Grundsätzlich gute (neue) Organisationsstruktur 8 

Unterstützung durch die KOKES 7 

Gutes EDV-System 5 

Fortbildungen 5 

Einbettung der KESB in bestehende Strukturen 4 

Gute Vorbereitung der Reform 3 

Austausch mit KESB in anderen Kantonen 3 

Zentrale Organisation der Berufsbeistandschaften 2 

Quelle: Online-Befragung (Angaben von 114 KESB). 

Am häufigsten werden Faktoren genannt, welche die Mitarbeitenden betreffen. So ge-

ben 31 beziehungsweise 28 KESB an, dass die Motivation der Mitarbeitenden respekti-

ve deren Erfahrung die Arbeit der Behörde am meisten unterstützt hätten. Ein weiterer 

Faktor ist die gute Zusammenarbeit mit externen Partnern, wobei hier am häufigsten 

die Sozialdienste der Gemeinden genannt werden. Ein oft genannter positiver Aspekt 

ist zudem die Unterstützung der Behörden durch die (Träger-)Gemeinden. Dass dieser 

Aspekt auch von vielen KESB als erschwerender Faktor genannt worden ist (siehe Dar-

stellung D 4.17) gibt einen Hinweis darauf, dass die Zusammenarbeit mit den Gemein-

den durchaus unterschiedlich verlaufen ist. 
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4 . 2  K E N N Z A H L E N  Z U  L E I S T U N G E N  U N D  K O S T E N  

Der heterogene Vollzug des Kindes- und Erwachsenenschutzrechtes stellt eine grosse 

Herausforderung dar, wenn es darum geht, Leistungen und Kosten der KESB schweiz-

weit zu erfassen und miteinander zu vergleichen. Auf folgende Schwierigkeiten ist dabei 

insbesondere hinzuweisen:  

- Die Statistiken vor 2013 erweisen sich als unzuverlässig: Die KOKES hat von 

1996 bis 2012 eine Statistik der Massnahmen im Kindes- und Erwachsenenschutz 

geführt. Es gibt Anzeichen dafür, dass Daten nicht korrekt an die KOKES übermit-

telt worden sind. So zeigten sich beispielsweise im Kanton Bern nach 2013 erhebli-

che Differenzen zwischen den (vorher) gemeldeten und tatsächlich an die neuen 

Behörden übertragenen Massnahmen.17 

- Die Erfassung der Leistungen seit 2013 ist nur bedingt mit derjenigen vor 2013 zu 

vergleichen: Vor 2013 wurden nur Daten über die Anzahl Personen mit Schutz-

massnahmen statistisch erfasst, Angaben über Abklärungen, die nicht zu einer 

Massnahme geführt haben, wurden in der Statistik der KOKES nicht aufgeführt. 

Per 1.1.2013 wurde im Erwachsenenschutz ein neues Massnahmensystem einge-

führt. Die KOKES nutzte diese Gelegenheit, auch die Erhebungsform anzupassen. 

Neu werden die Daten elektronisch direkt ab den Fallführungssystemen der KESB 

erhoben, und es werden nicht nur die Anzahl Personen mit Schutzmassnahmen 

(bestehende und neu angeordnete), sondern auch weitere Parameter (z.B. Indikati-

on, Gefährdungsmeldung, nicht massnahmengebundene Aufgaben) erhoben.  

- Die neuen gesetzlichen Grundlagen lassen nur bedingte Vergleiche zu: Altrechtli-

che Massnahmen werden nicht eins zu eins in Massnahmen nach dem neuen Recht 

überführt. Auch daher ist ein Vergleich der Anzahl von Massnahmen vor und nach 

der Revision des ZGB problematisch. 

- Die Statistiken der KOKES zu den Leistungen aus den Jahren 2013 und 2014 

können nicht genutzt werden: Die KOKES rechnet mit einer Einführungszeit von 

zwei bis drei Jahren, um zu verlässlichen und vergleichbaren Zahlen zu gelangen. 

Hier kommt erschwerend dazu, dass manche Behörden und Kantone den Aufwand 

für die Führung der Statistik kritisieren und nur beschränkten Nutzen in der Erfas-

sung der Zahlen für die KOKES zur Steuerung ihrer KESB sehen. Ausserdem hat 

der Bund kein verbindliches, gesamtschweizerisches Statistikmodell erarbeiten las-

sen. Die Zahlen für das Jahr 2013 und 2014 wurden nicht veröffentlicht.  

- Keine konsolidierten Angaben über Kosten vor 2013: Es war im Vorfeld der Er-

richtung der KESB nicht möglich, die Kosten des alten Systems einigermassen zu-

verlässig zu eruieren.18 Gründe dafür sind unter anderem in der grossen Zahl der 

Gemeinden zu finden, welche selbst keine klaren Aussagen zu den Kosten ihrer 

Vormundschaftsbehörden machen konnten.  

 

17
  Vgl. Kanton Bern. Parlamentarischer Vorstoss Rudin 062-2015, Antwort des Regierungsrats vom 26.8.2015.  

<http://www.gr.be.ch/etc/designs/gr/media.cdwsbinary.DOKUMENTE.acq/8b086bd1f08149ef911c21612df4d81f-

332/5/PDF/2015.RRGR.201-Vorstossantwort-D-113097.pdf>. 
18

  Vgl. Haefeli, Christoph (2015): Kindes- und Erwachsenenschutzrecht (KESR) und Kindes und Erwachsenenschutzbehörden (KESB) 

unter Dauerbeschuss, in: Jusletter 9. Februar 2015, Seite 9 ff. 
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Um in der vorliegenden Evaluation dennoch Aussagen über die Leistungen und Kosten 

im Kindes- und Erwachsenenschutzbereich zu machen, wurden zum einen ausgewählte 

Kenngrössen in der Breitenbefragung erhoben (z.B. zur Anzahl Gefährdungsmeldun-

gen, Zahl der geführten Mandate, Kosten und Einnahmen pro KESB). Zum anderen 

wurden in den Fallstudien mittels Gesprächen sowie mit der Analyse von Statistiken 

der KESB, aber auch der Kantone und Gemeinden Angaben zu Leistungen und Kosten 

im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht aufbereitet.  

4 . 2 . 1  G E F Ä H R D U N G S M E L D U N G E N  
Die Anzahl der Gefährdungsmeldungen ist ein möglicher Indikator wie das Ausmass 

der Belastung der einzelnen Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden gemessen und 

verglichen werden kann. Im Rahmen der Online-Befragung haben wir daher die Ver-

antwortlichen der Behörden gebeten, uns die Anzahl der Gefährdungsmeldungen für 

das Jahr 2014 zu nennen. Damit diese Zahlen vergleichbar sind, haben wir die Anga-

ben auf kantonaler Ebene aggregiert und ins Verhältnis zur Anzahl der erwachsenen 

und der minderjährigen Bevölkerung gesetzt. 

Im Jahr 2014 haben die Kindes- und Erwachsenschutzbehörden schweizweit mindes-

tens 24’527 Gefährdungsmeldungen für Erwachsene und mindestens 21’879 Gefähr-

dungsmeldungen für Kinder erfasst. Somit betreffen rund 53 Prozent der Gefähr-

dungsmeldungen Personen im Erwachsenenalter. Vergleicht man die Anzahl der Ge-

fährdungsmeldungen für Kinder und Erwachsene in den Kantonen in Darstellung 

D 4.19, zeigt sich unter anderem, dass die Zahl der Meldungen im Kindesschutz pro 

1’000 Minderjährige in den Kantonen Schaffhausen, Basel-Stadt, Tessin und Waadt am 

höchsten ist. Dagegen erfolgen in den Kantonen Appenzell Innerrhoden und Genf 

schweizweit am wenigsten Meldungen. Im Bereich des Erwachsenenschutzes sind die 

Meldungen pro 1’000 Erwachsene in den Kantonen Tessin, Basel-Stadt, Schaffhausen 

und Appenzell-Aussserrhoden am höchsten. Vergleichsweise wenige Gefährdungsmel-

dungen gibt es dagegen in den Kantonen Glarus und Genf. 

D 4 .19 :  Anzah l  Gefährdungsmeldungen 
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Quellen: Online-Befragung; Bundesamt für Statistik: Ständige Wohnbevölkerung nach Kanton, am 

31.12.2014. 

Insgesamt lassen sich jedoch keine erklärbaren Muster ableiten, welche entweder mit 

der Organisation der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden oder mit anderen ex-

ternen Faktoren wie dem Grad der Urbanisierung oder allenfalls kulturellen Aspekten 

erklärt werden können. Auch das Niveau der Gefährdungsmeldungen scheint sich erra-

tisch, ohne Gesetzmässigkeiten zwischen den Kantonen zu verändern. Einzig das Ver-

hältnis zwischen der Anzahl der Gefährdungsmeldungen für Erwachsene und Kinder 

scheint eine gewisse Konstanz auszuweisen. Dieser Befund legt den Schluss nahe, dass 

es sich bei den unterschiedlichen Niveaus der Gefährdungsmeldungen in erster Linie 

um Unterschiede in der Erfassung beziehungsweise der Definition von Gefährdungs-

meldungen handelt. Hinweise bezüglich unterschiedlicher Definitionen haben sich aus 

mehreren Gesprächen mit Fachpersonen aus diversen Kantonen ergeben. So werden 

mancherorts alle polizeilichen Meldungen standardmässig als Gefährdungsmeldung 

erfasst, wo andernorts lediglich Meldungen bei denen Abklärungen geführt werden als 

Gefährdungsmeldung erfasst und ausgewiesen werden. 

Betrachtet man die Anzahl der Gefährdungsmeldungen innerhalb von Kantonen, wel-

che mehrere KESB aufweisen, lassen sich auch dort keine erklärbaren Muster ableiten. 

So liegt die Anzahl der Gefährdungsmeldungen in den KESB der städtischen Zentren in 

den Kantone Zürich, Luzern und St.Gallen im Mittelfeld der verschiedenen KESB. In 

den Kantonen Bern, Aargau und Wallis nehmen die KESB der städtischen Zentren 

dagegen bei den Gefährdungsmeldungen eine Spitzenposition ein. Weiter besteht auch 

kein nachweisbarer Zusammenhang zwischen der Anzahl der Gefährdungsmeldungen 

pro 1’000 Personen und der Grösse des Einzugsgebiets der KESB, dem Personalbestand 

(FTE) und den unterschiedlichen Organisationsmodellen der KESB. 

In einem weiteren Analyseschritt haben wir geprüft, ob es bei der Anordnung von 

Massnahmen und der Zahl der Gefährdungsmeldungen einen Zusammenhang gibt. So 

wäre es beispielsweise denkbar, dass sich trotz unterschiedlichem Niveau bei den Ge-

fährdungsmeldungen die Anzahl der angeordneten Massnahmen als Folge der Überprü-

fung von Gefährdungsmeldungen weniger stark unterscheidet. Die Verantwortlichen 

der Behörden haben dazu den Anteil der Gefährdungsmeldungen geschätzt, welcher zu 

einer Massnahme führt. Erwartungsgemäss ergaben sich erhebliche Differenzen bei 

dieser Einschätzung. Im Durchschnitt kommt es nach Einschätzung der Befragten bei 

58 Prozent der Meldungen im Erwachsenenschutz zu einer Massnahme. Beim Kindes-

schutz beträgt die Schätzung des entsprechenden Anteils 56 Prozent. In Darstellung 

D 4.20 wird die geschätzte Anzahl der Massnahmen im Kindes- und Erwachsenen-

schutz wiederum auf der Ebene der Kantone aggregiert ausgewiesen. Es ergibt sich im 

Vergleich zu den Gefährdungsmeldungen – mit Ausnahme des allgemein tieferen Ni-

veaus – kein wesentlich anderes Bild in Bezug auf die Verteilung der Massnahmen zwi-

schen den Kantonen. 
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D 4 .20 :  Anzah l  der  geschä tzten  Massnahmen  

  

Quellen: Online-Befragung; Bundesamt für Statistik: Ständige Wohnbevölkerung nach Kanton, am 

31.12.2014. 

Im Folgenden gehen wir daher noch etwas detaillierter auf den Anteil der Gefähr-

dungsmeldungen ein, der zur Anordnung von Massnahmen führt. In Darstellung 

D 4.21 wurden die entsprechenden Schätzungen der Befragten zur besseren Vergleich-

barkeit in drei Gruppen zusammengefasst.19 Insgesamt zeigt sich, dass gemäss den Ein-

schätzungen der Befragten im Bereich des Erwachsenenschutzes Gefährdungsmeldun-

gen insgesamt häufiger zu Massnahmen führen als beim Kindesschutz.  

D 4 .21 :  Ante i l  der  Gefährdungsme ldungen ,  der  zur  Anordnung von Massnahmen 

führt  

  

Quellen: Online-Befragung. 

 

19
 Weniger als die Hälfte: bis 44 Prozent, die Hälfte: 45 bis 55 Prozent, mehr als die Hälfte: 56 Prozent und mehr. 
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4 . 2 . 2  M A N D A T E  

Ähnlich wie die Anzahl der Gefährdungsmeldungen gibt auch die Anzahl der geführten 

Mandate einen Eindruck hinsichtlich der Leistungen der Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörden. Die Kindes- und Erwachsenschutzbehörden haben im Rahmen der 

Online-Befragung 82’231 Mandate für erwachsene Personen und 38’082 Mandate für 

Kinder erfasst. Durchschnittlich betreffen rund 68 Prozent der geführten Mandate 

erwachsene Personen. In Darstellung D 4.22 haben wir die aktuell geführten Mandate 

(Stand November 2015) im Kindes- und Erwachsenenschutz pro Kanton aggregiert. 

Dabei lassen sich beim dargestellten Muster kaum Parallelen zur oben aufgeführten 

Darstellung der Gefährdungsmeldungen erkennen. In den Kantonen Jura, Solothurn, 

Glarus und Appenzell Ausserrhoden werden im Verhältnis zur Bevölkerungsgrösse am 

meisten Mandate im Kindesschutz geführt. Verhältnismässig gering ist die Zahl der 

entsprechenden Mandate dagegen in den Kantonen Uri, Appenzell Innerrhoden und 

Neuenburg. Betrachtet man die Verteilung der Mandate im Bereich des Erwachsenen-

schutzes pro 1’000 Erwachsene, dann zeigt sich, dass in den Kantonen Jura, Neuen-

burg und Uri am meisten Mandate für Erwachsene geführt werden. Vergleichsweise 

wenig Mandate für Erwachsene werden dagegen in den Kantonen Nidwalden, Aargau 

und Appenzell Innerrhoden geführt. In der Regel schwankt die Anzahl der geführten 

Mandate im Erwachsenenschutz zwischen 10 und 20 Mandaten pro 1’000 erwachse-

nen Personen. Bei Kindesschutz liegt der Range zwischen 10 und 30 Mandaten pro 

1’000 Minderjährige. 

Weiterführende Analysen haben keinen Zusammenhang zwischen der Anzahl der 

Mandate und der Grösse des Einzugsgebiets der KESB, dem Personalbestand der KESB 

(Stellen FTE), und dem Organisationsmodell der Behörden gezeigt. 

D 4 .22 :  Anzah l  der  aktue l l  ge führten  Manda te  im Erwachsenen-  und K indesschutz  

   

Quellen: Online-Befragung, Stand Herbst 2015; Bundesamt für Statistik: Ständige Wohnbevölkerung nach 

Kanton, am 31.12.2014. 
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Im Zusammenhang mit der Führung der Mandate stellt sich die Frage, ob diese durch 

private Beistände oder Berufsbeistände geführt werden. Schweizweit sind rund 7’900 

Berufsbeistände und über 28’000 private Mandatsträger/-innen aktiv. Darstellung 

D 4.23 gibt einen Überblick darüber, wie viele Mandate durch professionelle und pri-

vate Träger/-innen geführt werden. Es zeigt sich, dass im Bereich des Erwachsenen-

schutzes rund 46 Prozent der Mandate durch private Mandatsträger/-innen geführt 

werden. Im Bereich Kindesschutz liegt der entsprechende Anteil mit rund 11,5 Prozent 

deutlich tiefer. Während im Bereich des Erwachsenschutzes oft auf private Mandats-

träger/-innen abgestützt wird, spielen im Bereich Kindesschutz dagegen professionelle 

Beistände beziehungsweise Mandatsführungszentren eine wichtigere Rolle. 

D 4 .23 :  Mandate  durch  pr iv ate  und profess ione l l e  Be is tände  

 Erwachsenschutz 

N = 82’231 

Kindesschutz 

N = 38’082 

Mandate durch Berufsbeistandschaften 54,1% 88,5% 

Mandate durch private Mandatsträger/-innen 45,9% 11,5% 

Total 100% 100% 

Quelle: Online-Befragung. 

Analysiert man die Anzahl der Mandatsträger/-innen, welche in den Bereichen Erwach-

senenschutz und Kindesschutz aktiv sind, dann zeigt sich, dass fast drei Viertel der 

Mandatsträger/-innen Privatpersonen sind. Die Anzahl der Berufsbeistände ist dagegen 

bedeutend kleiner. Selbstverständlich ist aber davon auszugehen, dass die professionel-

len Beistände im Vergleich zu den privaten Beiständen deutlich mehr Mandate führen. 

4 . 2 . 3  A U S G E W Ä H L T E  M A S S N A H M E N  

Im Folgenden zeigen wir die Häufigkeit einiger spezifischer Massnahmen auf, wie sie 

im Jahr 2014 durch die KESB entschieden worden sind. Dabei handelt es sich einerseits 

um besonders einschneidende Massnahmen im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht 

sowie neuere Verfahren im Bereich des Kindesschutzes. Es geht dabei vor allem um 

eine quantitative Einschätzung dieser Massnahmen und Verfahren. 

A u f h e b u n g  d e r  e l t e r l i c h e n  O b h u t  

Die Aufhebung der elterlichen Obhut nach Art. 310 ZGB ist eine Massnahme im Kin-

desschutz, die nur dann zur Anwendung kommt, wenn die Kindeswohlgefährdung 

nicht mit milderen Massnahmen abgewendet werden kann. Sie erfolgt auf Anordnung 

der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde und hat zur Folge, dass das Kind aus-

serhalb der Familie in einer Pflegefamilie oder in einer geeigneten Institution wie etwa 

einem Kinder- oder Jugendheim untergebracht wird. Gemäss Angaben aus der Befra-

gung der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden wurden im Jahr 2014 schweizweit 

in insgesamt 1’518 Fällen über einen Entzug des Aufenthaltsbestimmungsrechts ent-

schieden. Gemäss Einschätzung der Verantwortlichen wurden im Durchschnitt rund 

30 Prozent der entsprechenden Entscheide im Einvernehmen mit den Eltern getroffen. 

Setz man die entsprechende Zahl in das Verhältnis zur Zahl der Kinder in der Schweiz, 

dann ergeben sich schätzungsweise 0,66 Fälle pro 1’000 Kinder bei denen die Eltern 

nicht mit der Aufhebung der elterlichen Obhut einverstanden waren. 
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F ü r s o r g e r i s c h e  U n t e r b r i n g u n g  

Die fürsorgerische Unterbringung dient dagegen dem Schutz erwachsener Personen, 

wenn die Gewährleistung einer nötigen Behandlung oder Betreuung nicht anders erfol-

gen kann. Die Unterbringung erfolgt auf Anordnung der Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörde (Art. 428 Abs.1 ZGB) und bezieht sich auf stationäre Einrichtungen wie 

geschlossene Abteilungen von psychiatrischen Kliniken und Alters- und Pflegeeinrich-

tungen. Nach spätestens sechs Wochen ab der ärztlichen Unterbringung muss ein voll-

streckbarer Unterbringungsentscheid der KESB vorliegen, sonst fällt die fürsorgerische 

Unterbringung automatisch dahin (Art. 429 Abs. 2 ZGB). Alle fürsorgerischen Unter-

bringungen sind gemäss Art. 431 Abs. 2 periodisch zu überprüfen. Die erste Überprü-

fung hat innert sechs Monaten nach Beginn der Unterbringung zu erfolgen. In Darstel-

lung D 4.24 ist ersichtlich, wie oft die verschiedenen Entscheide im Rahmen der fürsor-

gerischen Unterbringung im Jahr 2014 angeordnet wurden. 

D 4 .24 :  Anzah l  Entsche ide be tre f f end fürsorger is che Unterbr ingung  

Anordnungen der KESB (Art. 428 Abs. 1 ZGB) 1’116 

„Verlängerungen“ ärztlicher Anordnungen (Art. 429 Abs. 2) 1’752 

Periodische Überprüfungen (Art. 431 ZGB) 876 

Quelle: Online-Befragung. 

A n h ö r u n g e n  i m  K i n d e s s c h u t z  
Gemäss Art. 314a ZGB sollen Kinder bei Verfahren nach Möglichkeit angehört wer-

den. Das Kind wird dabei durch die Kindesschutzbehörde oder durch eine beauftragte 

Drittperson in geeigneter Weise persönlich angehört, soweit nicht sein Alter oder ande-

re wichtige Gründe dagegen sprechen. Wie aus Darstellung D 4.25 hervorgeht, schät-

zen die Befragten, dass in rund 64 Prozent aller Fälle eine Anhörung von Kindern er-

folgt ist. In 28 Prozent der Fälle war eine Anhörung aufgrund des Alters oder einer 

Behinderung nicht möglich. In rund 8 Prozent der Fälle wurde aus anderen Gründen 

auf eine Anhörung verzichtet. 

D 4 .25 :  Ante i l  von  Fä l len  im Bere ich  K indesschutz ,  be i  we lchen Kinder  angehört  

werden e in  (Ar t .  314a ZGB)  

Fälle mit Anhörung von Kindern 63,9% 

Fälle ohne Anhörung von Kindern aufgrund des Alters oder einer Behinde-

rung 

28,2% 

Fälle ohne Anhörung aus anderen Gründen 7,9% 

Quelle: Online-Befragung. 

K i n d e s v e r t r e t u n g e n  
Im Jahr 2014 wurden in der ganzen Schweiz mindestens 427 Kindesvertretungen (Art. 

314abis ZGB) von den Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden angeordnet. 

E n t s c h e i d e  b e t r e f f e n d  d i e  e l t e r l i c h e n  S o r g e  

Alle Entscheide als Folge der gemeinsamen elterlichen Sorge seit 1. Juli 2014 bis zum 

30. Juni 2015 sind in Darstellung D 4.26 aufgeführt. Dabei haben wir uns bei der On-

line-Befragung auf jene Varianten konzentriert, bei denen es einen Entscheid der KESB 
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benötigt. Am häufigsten dürften Fälle sein, bei denen die Eltern das gemeinsame Sorge-

recht gemeinsam erklären. 

D 4 .26 :  Entsche ide a l s  Fo lge  der  gemeinsamen e l ter l i chen  Sorge  

Entscheid für gemeinsame elterliche Sorge gegen den Willen eines Eltern-

teils 

764 

Entscheid für alleinige elterliche Sorge eines Elternteils im Einvernehmen 

mit den Eltern 

509 

Entscheid für alleinige elterliche Sorge eines Elternteils gegen den Willen 

eines Elternteils 

88 

Quelle: Online-Befragung. 

4 . 2 . 4  K O S T E N  D E R  B E H Ö R D E  

Schweizweit sind 715 Personen in den Spruchkörpern der Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörden tätig. Weitere 1’210 Personen sind in unterstützenden Diensten der 

Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden im Rechtsdienst, bei Abklärungsdiensten, im 

Revisorat oder in Bereichen der Administration tätig. Dazu kommen rund 7’900 Be-

rufsbeistände und über 28’000 private Mandatsträger/-innen, welche im Rahmen des 

Kindes- und Erwachsenschutzes tätig sind. Gemäss unserer Erhebung kann davon aus-

gegangen werden, dass die Kosten für die Behörden gesamtschweizerisch mindestens 

255 Millionen Franken betragen.20 Diese Zahl basiert auf den Angaben von 81 Behör-

den. Nicht berücksichtigt sind dabei die Kosten der Behörden in den Kantonen Appen-

zell-Innerrhoden, Aargau, Neuenburg, Waadt sowie einiger weiterer KESB, welche sich 

auf verschiedene Kantone verteilen.21 

Weil in Bezug auf die Kosten der Behörden nur teilweise Informationen aus den Ge-

schäftsberichten entnommen werden können, haben wir die Nettokosten (Aufwand-

überschuss) für alle Behörden abgefragt. Dabei hat sich gezeigt, dass bei einigen zentral 

organisierten Behördenstrukturen die entsprechenden Informationen zum Aufwand der 

Behörden vorliegen, aber nur in aggregierter Form vorhanden sind. Für eine Reihe von 

Verantwortlichen der Behörden waren die entsprechenden Angaben nicht verfügbar 

oder wurden im Rahmen der Erhebung nicht angegeben. Wie aus Darstellung D 4.27 

hervorgeht, konnten für die Analysen zu den Nettokosten Informationen von 81 Be-

hörden berücksichtigt werden. Weil die Kosten im Verhältnis zur Grösse des Einzugs-

gebiets und zum Umfang der Leistungen variieren, haben wir versucht, mit den verfüg-

baren Daten Indikatoren zu bilden, welche diesem Umstand Rechnung tragen. Betrach-

tet man in der zweiten Zeile die Höhe der durchschnittlichen Nettokosten pro Behörde, 

dann zeigt sich, dass durchschnittliche Nettokosten in der Höhe von 3,15 Millionen 

Franken anfallen. 

 

20
 Diese Schätzung bezieht sich auf die Angaben in der Online-Befragung und basiert auf den Antworten von 95 Kindes- und Er-

wachsenenschutzbehörden, ohne Angaben der Gerichte der Kantone Waadt und Aargau. Dort wo die KESB auch die Berufsbei-

standschaften führen, sind auch diese Kosten enthalten. 
21

 Von den Behörden in diesen Kantonen haben wir keine Angaben zu den Nettokosten erhalten. 
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D 4 .27 :  Durchschn i t t l i che Kos ten  der  Behörden im Jahr  2014 

 Gericht 

N = 4 

Kantonale 

Behörde 

N = 22 

Kommunale 

Behörde 

N= 55 

Total alle 

KESB 

N = 81 

Höhe der Nettokosten (in Mio. CHF) 3.68 7.79 1.25 3.15 

Nettokosten pro Einwohner/-in 

(in CHF) 

23.30 32.50 22.20 25.10 

Kosten pro FTE (Behörden und unter-

stützende Dienste) (in CHF) 

287’455.– 144’912.- 128’016.- 142’724.– 

Quelle: Online-Befragung. 

Der Vergleich zwischen den Organisationsformen zeigt gewisse Differenzen. Es ist zu 

berücksichtigen, dass die entsprechenden Angaben bei den Gerichten auf lediglich vier 

Fällen beruhen. Auch lassen die die Durchschnittskosten an sich keinen direkten Ver-

gleich zu. Dieser ist am ehesten über relative Werte zum Beispiel die Nettokosten pro 

Einwohner/-in im Einzugsgebiet möglich. Die durchschnittlichen Kosten liegen 

Schweizweit bei 25.10 Franken pro Einwohner/-in. Die kommunalen Modelle weisen 

einen Wert von 22.20 Franken pro Kopf, die KESB an Gerichten 23.30 Franken und 

die KESB bei kantonalen Stellen 32.50 Franken pro Kopf aus. Aus diesem Vergleich 

lassen sich aber keine direkten Informationen in Bezug auf die Effizienz der einzelnen 

Modelle ableiten, weil der Umfang der Leistungen unterschiedlich sein kann (Führung 

von Berufsbeistandschaften durch die KESB, Ausmass der Abklärungen usw.). Wir 

haben dennoch versucht, die Führung der Berufsbeistandschaften aus den Kosten aus-

zuklammern. Diese fallen primär bei den KESB ins Gewicht, welche bei kantonalen 

Verwaltungsstellen angesiedelt sind (bei den kommunalen KESB sind die berechneten 

Veränderungen der Kosten minim): Es zeigt sich, dass die Kosten bei den kantonalen 

Fachbehörden sich auf 27.80 Franken pro Kopf reduzieren. Damit liegen die Werte 

insgesamt nicht sehr weit auseinander. Dennoch ist Vorsicht geboten, da für einen 

methodisch sachgerechten Vergleich der Umfang der Leistungen besser bekannt sein 

müsste. 

Schliesslich werden in der letzten Zeile von Darstellung D 4.27 die durchschnittlichen 

Kosten in Bezug zu einer 100-Prozent-Stelle (FTE: Full-time equivalent) berechnet. 

Weil es sich dabei um Vollkosten handelt, dürfen die berechneten durchschnittlichen 

Kosten nicht als reine Lohnkosten betrachtet werden. Der Vergleich zeigt lediglich, 

dass die Kosten pro Vollzeitstelle in Behörden mit einem Gerichtsmodell deutlich höher 

liegen. Die Gründe dazu können sowohl bei höheren Infrastruktur- als auch bei höhe-

ren Lohnkosten liegen. 

Damit die Höhe der durchschnittlichen Nettokosten einen stärkeren Bezug zur Organi-

sationsform der Behörden erhalten, weisen wir in Darstellung D 4.28 die Nettokosten 

in Abhängigkeit der Organisation der Berufsbeistandschaften und der Abklärungs-

dienste für diejenigen Behörden aus, die sich diesbezüglich klar einordnen lassen. Es 

zeigt sich deutlich, dass sowohl die durchschnittlichen Nettokosten pro Einwohner/-in 

als auch die durchschnittlichen Kosten pro Vollzeitstelle im Vergleich zum Mittel deut-

lich höher ausfallen, wenn die Behörden Beistandschaften im Bereich des Kindes- oder 

des Erwachsenenschutzes selber führen. Derselbe Effekt zeigt sich, wenn die Behörden 
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selber Abklärungen in den Bereichen des Kindes- oder des Erwachsenenschutzes durch-

führen. Auch hier darf aufgrund der durchschnittlichen Kosten pro Vollzeitstelle nicht 

direkt auf das Lohnniveau geschlossen werden. 

D 4 .28 :  Durchschn i t t l i che Kos ten  für  untersch ied l iche Organ isat ions formen  

 Nettokosten in CHF  

pro Einwohner/-in  

Kosten in CHF pro FTE  

(Behörden und 

unterstützende Dienste) 

Behörde führt Berufsbeistandschaften im 

Bereich Erwachsenenschutz (N = 6) 

40.20 189’185.– 

Behörde führt Berufsbeistandschaften im 

Bereich Kindesschutz (N = 5) 

38.10 175’110.– 

Behörden machen Abklärungen im Bereich 

Erwachsenenschutz selber (N = 37) 

29.10 157’680.– 

Behörden machen Abklärungen im Bereich 

Kindesschutz selber (N = 23) 

32.10 167’957.– 

Durchschnittswerte alle Behörden (N = 82) 25.10 142’724.– 

Quelle: Online-Befragung, eigene Berechnungen. 

Unabhängig von der Organisation der Berufsbeistände sind die Behörden auch für die 

Zusammenarbeit mit den privaten Beiständen verantwortlich. Diesbezüglich haben die 

befragten Behördenvertreter/-innen in der Online-Befragung angegeben, dass in ihrer 

Behörde durchschnittlich zwischen 20 und 25 Stellenprozente für Information und 

Weiterbildung sowie für die Kommunikation mit privaten Mandatsträgern/-innen auf-

gewendet werden. Bei den Behörden, welche als Gereicht organisiert sind, werden die 

entsprechenden Aufwendungen im Mittel etwas geringer eingeschätzt. 

Für Informationen zu den Kosten für die Massnahmen verweisen wir auf die Fallstu-

dien.  

4 . 2 . 5  G E B Ü H R E N  

Neben den Aufwendungen der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden haben wir bei 

der Online-Befragung auch nach den Einnahmen in Form von Gebühren für das Jahr 

2014 gefragt. Dazu haben wir von insgesamt 101 Behördenvertreter/-innen verwertba-

re Informationen erhalten. Schweizweit wurden im Jahr 2014 von den Kindes- und 

Erwachsenschutzbehörden Gebühren von mindestens 28,76 Millionen Franken erho-

ben. Darstellung D 4.29 gibt eine Übersicht über die erhobenen Gebühren und weist 

diese nach Organisationsform der Behörden aus. Pro Behörde wurden Gebühren in der 

Höhe von jährlich rund 285’000 Franken erhoben. Wird diese Zahl in Bezug zur Grös-

se des Einzugsgebiets der jeweiligen Behörden gesetzt, resultiert ein durchschnittlicher 

Betrag von 4 Franke pro Einwohner/-in. Es zeigt sich, dass die kantonalen Fachbehör-

den im Vergleich über die höchsten durchschnittlichen Pro-Kopf-Einnahmen verfügen. 

Setzt man die Gebühren ins Verhältnis zu den gesamten Aufwendungen für die KESB, 

dann zeigt sich, dass damit im Mittel rund 16,6 Prozent der gesamten Aufwendungen 

gedeckt werden können. Aus Darstellung D 4.29 geht weiter hervor, dass der Kosten-
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deckungsgrad bei den kantonalen Behörden deutlich unter dem Durchschnitt liegt. Das 

hängt mit den deutlich höheren Nettokosten zusammen. 

D 4 .29 :  Höhe der  im J ahr  2014 erhobenen Gebühren  

 Gericht 

N = 4 

Kantonale 

Behörde 

N = 21 

Kommunale 

Behörde 

N= 56 

Total alle 

KESB 

N = 81 

Durchschnitt der erhobenen 

Gebühren (pro Behörde) 

691’351.– 375’538.– 202’196.– 284’760.– 

Gebühren pro Einwohner/-in (in 

CHF) 

3.20 4.50- 3.80 4.– 

Anteil der Gebühren am Gesamt-

aufwand 

14% 8,4% 19,8% 16,6% 

Quelle: Online-Befragung. 

Analysiert man die Anteile der Gebühren am Gesamtaufwand detailliert, zeigt sich, 

dass es zwölf Behörden gibt, welche mehr als ein Viertel des Anteils vom Gesamtauf-

wand über Gebühren decken können. Bei neun von diesen zwölf Kindes- und Erwach-

senenschutzbehörden handelt es sich um vergleichsweise kleine Behörden mit weniger 

als drei Vollzeitstellen in den Kantonen Wallis und Tessin. 

4 . 3  F A L L S T U D I E N  

Im Folgenden Abschnitt präsentieren wir die Ergebnisse der vertieften Analyse von 

Vollzugsmodellen in vier Kantonen mittels vier Fallstudien. Die Fallstudien wurden für 

die KESB Innerschwyz (SZ), die KESB Leimental (BL), die KESB Sarganserland (SG) 

und die APEA Neuchâtel (NE) erstellt. 

4 . 3 . 1  F A L L S T U D I E  1 :  K E S B  I N N E R S C H W Y Z  ( S Z )  

Die erste Fallstudie widmet sich einem kantonalen Modell mit in ein gemeinsames Amt 

integrierter Berufsbeistandschaft. 

O r g a n i s a t i o n  
Die KESB Innerschwyz nahm zum 1. Januar 2013 ihre Arbeit als eine von zwei kanto-

nalen KESB offiziell auf. Sie bildet gemeinsam mit dem angegliederten Behördensekre-

tariat sowie den zwei Amtsbeistandschaften in Brunnen und Goldau das Amt für Kin-

des- und Erwachsenenschutz Innerschwyz. Der Vorsteher der KESB ist dabei zugleich 

der Vorsteher dieses Amtes. Ihren Sitz hat die KESB Innerschwyz in der Gemeinde 

Ingenbohl. Total leben im Einzugsgebiet der KESB rund 62’000 Personen in insgesamt 

13 Gemeinden, wovon die kleinste Gemeinde (Riemenstalden) nur rund 90 Einwoh-

ner/-innen hat. Vor 2013 existierten im Kanton Schwyz 30 kommunale Vormund-

schaftsbehörden. Die Mandatsführung lag ebenfalls in der Zuständigkeit der Gemein-

den, wobei von einigen Gemeinden gemeinsame regionale Amtsvormundschaften un-

terhalten worden sind.  
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Abklärungen werden heute durch das Behördensekretariat sowie die Mitglieder des 

Spruchkörpers selbst gemacht. Die verfahrensleitenden Behördenmitglieder können auf 

einen Pool von Mitarbeitenden des Behördensekretariats zurückgreifen, was dazu 

führt, dass Verfahren in unterschiedlicher personeller Zusammensetzung bearbeitet 

werden. Die Mandatsführung erfolgt durch die beiden Amtsbeistandschaften sowie 

durch private Mandatsträger/-innen, welche von der KESB rekrutiert werden.  

In den persönlichen Gesprächen wurden die Vor- und Nachteile der Verflechtung der 

KESB mit der Berufsbeistandschaft (in einem gemeinsamen Amt) angesprochen. Vortei-

le werden von Seiten der KESB darin gesehen, dass durch die Nähe Abläufe zwischen 

Behörde und Berufsbeistandschaft besser abgestimmt werden können. Als Nachteil 

wird aufgeführt, dass die Unabhängigkeit der Arbeit der Beistandschaften von der 

KESB gefährdet sein kann und Differenzen zwischen Amtsbeistandschaft und KESB zu 

einem Interessenkonflikt für den Amtsvorsteher führen können.  

F i n a n z i e r u n g s m o d e l l  

Die Kosten für den Spruchkörper, das Behördensekretariat sowie für die Amtsbeistand-

schaften trägt der Kanton. Für die Kosten von Massnahmen, die durch die KESB ange-

ordnet werden, haben hingegen, wie bereits vor 2013 subsidiär die Gemeinden aufzu-

kommen.  

P e r s o n a l r e s s o u r c e n  

Im November 2015 beschäftigte das Amt fünf Personen als Mitglieder des Spruchkör-

pers (4,5 Vollzeitstellen) sowie 14 Personen als Mitarbeitende des Behördensekretariats 

(11,2 Vollzeitstellen). In den beiden Amtsbeistandschaften waren 17 Personen (13,3 

Vollzeitstellen) tätig. Aufgrund der gegenüber den Schätzungen der Regierung deutlich 

höheren Arbeitsbelastung, die sich ab 2013 abzeichnete, wurden die Ressourcen bei 

Spruchkörper und Behördensekretariat damit seit Bestehen der KESB um 5,6 Vollzeit-

stellen aufgestockt. Ende 2015 wurden die personellen Ressourcen von Seiten der 

KESB als ausreichend betrachtet. Die Gesprächspartner/-innen der Gemeinden sehen in 

der Aufstockung der Ressourcen ebenfalls eine klare Verbesserung.  

Z u s a m m e n a r b e i t  m i t  d e n  G e m e i n d e n  
Zu Beginn der Aufnahme der Arbeiten der KESB Innerschwyz wurde die Zusammen-

arbeit von Seiten der Gemeinden als negativ beschrieben. So habe die KESB kaum mit 

den Gemeinden kommuniziert und auch die Kommunikation gegenüber der Öffent-

lichkeit wurde als unzureichend erlebt. Mit der Zeit habe sich die Zusammenarbeit 

jedoch verbessert, wird aber von den Gemeinden teilweise noch als zu wenig systema-

tisch und als personenabhängig wahrgenommen. 

Bei der KESB liegt eine interne Weisung vor, die besagt, dass Gemeinden bei Abklärun-

gen oder der Anordnung von Massnahmen einzubeziehen sind, wenn eine Massnahme 

für die Gemeinde voraussichtlich eine Kostenfolge mit sich bringt. Die Vertreter/-innen 

der Gemeinden schätzen dieses Vorgehen sehr, und es werden jüngere Fälle genannt, in 

welchen die Kommunikation mit der KESB als sehr gut erlebt worden ist (z.B. wenn 

der Gemeinde Optionen für die Umsetzung von Massnahmen aufgezeigt werden und 

nach möglichen kostengünstigeren Lösungen gefragt wird). Weiter haben es die Ge-
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sprächspartner/-innen begrüsst, dass die KESB im Jahr 2014 bei allen Gemeinden vor-

stellig geworden ist und damit ihre Arbeit transparenter gemacht hat. 

Laut den Gesprächspartner/-innen hat die KESB bisher keine Massnahmen verfügt, die 

aus Sicht der Gemeinden nicht verhältnismässig sind. Hingegen wird kritisiert, dass 

von Seiten der KESB der Grundsatz der Verhältnismässigkeit mit Blick auf die Res-

sourcen (für Abklärungen, Beistandschaften, aber auch Kosten für die Massnahmen 

durch mögliche Fremdplatzierungen) in manchen Fällen zu streng ausgelegt wird. Als 

Beispiel wurden Fälle genannt, bei denen die Kompetenzen der Amtsbeistandschaft für 

unbegleitete minderjährige Asylsuchende (UMAs) zurückgestuft wurden, was eine stär-

kere Belastung der Sozialberatung der Gemeinden zur Folge hatte.  

Im Rahmen der Umsetzung des neuen Rechts hat der Regierungsrat des Kantons 

Schwyz eine „Kindes- und Erwachsenenschutzkommission“ einberufen, die unter ande-

rem die Aufgabe hat, die Aufsichtsbehörde und die beiden Ämter bei der Zusammen-

arbeit mit den Sozialdiensten der Gemeinden zu beraten. Die Kommission trifft sich 

mindestens einmal jährlich und setzt sich neben der zuständigen Regierungsrätin aus 

den Vorstehern der beiden Behörden sowie aus Vertreter/-innen von vier Gemeinden 

zusammen.  

P i k e t t d i e n s t  
Über einen Pikettdienst wird sichergestellt, dass immer ein Behördenmitglied der KESB 

rund um die Uhr erreicht werden kann. Dabei ist der Pikettdienst gemeinsam mit der 

KESB Ausserschwyz organisiert. Die entsprechenden Telefonnummern liegen der Poli-

zei vor. Aus Sicht der KESB funktioniere dieses System und es ermögliche es, die Er-

reichbarkeit der KESB rund um die Uhr bei verhältnismässig tiefen Kosten zu gewähr-

leisten. 

Q u a n t i f i z i e r u n g  d e r  L e i s t u n g e n  

Total zählte die KESB Innerschwyz per 30. November 2015 297 laufende Massnahmen 

für Minderjährige und 1’193 laufende Massnahmen für Erwachsene. Die grösste Zahl 

der Massnahmen stellen im Erwachsenenschutzrecht Vertretungsbeistandschaften (mit 

935 laufenden Massnahmen nach Art. 394 und 395 ZGB) dar. Im Kindesschutz sind 

dies Erziehungsbeistandschaften (mit 136 laufenden Massnahmen nach Art. 308 Abs. 1 

und 2 ZGB).  

Von der KESB Innerschwyz wird darauf hingewiesen, dass sich die Behördenlast weni-

ger durch die Anzahl Massnahmen als durch die Anzahl der Verfahren (die nicht unbe-

dingt eine Massnahme zur Folge haben müssen) auszeichnet. Eine weitere Schwierig-

keit bei der Erfassung der Massnahmen liegt darin, dass in einem Verfahren auch meh-

rere Massnahmen (zur selben Person) verfügt werden können.  

Neben der Zählung der Massnahmen kann ein Hinweis zur Quantifizierung der Leis-

tungen des Amts für Kindes- und Erwachsenenschutz über die Anzahl Gefährdungs-

meldungen sowie über das Total der geführten Mandate zu einem Stichtag gemacht 

werden. Dabei soll darauf hingewiesen werden, dass laut Einschätzungen der KESB im 

Erwachsenenschutz nur 45 Prozent und im Kindesschutz nur 20 Prozent der Meldun-

gen zu Massnahmen geführt haben. Die folgende Darstellung zeigt Informationen hier-
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zu auf und setzt sie in Relation zur Bevölkerungszahl und zu den Mitarbeitenden bei 

KESB/Behördensekretariat, Amtsbeistandschaften sowie privaten Mandatsträ-

gern/-innen. 

D 4 .30 :  Anzah l  Gefährdungsmeldungen und betreute  Personen 

 

Anzahl Personen für die 

eine Gefährdungs-

meldung bei der KESB 

einging (2014) 

Anzahl Personen, für 

die ein Mandat von der 

Amtsbeistandschaft 

geführt wird (Stichtag 

Herbst 2015) 

Anzahl Personen, für 

die ein Mandat von 

Privaten geführt wird 

(Stichtag Herbst 2015) 

Kindesschutz 347 183 22 

Erwachsenenschutz 402 143 121 

Total 749 326 143 

Total pro 1’000 Ein-

wohner/-innen 

12,1 5,2 2,3 

Total pro FTE KESB 

und Behörden-

sekretariat (2015) 

47,7   

Total pro FTE Amts-

beistandschaften 

(2015) 

 24,5  

Total pro private 

Mandatsträger/-in 

(Personen 2015) 

  1,2 

Quelle: Angaben Online-Befragung. 

Pro 1’000 Einwohner/-innen wurden damit im Jahr 2014 für 12 Personen Gefähr-

dungsmeldungen bei der KESB gemacht, und 5,2 Mandate von Amtsbeiständen respek-

tive 2,3 Mandate von privaten Mandatsträger/-innen geführt (zu einem Stichtag im 

Herbst 2015).  

Als weitere Kennzahl sollen fürsorgerische Unterbringungen (im Erwachsenenschutz) 

herausgegriffen werden. Die KESB Innerschwyz verfügte im Jahr 2014 für zwei Perso-

nen eine Anordnung einer solchen Unterbringung (nach Art. 428 Abs. 1 ZGB), für 

18 Personen wurden ärztliche Anordnungen verlängert (Art. 429 Abs. 2 ZGB) und für 

zwei Personen wurde eine fürsorgerische Unterbringung einer periodischen Überprü-

fung unterzogen (Art. 431 ZGB). Von Seiten der KESB wird darauf hingewiesen, dass 

für die Behörde die Verlängerung einer Anordnung ebenso aufwändig ist, wie die An-

ordnung einer neuen fürsorgerische Unterbringungen nach Art. 428 ZGB. 

Im Kindesschutz verfügte die KESB im selben Jahr für drei Kinder einen Entzug des 

Aufenthaltsbestimmungsrechts (nach Art. 310 ZGB). Aus Sicht des Amts für Kindes- 

und Erwachsenenschutz wie auch der befragten Gemeinden haben eine grössere Zahl 

sozialpädagogische Familienbegleitungen dazu geführt, dass die Zahl der fremdplat-

zierten Kinder insgesamt gering gehalten werden konnte.  
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Es liegen keine Kennzahlen der Situation vor 2013 vor, die einen sauberen Vergleich 

mit den aktuellen Leistungen der KESB ermöglichen würden. Ein Vergleich der Ge-

samtzahl der Massnahmen der KESB wird auch deshalb von den Gesprächspart-

nern/-innen als problematisch erachtet, da die KESB bemüht ist, zu einem möglichst 

frühen Zeitpunkt, dafür mildere Massnahme zu verfügen, was früher womöglich an-

ders gehandhabt wurde. Weiter wird in der genauen Abklärung subsidiärer Massnah-

men sowie dem Bemühen um Kooperation der Eltern ein erheblicher Aufwand der 

KESB gesehen, welcher sich nicht in der Zahl der Massnahmen niederschlägt.  

Sowohl unter dem alten als auch unter dem neuen Recht kommt vorgelagerten Diens-

ten (Sozialberatungen der Gemeinden, Schulsozialarbeit, Pro Senectute, Kinder- und 

Jugendpsychiatrischer Dienst) eine wichtige Rolle dabei zu, die KESB zu entlasten. Der 

Umfang der Dienstleistungen habe sich dabei auf Seiten der Gemeinden nicht massge-

blich verändert. Aus Sicht der KESB haben jedoch die Unterschiede zwischen den Ge-

meinden bei den vorgelagerten Diensten direkte Auswirkungen darauf, ob und zu wel-

chem Zeitpunkt Massnahmen errichtet werden müssen.  

K o s t e n  d e r  K E S B  
Der Aufwandüberschuss für das Amt für Kindes- und Erwachsenenschutz Innerschwyz 

betrug im Jahr 2014 rund 3,6 Millionen Franken. Dieser Betrag umfasst neben Kosten 

für die KESB und das Sekretariat auch die beiden Amtsbeistandschaften. Die Einnah-

men des Amtes über Gebühren und Mandatsentschädigungen beliefen sich im selben 

Jahr auf rund 270’000 Franken. Durch die Aufarbeitung von Pendenzen sind die Ge-

bühreneinnahmen im Jahr 2015 deutlich gestiegen und werden sich aus Sicht der KESB 

in Zukunft bei rund 400’000 Franken pro Jahr einpendeln.  

In Bericht und Vorlage an den Kantonsrat zur Umsetzung des neuen Rechts vom April 

2011 (Beschluss Nr. 401/2011) wurden die jährlichen Nettokosten im Vormund-

schaftsbereich für alle Gemeinden des Kantons mit gut 3,2 Millionen Franken angege-

ben. Raumkosten, Infrastruktur usw. sind darin nur zum Teil enthalten und es ist als 

ungewiss betrachtet worden, wie weit diese Zahlen den tatsächlichen Aufwendungen 

entsprechen. Vergleicht man dennoch diesen Wert mit den Nettokosten, die heute für 

beide KESB im Kanton anfallen (Innerschwyz: 3,6 Mio. CHF, Ausserschwyz: 4,8 Mio. 

CHF), so zeigt sich insgesamt eine deutliche Kostenzunahme. Durch den Wegfall der 

Kosten für die Vormundschaftsbehörden und die Amtsvormundschaften entstehen für 

die Gemeinden heute tiefere Kosten im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes 

als dies vor 2013 der Fall war. 

Die folgende Darstellung zeigt die Kosten für das Amt für Kindes- und Erwachsenen-

schutz Innerschwyz pro Einwohner/-in und setzt sie in Zusammenhang mit Gefähr-

dungsmeldungen. 

D 4 .31 :  Nettokosten  2014 KESB Innerschwyz  

Nettokosten KESB und  

Berufsbeistandschaften 

Kosten pro Einwohner/-in  Verhältnis Kosten/ Gefähr-

dungs-meldungen 

3’614’986 CHF 58 CHF 4’826 CHF 
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Quellen: Angaben Online-Befragung; Kanton Schwyz (2015): Rechenschaftsbericht und Staatsrechnung 

2014 Bericht und Vorlage an den Kantonsrat. 

K o s t e n  f ü r  d i e  v o n  d e r  K E S B  v e r f ü g t e n  M a s s n a h m e n  

Laut den Gesprächspartnern/-innen aus den Gemeinden fallen heute auch die Kosten 

für die Massnahmen der KESB geringer aus als unter dem alten Recht. So könnten 

beispielsweise die hohen Kosten für Fremdplatzierungen mit milderen Massnahmen 

vermieden werden.  

Die Kosten für die Massnahmen werden von den Gemeinden in der Rechnung unter-

schiedlich ausgewiesen und mit anderen Kosten in der wirtschaftlichen Sozialhilfe ver-

rechnet. Daher wäre eine Bezifferung nur mit grossem Aufwand möglich. Die für beide 

am Gruppengespräch beteiligten Gemeinden kostenintensivste Massnahme einer 

Fremdplatzierung im Kindesschutz ist so beispielsweise in der Gemeinde Ingenbohl 

unter dem Kostenpunkt „Kosten Therapieheime“ gemeinsam mit anderen Massnahmen 

(z.B. nach Art. 307 ZGB) und in der Gemeinde Gersau unter dem Kostenpunkt 

„Schweizerbürger in der Gemeinde“ abgedeckt. 

Aus Sicht der KESB sind die Kosten für die kostenintensiven Massnahmen (insbesonde-

re Heimplatzierungen) konstant. Dabei erfolgt die Orientierung an den Vorgaben der 

interkantonalen Vereinbarung für soziale Einrichtungen (IVSE). Im Kindesschutz wür-

den Platzierungskosten in Heimen bei rund 500 bis 600 Franken pro Tag, in Pflegefa-

milien bei 200 bis 250 Franken liegen. Für sozialpädagogische Familienbegleitungen 

liegen die Stundensätze unter 120 Franken. 

Die Kosten die für die Klientinnen und Klienten an Mandatsentschädigungen anfallen, 

richten sich nach der Gebührenordnung des Kantons Schwyz. Die Entschädigung für 

eine zweijährige Beistandschaft im Erwachsenenschutz, ohne ausserordentlichen Auf-

wand und ohne Spesen, beträgt bei einem Vermögen von 100’000 Franken rund 2’000 

Franken. Wenn bei einer Beistandschaft ausserordentlicher Aufwand geltend gemacht 

wird, sind Berufsbeistände zu einem Stundentarif von 120 Franken und private Man-

datsträger/-innen zu 90 Franken zu entschädigen. Der ausserordentliche Aufwand, 

welcher so für eine zweijährige Beistandschaft geltend gemacht werden kann, ist auf 

maximal 3’000 Franken limitiert. 

4 . 3 . 2  F A L L S T U D I E  2 :  K E S B  S A R G A N S E R L A N D  ( S G )  
Die zweite Fallstudie widmet sich einer KESB mit einer Trägerschaft durch die Ge-

meinden.  

O r g a n i s a t i o n  

Die KESB Sarganserland wird von acht Gemeinden getragen und wurde in den bereits 

seit 1991 bestehenden Zweckverband „Soziale Dienste Sarganserland“ integriert. Zu 

den Aufgaben des Zweckverbands gehören die freiwilligen Dienstleistungen Sozialbera-

tung, Schulsozialarbeit und Suchtberatung. Die bereits vor 2013 ebenfalls im Zweck-

verband organisierte Amtsvormundschaft wurde (als Berufsbeistandschaft) neu der 

Leitung der KESB unterstellt. Die Behörde setzt sich damit heute aus dem Spruchkör-

per, einem KESB-Fachdienst, der Berufsbeistandschaft sowie einer gemeinsamen Kanz-

lei zusammen. Sitz der KESB ist die Gemeinde Sargans, insgesamt leben rund 40’000 
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Personen im Einzugsgebiet der KESB. Die kleinste Gemeinde im Zweckverband ist 

Pfäfers mit 1’500 Einwohnern/-innen, die grösste Einwohnerzahl hat Mels mit 8’500 

Personen. Vor 2013 existierten im Sarganserland acht kommunale Vormundschaftsbe-

hörden. 

Abklärungen werden durch die Mitarbeitenden des Fachdienstes und die verfahrenslei-

tende Mitglieder des Spruchkörpers gemacht. Bei gemeinsamen Bearbeitungen bilden 

diese ein Tandem, welches in der Regel interdisziplinär zusammengesetzt wird. Manda-

te werden durch Berufsbeistände sowie durch von der KESB rekrutierte private Man-

datsträger/-innen geführt.  

Als zentrale Schwäche der Organisation der KESB Sarganserland wird von den befrag-

ten Personen die Verknüpfung von KESB und Berufsbeistandschaft betrachtet. Nachtei-

le dieser Organisationsform zeigen sich beispielsweise dann, wenn die KESB Massnah-

men aufgrund einer daraus folgenden hohen Arbeitsbelastung der Berufsbeistandschaft 

nicht anordnet. Zudem führten die Überlastung der Berufsbeistandschaft und eine hohe 

Fluktuationsrate in der Vergangenheit dazu, dass Mitglieder der KESB operative Auf-

gaben übernommen haben, die eigentlich in der Verantwortung der Beiständinnen und 

Beistände liegen würden. Problematisch ist zudem, dass eine gemeinsame Kanzlei für 

die KESB und die Berufsbeistandschaft zuständig ist.  

F i n a n z i e r u n g s m o d e l l  

Finanziert werden Spruchkörper, Fachdienst, Kanzlei und Berufsbeistandschaft von 

den Trägergemeinden. Die Kosten werden dazu zu einem Drittel nach Einwohnerzahl 

zwischen den Gemeinden aufgeteilt. Zwei Drittel der Kosten (für KESB und Berufsbei-

standschaft) werden gemäss der Fallzahl auf die Gemeinden verteilt. Konkret bedeutet 

dies, dass sich die Kosten für jede Gemeinde nach der Anzahl verabschiedeter Beschlüs-

se für Personen mit Wohnsitz in der Gemeinde beziehungsweise der Anzahl Klientinnen 

und Klienten der Berufsbeistandschaft berechnen lassen.  

Die Kosten für Massnahmen, welche die KESB anordnet, trägt subsidiär jeweils die 

Wohnsitzgemeinde der betroffenen Person(en). Bei Aufenthalten in Kinder- und Ju-

gendheimen, die über die interkantonalen Vereinbarung für soziale Einrichtungen (IV-

SE) anerkannt sind, werden die Kosten zwischen Kanton und Gemeinden aufgeteilt, 

wobei die Gemeinden zwei Drittel der Kosten zu tragen haben (Art. 43 Sozialhilfege-

setz SG). Die Beiträge der Unterhaltspflichtigen für Aufenthalte belaufen sich gemäss 

IVSE-Verordnung auf 25 Franken pro Tag und werden gegebenenfalls auch von den 

Gemeinden übernommen. Für Gemeinden, die überdurchschnittlich hohe Kosten für 

die Unterbringung von Kindern und Jugendlichen zu tragen haben, sieht ein soziode-

mografischer Sonderlastenausgleich vor, dass der Kanton den überdurchschnittlichen 

Aufwand je Einwohnerin und Einwohner der Gemeinde zu 55 Prozent ausgleicht. Dies 

gilt für die Unterbringung in Kinder- oder Jugendheimen, für die Unterbringung bei 

Pflegeeltern sowie für sozialpädagogische Familienbegleitungen. 

P e r s o n a l r e s s o u r c e n  
Ende 2015 waren fünf Mitglieder des Spruchkörpers (4,3 Vollzeitstellen) sowie sieben 

Personen als Mitarbeitende des Fachdienstes und der Kanzlei (6,1 Vollzeitstellen) für 

die KESB tätig. Für die Berufsbeistandschaft arbeiteten zum selben Zeitpunkt zehn 
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Personen (7,9 Vollzeitstellen). Gegenüber der Situation im Jahr 2013 bedeutet dies eine 

Aufstockung der personellen Ressourcen der KESB um 3,8 Vollzeitstellen. Grund für 

die Aufstockung (und die Schaffung des Behördensekretariats) war die Arbeitsbelas-

tung, die sich als deutlich höher erwiesen hatte als von der Trägerschaft zunächst kal-

kuliert. Während sich die Personalsituation bei der KESB aus Sicht der Gesprächs-

partner/-innen heute beruhigt hat, wird die Arbeit der Berufsbeistandschaft durch kürz-

lich zurückliegende Fluktuationen erschwert.  

Z u s a m m e n a r b e i t  m i t  d e n  G e m e i n d e n  
Die Gemeindepräsidenten aller acht Trägergemeinden bilden den Verwaltungsrat des 

Zweckverbands. Aus Sicht der KESB kann dies problematisch für die Unabhängigkeit 

der Behörde sein, da für die Trägergemeinden die Möglichkeit besteht, indirekt auf die 

Entscheide der KESB (insbesondere solche mit Kostenfolgen für die Gemeinden) Ein-

fluss zu nehmen. 

Die KESB orientiert Gemeinden telefonisch, wenn damit gerechnet wird, dass ein Ent-

scheid finanzielle Folgen für die Gemeinde hat. Dabei kommt es auch vor, dass KESB 

und Sozialämter der Gemeinden gemeinsam nach Lösungen zur Umsetzung suchen 

(z.B. nach kostengünstigeren Anbietern für eine sozialpädagogische Familienbeglei-

tung). Aus Sicht der KESB haben Gemeinden im Sarganserland teilweise Mühe damit, 

dass sie kein Mitspracherecht bei Entscheidungen im Kindes- und Erwachsenenschutz-

bereich mehr haben. 

Aus Sicht einer Gemeinde hat sich die Zusammenarbeit mit der KESB auf operativer 

Stufe in den vergangenen Jahren gut eingespielt. Es finde ein Austausch zwischen der 

KESB und den Sozialämtern der Gemeinden statt. Mit der Berufsbeistandschaft könne 

sich die Zusammenarbeit hingegen noch verbessern. 

P i k e t t d i e n s t  

Die KESB Sarganserland verfügt über einen Erreichbarkeitsdienst. Der Polizei liegen 

Privat- und Mobilnummern der Mitglieder des Spruchkörpers vor, was die Erreichbar-

keit eines Behördenmitglieds rund um die Uhr ermöglicht. Das „Kinderschutzzentrum 

St.Gallen“ (Schlupfhuus) trägt dazu bei, dass in der Nacht bisher nur wenig Bedarf 

bestanden hat, die KESB zu erreichen.  

Q u a n t i f i z i e r u n g  d e r  L e i s t u n g e n  

Total hat die KESB Sarganserland im Jahr 2015 896 Geschäfte bearbeitet und dabei 

875 Beschlüsse gefasst. Die Zahl der aktiven Dossiers der KESB belief sich per 31. De-

zember 2015 auf 599 und hat sich damit gegenüber den Vorjahren nur geringfügig 

verändert (574 im Jahr 2014, 565 im Jahr 2013). 

Zum 31. Dezember 2014 bestand für die grösste Zahl der Personen mit einer Mass-

nahme im Erwachsenenschutz noch altrechtlichen Beistandschaften (141), gefolgt von 

umfassenden Beistandschaften (135) und massgeschneiderten Beistandschaften (81). 

Während es die KESB erreicht hat, alle altrechtlichen Massnahmen im Jahr 2015 in das 
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neue Recht zu überführen, bestanden per Ende 2015 noch rund 100 umfassende Bei-

standschaften, welche noch nicht an das neue Recht angepasst worden waren.22 

Im Folgenden sollen Angaben der KESB Sarganserland zur Zahl der Gefährdungsmel-

dungen sowie zur Anzahl der betreuten Personen durch die Beistandschaften gemacht 

werden und ins Verhältnis zur Anzahl der Einwohner/-innen sowie der Mitarbeitenden 

gesetzt werden. Die KESB schätzt, dass im Erwachsenenschutz rund 60 Prozent und im 

Kindesschutz rund 70 Prozent der Gefährdungsmeldungen zur Anordnung einer Mass-

nahme führen.  

D 4 .32 :  Anzah l  Gefährdungsmeldungen und betreute  Personen 

  

Anzahl Personen für 

die eine Gefährdungs-

meldung bei der KESB 

einging (2014) 

Anzahl Personen, für 

die ein Mandat von der 

Berufsbeistandschaft 

geführt wird (31.12.14) 

Anzahl Personen, für 

die ein Mandat von 

Privaten geführt wird 

(31.12.2014) 

Kindesschutz 58 112 2 

Erwachsenenschutz 42 198 169 

Total 100 310 171 

Total pro 1’000  

Einwohner/-innen 

2,5 7,8 4,3 

Total pro FTE KESB und 

Behördensekretariat 

(2015) 

9,6   

Total pro FTE Berufsbei-

standschaften (2015) 

 39,2  

Total pro private Man-

datsträger/-in (Personen 

2015) 

  1,1 

Quelle: Angaben Online-Befragung. 

Pro 1’000 Einwohner/-innen wurden damit 2014 für 2,5 Personen Gefährdungsmel-

dungen bei der KESB gemacht und zum Stichtag 7,8 Mandate von Berufsbeiständen 

respektive 4,3 Mandate von privaten Beiständen geführt.  

Fürsorgerische Unterbringungen (im Erwachsenenschutz) wurden im Jahr 2014 von der 

KESB Sarganserland in einem Fall neu angeordnet (nach Art. 428 Abs. 1 ZGB). Für 

drei Personen wurde eine ärztliche Anordnung verlängert (Art. 429 Abs. 2) und in elf 

Fällen eine periodische Überprüfung einer fürsorgerischen Unterbringung vorgenom-

men (Art. 432 ZGB).  

Im Kindesschutz wurden von der KESB im selben Jahr für ein Kind über den Entzug 

des Aufenthaltsbestimmungsrechts (Art. 310 ZGB) entschieden.  

Während keine Daten für einen sauberen Vergleich der Leistungen der KESB mit der 

Situation vor 2013 vorliegen, erlauben jedoch die Fallzahlen der Berufsbeistandschaft 

 

22
  Die hohe Zahl der umfassenden Beistandschaften nach Art. 398 ZGB ergibt sich daraus, dass altrechtliche Vormundschaften per 

1. Januar 2013 in umfassende Beistandschaften umgewandelt worden sind.  
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Sarganserland (bis 2013 Amtsvormundschaft) Rückschlüsse auf die Veränderung der 

Belastung seit 2010. Es werden dabei die Anzahl aktiver Dossiers zum 31.12. des je-

weiligen Jahres gezählt, pro betreute Person ist ein Dossier aktiv.  

D 4 .33 :  Fa l l zah len  Amtsvormundscha f t /Beru fsbe is t andscha f t  

 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Dossierstand 31.12. 279 316 302 333 310 347 

Quellen: Jahresberichte Soziale Dienste Sarganserland; Jahresberichte KESB und Berufsbeistandschaft 

Sarganserland. 

Der bisher stärkste Anstieg ist für das Jahr 2015 zu erkennen. Gründe dafür sind laut 

der Behörde in einer grösseren Zahl der durch das Gericht angeordneten Besuchs-

rechtsbeistandschaften, in der Übernahme von Beistandschaften von anderen KESB und 

in der Niederlegung von Mandaten durch Private zu finden.  

Laut den Gesprächspartnern/-innen spielen die gut ausgebauten vorgelagerten Dienste 

im Sarganserland (die Sozialen Dienste, aber auch Pro Infirmis, Pro Senectute, der Ver-

ein Kinder- und Jugendhilfe, und die Stiftung Kinder- und Jugendpsychiatrische Diens-

te St.Gallen) eine wichtige Rolle im Hinblick darauf, dass Fälle niederschwellig abge-

fangen werden und gar nicht erst an die KESB gelangen. Aus Sicht der befragten Ge-

meinde gab es bei den Sozialen Diensten keine Veränderung hinsichtlich der Leistungen 

seit 2013.  

K o s t e n  d e r  K E S B  

Der Aufwandüberschuss für die KESB betrug im Jahr 2014 rund 1,05 Millionen Fran-

ken. Über Gebühren konnte die KESB im selben Jahr 94’660 Franken einnehmen. Für 

die Berufsbeistandschaft betrug der Aufwandüberschuss 1,18 Millionen Franken. Den 

wichtigsten Einnahmeposten der Berufsbeistandschaft stellten im Jahr 2014 „Rücker-

stattungen Mündel“ (mit 237’000 Franken) dar. Die Einnahmen unter dem Posten 

„Entschädigungen Beistandschaft“ beliefen sich auf 48’000 Franken.23 

Nimmt man die Kosten von KESB und Berufsbeistandschaft zusammen, so lässt sich 

für das Jahr 2014 ein Aufwandüberschuss von rund 2,23 Millionen Franken errechnen. 

Die acht Trägergemeinden der KESB Sarganserland haben die Kosten ihrer Vormund-

schaftsbehörden sowie für Gutachten und Beratungen dieser Behörden für die Jahre 

vor 2013 in den Gemeinderechnungen nicht separat ausgewiesen. Dies macht einen 

Vergleich der Kosten im Vormundschaftsbereich vor und nach dem 1. Januar 2013 

schwierig. Es wurde von den Gemeinden jedoch klar antizipiert, dass mit der Regiona-

lisierung und Professionalisierung der KESB höhere Kosten auf die Gemeinden zu-

 

23
  Für das Jahr 2015 fallen die Kosten folgendermassen aus: Aufwandüberschuss KESB: 1,35 Millionen Franken, Gebühreneinnahmen 

KESB: 159’050 Franken, Aufwandüberschuss Berufsbeistandschaft: 1,08 Millionen Franken; Rückerstattung Mündel: 132’000 Fran-

ken; Entschädigung Beistandschaft (in der Rechnung 2015 ausgewiesen als „Amtsvormundschaftliche Tätigkeit“): 110’000 Franken. 

Total betrachten die Kosten für KESB und Berufsbeistandschaft für 2015 also 2,43 Millionen Franken. 
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kommen würden. Wie hoch diese Kosten tatsächlich ausfallen würden, wurde jedoch 

von den Trägergemeinden zunächst unterschätzt.24 

Aus Sicht der KESB konnten die kommunalen Vormundschaftsbehörden auch deswe-

gen günstiger arbeiten, da heute ein grösserer Aufwand betrieben wird, um die Gut-

heissung von Beschwerden gegen Verfügungen der KESB zu vermeiden, als dies bei den 

Milizbehörden der Fall war.  

Die folgende Darstellung stellt die Nettokosten für die KESB (einmal mit und einmal 

ohne Berufsbeistandschaft) in das Verhältnis zur Einwohnerzahl und der Anzahl Ge-

fährdungsmeldungen.  

D 4 .34 :  Nettokosten  2014 KESB Sarganser l and  

 Nettokosten  Kosten pro Einwohner/-

in  

Verhältnis Kosten/  

Gefährdungsmeldungen 

KESB 1’045’919 CHF 26 CHF 10’459 CHF 

KESB und Berufsbei-

standschaft 

2’225’503 CHF  56 CHF  22’255 CHF 

Quelle: Angaben Online-Befragung; Jahresbericht KESB und Berufsbeistandschaft Sarganserland 2015. 

K o s t e n  f ü r  d i e  v o n  d e r  K E S B  v e r f ü g t e n  M a s s n a h m e n  

Aus Sicht der Gemeinden sind die Kosten für die Massnahmen im Kindes- und Erwach-

senenschutzbereich im Sarganserland insgesamt gegenüber der Situation vor 2013 ge-

stiegen. Diese Einschätzung teilt auch die KESB, wobei angemerkt wurde, dass Ent-

scheide der Vormundschaftsbehörden wohl stärker von Kosten geleitet worden sind, 

als dies bei der KESB der Fall ist.  

Die Kosten für die Massnahmen sind in den Rechnungen der Trägergemeinden in der 

Regel unter dem Punkt „Finanzielle Sozialhilfe“ oder „Sozialhilfe an Ortsbür-

ger/Kantonsbürger/Bürger anderer Kantone/Ausländer“ ausgewiesen. Einen eigenen 

Kostenpunkt für „Sozialpädagogische Familienbegleitung“ findet sich beispielsweise in 

den Rechnungen der Gemeinden Bad Ragaz, Flums und Quarten.  

Betrachtet man die Kosten für die einzelnen Massnahmen, so sehen weder die KESB 

noch die Gemeinden hier einen signifikanten Anstieg seit 2013. Im Gegenteil weist die 

KESB darauf hin, dass der Markt für Heimplätze in den letzten Jahren stärker in Be-

wegung gekommen ist, und der Wettbewerb hier dazu führt, dass Platzierungen günsti-

ger ausfallen. Richtwerte für Platzierungen liegen beispielsweise bei 450 Franken täg-

lich (im Jugendheim Platanenhof) und 760 Franken (im Schlupfhuus). Für sozialpäda-

gogische Familienbegleitungen werden Stundensätze zwischen 120 und 170 Franken 

 

24
  Auch die Schätzungen der Vereinigung der St.Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemeindepräsidenten (VSGP) mit 10 Vollzeit-

stellen pro 1’000 laufende Massnahmen (und damit insgesamt 75 Vollzeitstellen im ganzen Kanton) haben sich als zu optimistisch 

erwiesen; siehe Kanton St.Gallen (2011): Gesetz über den Kindes- und Erwachsenenschutz, Bericht und Entwurf des Departemen-

tes des Innern vom 27. April 2011. Für den ganzen Kanton waren im Juni 2015 Personen auf 88,9 Vollzeitstellen für die KESB tätig 

(siehe Umfrage Kanton St.Gallen bei den Trägerschaften). 
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veranschlagt. Für zwei sozialpädagogische Familienbegleitungen weist beispielsweise 

die Gemeinde Flums für das Jahr 2014 Kosten von rund 29’000 Franken aus.  

Die Tarife für Mandatsentschädigungen bemessen sich gemäss der Verordnung über 

Entschädigung und Spesenersatz bei Beistandschaften. Richtwerte für eine Entschädi-

gung für eine Mandatsführung über zwei Jahre mit geringem Aufwand liegen zwischen 

1’000 und 2’000 Franken, bei ausserordentlich hohem Aufwand kann der Tarif bis zu 

15’000 Franken betragen. Hinsichtlich der Gebühren der KESB gibt der Gebührentarif 

für die Kantons- und Gemeindeverwaltung Richtwerte vor. Beispielsweise ist hier für 

die Verfügung betreffend Aufhebung einer Beistandschaft eine Bandbreite von 200 bis 

1’000 Franken vorgesehen. In der Praxis orientiert sich die KESB Sarganserland häufig 

an den tiefsten Werten oder sieht ganz davon ab, Gebühren zu verlangen. 

4 . 3 . 3  F A L L S T U D I E  3 :  K E S B  L E I M E N T A L  ( B L )  

In der dritten Fallstudie wird erneut eine KESB mit kommunaler Trägerschaft vorge-

stellt.  

O r g a n i s a t i o n  
Die KESB Leimental ist eine von sechs Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden im 

Kanton Basel-Landschaft. Sie löste als regionale Behörde die vormals kommunalen 

Vormundschaftsbehörden ab. Die Behörde setzt sich aus Spruchkörper, Berufsbei-

standschaft und Behördensekretariat zusammen. Die Trägerschaft der KESB liegt bei 

acht Gemeinden, wobei jede Gemeinde eine Person in die Delegiertenversammlung der 

KESB entsendet. Die Delegiertenversammlung legt wiederum die Anzahl Stellen der 

KESB fest, ist Anstellungsbehörde für die Mitarbeitenden und bestimmt die Leitung der 

Behörde. Sitz der KESB Leimental ist die Gemeinde Binningen, im Einzugsgebiet leben 

rund 73’000 Personen.  

Die Grösse der Gemeinden, die von der KESB bedient werden, liegt zwischen 1’400 

Einwohnern/-innen (Gemeinde Schönenbuch) und 20’000 Einwohnern/-innen (Ge-

meinde Allschwil). An der Delegiertenversammlung wird der unterschiedlichen Ge-

meindegrösse dadurch Rechnung getragen, dass sich die Zahl der Stimmen pro dele-

gierter Person nach der Einwohnerzahl richtet.  

Die Organisation der KESB Leimental ist dadurch charakterisiert, dass nicht alle Ge-

meinden das gleiche Leistungsspektrum der KESB nutzen. Während fünf Gemeinden 

Abklärungen und die Berufsbeistandschaften an die KESB abgegeben haben, sind zwei 

Gemeinden selbst für Abklärungen und Mandatsführungen verantwortlich (Allschwil 

und Oberwil). Hier übernehmen eigene Sozialdienste diese Aufgaben oder es werden 

Dritte dafür von der Gemeinde abgegolten. Die Gemeinde Bottmingen delegiert Abklä-

rungen an die KESB, nutzt aber die Berufsbeistandschaft der KESB nicht. Entscheide im 

Kindes- und Erwachsenenschutzrecht werden für alle acht Gemeinden gleichermassen 

von der KESB getroffen. 

Die Organisation der KESB wird von den befragten Personen mehrheitlich positiv be-

wertet. Zwar sei das System der je nach Gemeinde unterschiedlichen Leistungserbrin-

gung kompliziert, die Abrechnungen hätten sich jedoch eingespielt. Es wird darauf 

verwiesen, dass das System dann instabil werden könne, wenn Gemeinden einen Sys-
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temwechsel anstreben (also beispielsweise Beistandschaften selbst übernehmen möch-

ten). Bisher ist dies aber noch nicht vorgekommen. Insgesamt betrachten die Ge-

sprächspartner/-innen die Unabhängigkeit der Entscheidungen der KESB von den Ge-

meinden gewährleistet. 

Dass die KESB selbst Berufsbeistandschaften führt, wird in den Gesprächen sowohl als 

Vorteil als auch als Nachteil betrachtet. Probleme könnten sich dann ergeben, wenn 

Abklärungen (und schliesslich auch Entscheide) der KESB davon beeinflusst werden, 

dass die KESB selbst das Mandat übernimmt. Ein Nutzen dieser Organisation wird in 

der Effizienz sowie in geringerem Informationsverlust bei der KESB gesehen. Die Tat-

sache, dass ausser in Bottmingen Abklärungen und Beistandschaften von derselben 

Organisation geführt werden, wird gemäss den Gesprächen von Klientinnen und Klien-

ten in vielen Fällen begrüsst.  

F i n a n z i e r u n g s m o d e l l  
Die Finanzierung der KESB liegt bei den Vertragsgemeinden, wobei die Kosten zu 

30 Prozent nach Einwohnerzahl und zu 70 Prozent nach Aufwand für die Fallbearbei-

tung aufgeteilt werden. Kosten für Mandatsführungen und Abklärungen werden unter 

den Gemeinden, die diese Aufgaben an die KESB delegiert haben, nach dem gleichen 

Schlüssel verteilt.  

Wie bereits vor 2013 werden im Kanton Basel-Landschaft die Kosten für ambulante 

Massnahmen im Kindes- und Erwachsenenschutz subsidiär durch die jeweilige Wohn-

sitzgemeinde getragen, stationäre Massnahmen hingegen vom Kanton finanziert. Die 

vor 2013 bestehenden kantonalen Amtsvormundschaften wurden aufgehoben. 

Die Gesprächspartner/-innen sehen das System zur Finanzierung der Kosten für die 

Massnahmen der KESB mehrheitlich kritisch und würden es begrüssen, wenn der Kan-

ton auch für ambulante Massnahmen aufkommen würde. Ein Vorteil gegenüber dem 

Vormundschaftsrecht kann heute darin gesehen werden, dass die KESB zu einem frühe-

ren Zeitpunkt auch ambulante Massnahmen verfügt, wenn dies sinnvoll erscheint. 

Zudem besteht die Gefahr, dass aus Kostengründen eher stationäre Massnahmen ge-

wählt werden (die der Kanton finanziert) seit Abschaffung der kommunalen Vormund-

schaftsbehörden nicht mehr in gleichem Ausmass.  

P e r s o n a l r e s s o u r c e n   
Im Dezember 2015 waren im Spruchkörper der KESB Leimental 5 Personen (3,8 FTE) 

tätig. Bei den unterstützenden Diensten (Sekretariat und rechtliche Unterstützung) für 

alle Gemeinden arbeiteten 4 Personen (4,05 FTE). Zusätzlich wurden im Jahr 2015 

zusätzlich 0,92 FTE für sozialarbeiterische Abklärung und Beratung für sechs Gemein-

den (alle ausser Allschwil und Oberwil) benötigt. Für alle Gemeinden ausser den drei-

en, die selbst Berufsbeistandschaften führen (Allschwil, Oberwil, Bottmingen), veran-

schlagte die KESB Leimental in der Rechnung für das Jahr 2014 3,58 FTE. Das Perso-

nal wurde seit Gründung der KESB für ihre Tätigkeit als Entscheidbehörde geringfügig 

aufgestockt (+0,1 FTE Spruchkörper, +0,5 FTE für die Schaffung eines juristischen 

Aktuariats). Ebenfalls wurde die Abteilung Berufsbeistandschaft um zusätzlich 0,5 FTE 

aufgestockt. Zudem wurden Auszahlungen für die hohe Zahl der Überstunden in den 

ersten Jahren vorgenommen. Aus Sicht der KESB sind die die Personalressourcen nach 
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wie vor nicht ausreichend und insbesondere bei den Berufsbeiständen wird die Belas-

tung als sehr hoch eingeschätzt.  

Z u s a m m e n a r b e i t  m i t  d e n  G e m e i n d e n  

Je nach gewähltem Modell haben die Gemeinden unterschiedliche Berührungspunkte 

mit der KESB. Bei den Gemeinden, für welche die KESB Abklärungen und Beistand-

schaften übernimmt, beschränkt sich die Information der Gemeinden in der Regel auf 

die Entscheide der KESB. Jedoch gibt es auch hier Gemeinden, die sich eine frühzeitige-

re Einbindung wünschen, wenn Massnahmen verfügt werden, welche durch die Ge-

meinde bezahlt werden. Enger ist die Zusammenarbeit mit den Sozialdiensten der Ge-

meinden, die selbst Abklärungen durchführen. Die KESB betrachtet die Arbeit der Ge-

meinden hier als professionell und beurteilt die Berichte der Gemeinden als geeignete 

und qualitativ hohe Entscheidungsgrundlagen. Die Gemeinden sehen im gewählten 

Modell – insbesondere gegenüber einer möglichen Lösung mit einem Gericht – einen 

zentralen Vorteil in der Niederschwelligkeit der Kommunikation. 

Ein Konfliktpotenzial in der Zusammenarbeit mit den Gemeinden im Leimental besteht 

dann, wenn Gemeinden mit eigenen Beiständen nicht mit Entscheidungen der KESB für 

eine Mandatsführung durch Dritte einverstanden sind oder wenn Gemeinden die Kos-

ten für „ihr“ Modell als zu hoch erachten. Zwar wird auch im Baselbiet eine Grund-

problematik darin gesehen, dass Gemeinden Massnahmen bezahlen müssen, welche die 

KESB anordnet. Dadurch, dass die Zusammenarbeit mit der KESB von den Gemeinden 

grundsätzlich als gut beschrieben wird und stationäre Massnahmen das Gemeinde-

budget nicht so stark belasten, wie dies in anderen Kantonen der Fall sein kann, beste-

hen hier jedoch weniger stark ausgeprägte Reibungsflächen. 

P i k e t t d i e n s t  
Die KESB Leimental organisiert mit den fünf übrigen KESB im Kanton einen Pikett-

dienst, um die Erreichbarkeit eines Behördenmitglieds rund um die Uhr zu gewährleis-

ten. Dabei deckt die KESB Leimental 14 Wochen ab und verteilt die Pikettzeiten auf 

die Mitglieder des Spruchkörpers gemäss Anstellungsgrad. Die Zahl der Piketteinsätze 

ist im Kanton Basel-Landschaft hoch und reicht bis zu sechs Einsätzen täglich. Der 

Grund dafür ist, dass hier als einzigem Kanton der Schweiz keine ärztliche fürsorgeri-

sche Unterbringung vorgesehen ist. Die KESB muss daher alle fürsorgerischen Unter-

bringungen mündlich auf Antrag einer Arztperson anordnen und dann innerhalb von 

24 Stunden die betroffene Person anhören. Inklusive Administration müssen für die 

laut Gesprächspartnern ineffiziente und mit Doppelspurigkeiten verbundene Regelung 

0.25 FTE von der KESB aufgebracht werden.  

Q u a n t i f i z i e r u n g  d e r  L e i s t u n g e n  

Im Jahr 2014 zählte die KESB Leimental 442 laufende Massnahmen für Kin-

der/Jugendliche und 504 laufende Massnahmen für Erwachsene (2015: 361 für Kinder, 

482 für Erwachsene). Die Zahl der Verfahren wird für das Jahr 2014 auf 1’929 bezif-

fert (davon 932 im Kindesschutz und 997 im Erwachsenenschutz)25. Dazu kommen 189 

Abklärungen für die sechs Gemeinden, die diese nicht selbst durchführen (163 in 

2015). 

 

25
  2015: 1’968 (total), davon 882 Kindesschutz und 1’086 Erwachsenenschutz.  
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Im Leimental wurden 2014 für 168 Personen im Erwachsenenschutz und für 255 Per-

sonen im Kindesschutz Mandate durch Berufsbeistände geführt. Private Mandatsper-

sonen haben für 302 Erwachsene und ein Kind Mandate übernommen. 

Die KOKES-Statistik wird von der KESB als wissenschaftlich interessant, aber nicht 

sinnvoll für die Steuerung der KESB empfunden und sei mit unnötigem Aufwand für 

die Mitarbeitenden verbunden. Auch ist es der KESB nicht möglich, die Zahl der Ge-

fährdungsmeldungen auszuweisen, weshalb bei der Quantifizierung der Leistungen auf 

diese Kenngrösse in der folgenden Darstellung verzichtet werden muss. Jedoch wird in 

den Gesprächen die Einschätzung gemacht, dass der Anteil von Gefährdungsmeldungen 

im Erwachsenenschutz rund 60 Prozent beträgt. Eine weitere Einschränkung für die 

Quantifizierung der Leistungen ergibt sich daraus, dass sich die Stellenprozente der 

Beistandschaften derjenigen Gemeinden, die diese selbst übernehmen, nicht ermitteln 

liessen, da es sich um polyvalent organisierte Sozialdienste handelt. Daher werden bei 

der Berechnung der Vollzeitäquivalente pro Berufsbeistandschaft nur die Mandate 

berücksichtigt, die Ende 2015 durch die KESB selbst geführt worden sind (154). 

D 4 .35 :  Anzah l  betreute  Personen  

  

Anzahl Personen, für die ein 

Mandat von Berufsbeiständen 

geführt wird (Stichtag Herbst 

2015) 

Anzahl Personen, für die ein 

Mandat von Privaten geführt 

wird (Stichtag Herbst 2015) 

Kindesschutz 255 1 

Erwachsenenschutz 168 302 

Total 423 303 

Total pro 1’000 Einwohner/-innen 5,8 4,2 

Total pro FTE Berufsbeistandschaft 

(2015) 

43*  

Total pro private Mandatsträger/-in 

(Personen 2015) 

 1,5 

Quelle: Angaben Online-Befragung; Geschäftsbericht KESB Leimental 2015. * nur Mandate, die 2015 durch 

KESB geführt wurden. 

Pro 1’000 Einwohner/-innen wurden damit Ende 2015 5,8 Mandate von Berufsbei-

ständen respektive 4,2 Mandate von privaten Personen geführt. Die letzte Zahl zeigt, 

dass private Mandatsträger/-innen häufig mehr als eine Person betreuen.  

Eine weitere zu betrachtende Kennzahl sind fürsorgerische Unterbringungen, die im 

Kanton Basel-Landschaft aufgrund der fehlenden Möglichkeit ärztlicher Anordnungen 

eine Besonderheit darstellen. Hier hat die KESB 2014 in 90 Fällen eine solche Anord-

nung verfügt (nach Art. 428 Abs. 1 ZGB). Periodische Überprüfungen wurden in sechs 

Fällen vorgenommen (Art. 431 ZGB). 

Im Kindesschutz wurde 2014 für 17 Kinder der Entzug des Aufenthaltsbestimmungs-

rechts (Art. 310 ZGB) verfügt. Davon wurden rund ein Viertel der Entscheide im Ein-

vernehmen mit den Eltern getroffen. Bei den übrigen Entscheiden waren meistens ein 

Elternteil sowie das betroffene Kind einverstanden. Wo eine stabile Unterstützung der 
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Platzierung durch die Betroffenen besteht, erfolgt diese auf freiwilliger Basis ohne An-

ordnung der Kindesschutzbehörde.  

Auch im Leimental muss aufgrund fehlender Kennzahlen von einem Vergleich der Leis-

tungen der KESB mit den Vormundschaftsbehörden abgesehen werden. Sowohl vor als 

auch nach 2013 würden jedoch die vorgelagerten Dienste (z.B. Sozialberatungen) einen 

wichtigen Beitrag dazu leisten, dass Problemfälle frühzeitig gelöst werden könnten und 

die KESB heute nicht stärker belastet werde. Jedoch gibt es auch hier Unterschiede 

zwischen den Gemeinden, wobei Ressourcen für freiwillige Beratungen nach der Grün-

dung der KESB sowohl ausgebaut als auch abgebaut worden sind. Ein weiteres Bei-

spiel, wie die KESB durch die Gemeinden entlastet wird, ist die Schaffung einer Stelle 

bei der Gemeinde Therwil, welche Berufsbeistandschaften für unbegleitete minderjäh-

rige Asylsuchende übernehmen kann.  

K o s t e n  d e r  K E S B  
Der Aufwandüberschuss für die KESB Leimental betrug im Jahr 2014 rund 1,8 Millio-

nen Franken (mit Berufsbeistandschaft für fünf Gemeinden) respektive 1,3 Millionen 

Franken (ohne Berufsbeistandschaft für fünf Gemeinden). An Einnahmen über Gebüh-

ren, Rückerstattungen und Mandatsentschädigungen konnte die KESB im selben Jahr 

rund 420’000 Franken verbuchen.  

Die befragten Gemeinden gehen davon aus, dass die Kosten im Kindes- und Erwachse-

nenschutz gegenüber dem Modell vor 2013 gestiegen sind. Genaue Angaben können 

dazu aber nicht geliefert werden, da keine Vollkostenrechnungen geführt worden sind. 

Es wird aber bemerkt, dass auch vorher schon eine vergleichsweise hohe Professionali-

tät bei den Gemeinden im Leimental bestanden hat und Fachpersonen für Aufgaben im 

Vormundschaftsbereich eingesetzt worden sind. Gründe für höhere Kosten werden 

neben der Professionalisierung im grösseren Aufwand für massgeschneiderte Mass-

nahmen sowie in neuen Aufgaben, die mit der Revision des KESR hinzugekommen 

sind, gesehen. Für die Verschiebung der Aufgaben der Amtsvormundschaften zu den 

Gemeinden wurden diese auf Basis des Finanzausgleichsgesetzes kompensiert. Personal 

das vorher bei den Gemeinden beschäftigt war, ist teilweise zur KESB gewechselt, teil-

weise haben die Gemeinden aufgrund der wegfallenden Aufgaben im Vormundschafts-

bereich Stellen nicht neu besetzt.  

Für die kantonalen Amtsvormundschaften wurden die Nettokosten vor der Revision 

(für das Jahr 2010) mit 1,45 Millionen Franken beziffert.26 Den Betrag für das Einzugs-

gebiet der KESB Leimental aufzuschlüsseln und mit den aktuellen Kosten zu verglei-

chen ist nicht möglich.  

Im Jahr 2014 betrugen die Nettokosten für die Gemeinde Allschwil und Oberwil (die 

selbst für Abklärungen und Mandatsführungen verantwortlich sind) an die KESB pro 

Einwohner/-in 16.70 respektive 11.60 Franken. In den Gemeinden Therwil und Bin-

ningen (für welche die KESB Abklärungen und Mandatsführungen macht) lagen die 

 

26
  Kanton Basel-Landschaft (2011): Revision des Gesetzes über die Einführung des Zivilgesetzbuches (EG ZGB) in Sachen Kindes- 

und Erwachsenenschutzrecht. Vorlage an den Landrat des Kantons Basel-Landschaft vom 1. November 2011. 
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Kosten pro Einwohner/-in erwartungsgemäss höher bei 30.70 respektive 40.30 Fran-

ken.  

Die folgende Darstellung setzt die Nettokosten der KESB Leimental in das Verhältnis 

mit der Einwohnerzahl.  

D 4 .36 :  Nettokosten  2014  

 Nettokosten  Kosten pro Einwohner/-in  

KESB Leimental (mit Berufsbeistand-

schaft für 5 Gemeinden) 

1’768’011 CHF 24 CHF 

KESB Leimental (ohne Berufsbeistand-

schaft für 5 Gemeinden) 

1’296’414 CHF 18 CHF 

Quelle: Angaben Online-Befragung; Rechnung 2014 KESB Leimental.   

Anmerkung: Die Nettokosten umfassen rund 132’000 Franken, die von der KESB als Aufwand von Mass-

nahmen, für Revisionen, FU-Auslagen und Auslagen für andere Verfahren ausgewiesen werden. Für die 

Berechnung ohne Berufsbeistandschaft wurde der Aufwand der Berufsbeistandschaft abzüglich der Man-

datsentschädigungen interne Berufsbeistandschaft von den Nettokosten abgezogen. 

K o s t e n  f ü r  d i e  v o n  d e r  K E S B  v e r f ü g t e n  M a s s n a h m e n  

In den Gesprächen wird die Annahme getroffen, dass die Kosten durch von der KESB 

verfügte Massnahmen zurückgegangen sind, da weniger schnell und weniger lange 

platziert wird als vor 2013.  

Platzierungen in Heimen und Pflegefamilien kosten unterschiedlich viel, für ein Schul-

heim liegt ein Richtwert etwa bei 10’000 bis 12’000 Franken monatlich. Für Heimplat-

zierungen gibt es laut Gesprächspartner/-innen jedoch keinen einheitlichen Gebühren-

katalog. Familienbegleitungen kosten zwischen 500 und 2’000 Franken pro Monat, die 

Stundensätze liegen hier bei 120 bis 150 Franken. Eine Drogentherapie als ambulante 

Massnahme kann zwischen 60’000 und 100’000 Franken pro Jahr kosten, wobei sich 

der Kanton (kantonaler Drogendelegierter) an drei Vierteln der Kosten beteiligt. Zwar 

gibt es ein Angebot an verschiedenen Heimen im Kanton, da aber bestmögliche Lösun-

gen gesucht werden, kann es schwierig sein, einen adäquaten Platz zu finden. Bei Fami-

lienbegleitungen besteht laut Gesprächspartner/-innen eine Konkurrenzsituation von 

Anbietenden, was sich auch auf Tarife auswirkt. 

Unterhaltspflichtige beteiligen sich gemäss dem „Leitfaden zur Berechnung der Kosten-

beteiligung bei Fremdunterbringungen“ je nach Einkommen und Vermögen unter-

schiedlich stark an den Platzierungskosten. 

Die Gebühren für die Leistungen der KESB sowie für Beistandschaften bemessen sich 

nach der kantonalen Verordnung über die Gebühren zum Zivilrecht (GebV). Bei-

spielsweise liegen im Erwachsenenschutz die Gebühren für die Ernennung eines Bei-

stands zwischen 250 und 2’900 Franken. Im Kindesschutz können beispielsweise die 

Gebühren für die Neuregelung der elterlichen Sorge zwischen 350 und 1’800 Franken 

betragen. Berufsmässige Mandatsführungen werden nach Aufwand für 95 Franken in 

der Stunde abgegolten.  
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Private Mandatspersonen können für eine ordentliche zweijährige Vermögens- und 

Einkommensverwaltung mit persönlicher Betreuung im Erwachsenenschutzrecht Ent-

schädigungen zwischen 1’000 und 6’000 Franken erhalten. 

4 . 3 . 4  F A L L S T U D I E  4 :  A P E A  N E U C H Â T E L  ( N E )  

Diese Fallstudie untersucht eine von drei gerichtlich organisierten Kinder- und Erwach-

senenschutzbehörden im Kanton Neuenburg. Zwar ist das Tribunal régional du Lit-

toral et du Val-de-Travers formal als ein Gericht mit zwei Standorten (Neuchâtel und 

Boudry) organisiert. Die beiden APEA in Neuchâtel und Boudry funktionieren aber 

unabhängig voneinander als zwei eigenständige Kindes- und Erwachsenenschutzbehör-

den.  

O r g a n i s a t i o n  

Die Autorité de protection de l’adulte et de l’enfant (APEA Neuchâtel) ist als ei-

genständige Abteilung in das Regionalgericht Tribunal régional du Littoral et du Val-

de-Travers, Neuchâtel integriert. Die Einführung des neuen Rechts27 hatte keine Ände-

rungen der gerichtlichen Organisation (APEA als Teil des Regionalgerichts) zur Folge. 

Total leben im Einzugsgebiet der APEA Neuchâtel rund 53’600 Personen in insgesamt 

neun Gemeinden.  

Die APEA Tribunal régional du Littoral et du Val-de-Travers, Neuchâtel verfügt über 

zwei Spruchkörper mit je drei Mitgliedern: einem/einer Richter/-in und zwei Beisitzen-

den (sog. „Assesseurs“) mit nicht-juristischer Ausbildung. Die Mitglieder des Spruch-

körpers sind vom Justizrat auf sechs Jahre gewählt. Die Verfahrensinstruktion ge-

schieht immer durch einen der beiden Richter, welche sich die Fälle gleichmässig unter-

einander aufteilen. Die insgesamt vier Beisitzenden haben verschiedene berufliche Hin-

tergründe (Buchhaltung, KV, Soziale Arbeit und Psychologie). Der Spruchkörper ent-

scheidet je nach Fall in wechselnder Zusammensetzung. Die Praxis zeigt, dass in den 

meisten Fällen die Experten für das Rechnungswesen (Beisitzende mit Buchhaltungs- 

und KV-Abschluss) zur Kontrolle der Konten der Beistände/-innen in den Spruchkörper 

integriert werden. Die übrigen Beisitzenden werden auf Abruf für komplexe Entschei-

dungen hinzugezogen. Dies ist nach Aussage eines Beisitzenden in der Regel nur ein- 

bis zweimal pro Monat der Fall. Wann welcher Beisitzende hinzugezogen wird, ent-

scheidet der zuständige Richter. Entscheidungen in Notfällen können auch durch den 

Richter selbst – ohne Einbezug der Beisitzenden – gefällt werden. Die Gemeinden sind 

nicht in den Entscheidungsfindungsprozess einbezogen. 

Die Mandatsführung geschieht in erster Linie durch zwei administrativ unabhängige, 

kantonale Dienststellen (Office de protection de l’enfant, OPE und Office de protec-

tion de l’adulte, OPA). Im Kindesschutz werden mit einzelnen Ausnahmen alle Amts-

beistände durch die kantonale Dienststelle gestellt. Eine Besonderheit im Kanton Neu-

enburg ist, dass im Erwachsenenschutz viele Mandate von privat tätigen Anwäl-

ten/-innen geführt werden. Weiter übernehmen neben den kantonalen Dienststellen 

Sozialarbeiter/-innen, Personen mit betriebswirtschaftlicher Ausbildung sowie nicht 

 

27
  Im November 2012 hat der Regierungsrat Neuenburg das Gesetz (loi relative aux autorités de protection de l’enfant et de l’adulte 

LAPEA) verabschiedet. 
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professionell tätige Personen (wie z.B. Familienmitglieder) Beistandschaften. Die privat 

tätigen Beistände werden primär durch die APEA rekrutiert, instruiert und beraten.  

Die Abklärungen im Erwachsenenschutz erfolgen mehrheitlich durch eigene interne 

Abklärungsstellen der APEA. Unterstützt wird die Behörde zusätzlich durch das OPA. 

Die Abklärungen im Kindesschutz erfolgen mehrheitlich durch das OPE. Die beiden 

kantonalen Dienststellen erbringen auch einen grossen Teil freiwilliger vorgelagerter 

Dienste, indem sie betroffene Personen zu Fragen im Kindes- und Erwachsenenschutz 

informieren, beraten und unterstützen. Bei Bedarf fordern sie im Auftrag der APEA 

Berichte von externen Experten/-innen ein. Zudem können die kantonalen Dienststel-

len Massnahmen vorschlagen und Empfehlungen abgeben. Sie üben so einen wichtigen 

informellen Einfluss auf die Entscheidungsfindung aus. 

In den Interviews wurden sowohl Vorteile als auch Nachteile einer gerichtlichen Orga-

nisationsform genannt. Positiv hervorgehoben werden die Professionalität in der 

Rechtsanwendung und die hohe Unabhängigkeit der APEA. Als Nachteil wird die teil-

weise fehlende Nähe des Gerichts zur Bevölkerung erwähnt. Eine wichtige Rolle bei der 

Sicherstellung der Nähe zu den betroffenen Personen spielen die beiden kantonalen 

Dienststellen. Eine gewisse Distanz des Gerichts kann insofern auch als Vorteil gesehen 

werden, da dies wiederum die Unabhängigkeit begünstigt.  

Weiter ist die in Art. 2 LAPEA verlangte Interdisziplinarität der APEA gemäss Aussa-

gen der Interviewten noch nicht vollständig umgesetzt. Es ist Aufgabe der Beisitzenden, 

ihr Expertenwissen gemäss ihrer Ausbildung und Berufserfahrung einzubringen. Jedoch 

scheint dieser Einbezug, insbesondere für jene Beisitzenden, die nicht im Bereich Rech-

nungswesen tätig sind, nicht klar geregelt zu sein und eher selten stattzufinden. Die 

vom Gesetz geforderte Interdisziplinarität ist damit in den meisten Fällen nicht voll-

ständig umgesetzt. Zudem ist es der APEA Neuchâtel bisher nicht gelungen, einen Bei-

sitzenden mit medizinischem Fachwissen zu rekrutieren.  

F i n a n z i e r u n g s m o d e l l  

Die Kosten, welche von der Behörde selbst verursacht werden (Lohn-, Entscheid- und 

Infrastrukturkosten) trägt der Kanton. Ebenfalls kommt der Kanton für die Kosten 

aller Beistände/-innen auf. Die Kosten für die Massnahmen werden, wenn sie nicht 

durch die Person selbst übernommen werden können, über die Sozialhilfe finanziert. 

Die Gesamtkosten der Sozialhilfeleistungen werden zu 60 Prozent vom Kanton und zu 

40 Prozent von den Gemeinden getragen. Massgebend für die Bestimmung der Ge-

meindeanteile sind nicht die kommunal verursachten Sozialhilfekosten, sondern die 

Einwohnerzahl jeder einzelnen Gemeinde.  

P e r s o n a l r e s s o u r c e n  

Im November 2015 beschäftigte die APEA sechs Personen als Mitglieder des Spruch-

körpers (1,3 Vollzeitstellen) sowie drei Personen als Mitarbeitende des Behördensekre-

tariats (2 Vollzeitstellen). Die beiden Richter, welche das Verfahren leiten, sind noch in 

anderen Rechtsbereichen des Gerichts tätig. Sie arbeiten nach eigener Einschätzung 

etwa 40 bis 50 Prozent für die APEA. Die Beisitzenden im Bereich Rechnungswesen 

arbeiten zu etwa 35 Prozent für das Gericht. Die anderen beiden Beisitzenden werden 

ad-hoc hinzugezogen und erhalten dafür eine Aufwandentschädigung. Nach eigenen 
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Aussagen sind die personellen Ressourcen der gerichtlichen Behörde ausreichend, wes-

halb seit dem 1. Januar 2013 keine Veränderungen in den Ressourcen erfolgt sind. 

Zwar sind die aufgewendeten Ressourcen durch die Einführung der Beisitzenden und 

die Anpassung an die neue Rechtsgrundlage anfangs leicht gestiegen, inzwischen hat 

sich das aber eingependelt. Es ist zudem anzunehmen, dass ein Teil der früheren Auf-

gaben der Richter/-innen und Gerichtsschreiber/-innen heute durch die Beisitzenden 

übernommen werden. Die Ressourcen der APEA Neuchâtel werden heute als ausrei-

chend beurteilt. 

Die kantonalen Dienststellen verfügen nur über Informationen zu ihren aufgewendeten 

Ressourcen für alle Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden im Kanton (Total Er-

wachsenenschutz etwa 18 FTE, Total Kindesschutz etwa 30 FTE). Nach eigenen Anga-

ben arbeitet die APEA Neuchâtel mit neun Amtsbeiständen/-innen des OPA (Erwach-

senenschutz) und 22 Amtsbeiständen/-innen des OPE (Kindesschutz) zusammen. In den 

letzten Jahren gab es keine grossen Veränderungen der Ressourcen. Einzig die kantona-

le Dienststelle für Erwachsenenschutz sieht sich des Öfteren mit internen Ressourcen-

problemen konfrontiert, weshalb sie nicht alle von der APEA angeordneten Mandate 

übernehmen kann. Bei den privat tätigen Anwälten/-innen, welche Beistandschaften im 

Erwachsenenschutz übernehmen, stellt sich gemäss Aussagen einiger Befragten das 

Problem, dass die Qualität der Arbeit weniger gut kontrolliert werden kann. Eine Ge-

fahr der Vernachlässigung der Betreuungsqualität bestehe vor allem dann, wenn die 

Mandatsbetreuung an Sekretäre/-innen mit fehlenden Ressourcen und/oder Fachkom-

petenzen delegiert werde.  

Z u s a m m e n a r b e i t  m i t  d e n  k a n t o n a l e n  D i e n s t s t e l l e n  u n d  G e m e i n d e n  

Nach Meinung aller Befragten steht die Zusammenarbeit zwischen der APEA und den 

kantonalen Dienststellen im Zentrum. Von der APEA, insbesondere vom Gerichtssek-

retariat, aber auch von der Richterschaft wird eine höhere Erreichbarkeit, eine höhere 

Kommunikationsfähigkeit und ein weniger schematisches Vorgehen erwartet, als dies 

in anderen Bereichen des Gerichts üblich ist. Die Zusammenarbeit zwischen der ge-

richtlichen Behörde und den kantonalen Stellen wird von beiden Seiten als sehr eng 

und als gut funktionierend beschrieben. Das organisationale Setting besteht schon lan-

ge und ist gut eingespielt.  

Ein direkter Kontakt zwischen der APEA und den Sozialdiensten der Gemeinden findet 

selten statt. Von Seiten der Stadt Neuchâtel wird die gute Kommunikation des Ge-

richtssekretariats gelobt, welches jederzeit bereit ist, zu komplexen rechtlichen Fragen 

kompetent Auskunft zu geben. Eine Schwierigkeit für die Zusammenarbeit ist, dass 

von Seiten der Richterschaft wie auch der kantonalen Stellen teilweise das Verständnis 

für die Rolle der Gemeinde als Betreuerin der Sozialhilfeempfänger/-innen ohne rechtli-

che Ermächtigung zur Mandatsführung fehlt. Von Seiten der Stadt Neuchâtel wird 

bemerkt, dass die Sicht der Gemeinden zu wenig miteinbezogen werde. Auch werden 

die Sozialdienste bei der oftmals komplexen Regelung von Finanzierungsfragen bei 

Sozialhilfeempfängern/-innen mit Beistandschaften zu wenig unterstützt. Es wird des-

halb gewünscht, dass von Seiten der APEA vermehrt der Kontakt mit den kommunalen 

Sozialdiensten gesucht und das gegenseitige Verständnis erhöht wird. Dies könnte bei-

spielsweise durch ein jährlich institutionalisiertes Treffen geschehen, an dem problema-

tische Praxisbeispiele besprochen und die Zusammenarbeit näher geregelt wird.  
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P i k e t t d i e n s t  

Weder die APEA noch die kantonalen Stellen verfügen über einen Pikettdienst. Die 

Polizei hat jedoch die privaten Telefonnummern der zuständigen Sozialarbeiter/-innen 

(bei OPA und OPE), um sie in Notfällen kontaktieren zu können. Obwohl es keine 

formale Verpflichtung für einzelne Mitarbeitende der beiden kantonalen Dienststellen 

gibt, ausserhalb der Bürozeiten erreichbar zu sein, funktioniert dieses System gut. Die 

Nachfrage nach einem permanenten Pikettdienst der APEA ist auch deshalb nicht vor-

handen, weil die Mitarbeitenden von OPA und OPE in Notfällen (z.B. am Wochenen-

de) selbst provisorische Entscheidungen treffen können und fürsorgerische Unterbrin-

gungen auch durch Ärzte/-innen angeordnet werden können. 

Q u a n t i f i z i e r u n g  d e r  L e i s t u n g e n  
Im Geschäftsbericht des Gerichts gibt es keine Informationen zur genauen Anzahl der 

laufenden Massnahmen für Minderjährige und Erwachsene pro Kindes- und Erwach-

senenschutzbehörde. Im Geschäftsbericht 2014 der Justizkommission sind nur Zahlen 

für alle drei Regionalgerichte angegeben.28  

Im Kindesschutz befassen sich die Behörden mehrheitlich mit der Errichtung von Bei-

standschaften, dem Entzug elterlicher Gewalt und fürsorgerischer Unterbringung. Zu-

dem hat im Kindesschutz die Anzahl Massnahmen für alle Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörden im Kanton gemäss Geschäftsbericht 2014 leicht zugenommen (1’502 

Ende 2013 zu 1’666 Ende 2014). Die Anzahl Beistandschaften im Kanton Neuenburg 

insgesamt hat im Jahr 2014 im Vergleich zum Vorjahr ebenfalls leicht zugenommen 

(4’140 Ende 2013 zu 4’231 Ende 2014). Die Zahlen sind gemäss Geschäftsbericht mit 

Vorsicht zu geniessen, da die Anzahl betroffener Personen nicht identisch ist mit der 

Anzahl Massnahmen (eine Person kann von verschiedenen Massnahmen betroffen 

sein). Zusätzlich wurden die statistischen Vorgaben verändert und damit auch die Da-

tenlage, was einen Vergleich zum Vorjahr erschwert. 

Ein weiterer Hinweis zur Quantifizierung der Leistungen der APEA liefert die Anzahl 

Gefährdungsmeldungen sowie das Total der geführten Mandate zu einem Stichtag. 

Laut Einschätzungen der APEA Neuchâtel haben im Erwachsenenschutz 60 Prozent 

und im Kindesschutz 65 Prozent der Gefährdungsmeldungen zur Anordnung von 

Massnahmen geführt. Gewisse Einschränkungen für die Quantifizierung der Leistungen 

ergeben sich daraus, dass die FTE der Berufsbeistände/-innen nicht berechnet werden 

können. Die kantonalen Dienststellen besitzen keine Angaben zu den eingesetzten FTE 

in den einzelnen APEA. Zudem existiert keine Statistik zur Anzahl und FTE der privat 

tätigen Mandatsführer/-innen sowie der nicht professionell tätigen Beistände/-innen im 

Erwachsenenschutz. Die gerichtsinterne Statistik enthält lediglich Angaben zur Anzahl 

laufender Dossiers (betreute Personen) pro Beistandskategorie von privat tätigen 

Mandatsführer/-innen.  

Die folgende Darstellung liefert Informationen zur Anzahl Gefährdungsmeldungen und 

zu den geführten Mandaten verschiedener Kategorien von Beiständen/-innen und setzt 

sie in Relation zur Bevölkerungszahl und zu den Vollzeitstellen der Mitarbeitenden der 

APEA.  

 

28
  Rapport de la commission administrative des autorités judiciaires et du Conseil de la magistrature, 2014, S. 18–19. 
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D 4 .37 :  Anzah l  Gefährdungsmeldungen und lau fende Mandate   

 

Anzahl Personen, 

für die eine 

Gefährdungs-

meldung bei der 

KESB einging 

(2014) 

Anzahl laufende 

Mandate, die von 

Beiständen der 

kantonalen Man-

datsführungszen-

tren geführt 

werden (Ende 

2015) 

Anzahl laufende 

Mandate, die von 

privat tätigen 

Anwälten/-innen 

geführt werden 

(Ende 2015) 

Anzahl laufende 

Mandate, die 

von übrigen 

privat tätigen 

Beiständen 

geführt werden 

(Ende 2015) 

Kindesschutz 165 166 - - 

Erwachsenenschutz 251 240 257 477 

Total 416 406 257 477 

Total pro 1’000 

Einwohner/-innen 

7,8 7,6 4,8 8,9 

Total pro FTE KESB 

und Behörden-

sekretariat (2015) 

126    

Pro Beistände/-in der 

kantonalen Dienst-

stellen 

 13   

Quelle: Angaben Online-Befragung und gerichtsinterne Statistik APEA Neuchâtel (Stand 7.3.2016). 

Pro 1’000 Einwohner/-innen wurden damit im Jahr 2014 für rund 7,8 Personen Ge-

fährdungsmeldungen bei der Behörde gemacht. Zudem wurden pro 1’000 Einwoh-

ner/-innen 7,6 Mandate von Amtsbeiständen/-innen, die durch die kantonale Dienst-

stellen angestellt sind, 4,8 Mandate von privat tätigen Anwälten/-innen und 8,9 Man-

date von privat tätigen Beiständen/-innen (z.B. Sozialarbeiter/-innen oder Familienmit-

glieder) geführt. 

Eine weitere Kennzahl sind fürsorgerische Unterbringungen im Erwachsenenschutz. 

Die APEA verfügte im Jahr 2014 für eine Person eine Anordnung zu einer solchen Un-

terbringung (nach Art. 428 Abs. 1 ZGB), für neun Personen wurden ärztliche Anord-

nungen verlängert (Art. 429 Abs. 2 ZGB) und für eine Person wurde eine fürsorgeri-

sche Unterbringung einer periodischen Überprüfung unterzogen (Art. 431 ZGB).  

Gemäss Geschäftsbericht 2014 gab es bisher keine Reduktion der Massnahmen zur 

Beistandschaft für volljährige Personen als Folge der Einführung von Massnahmen zur 

eigenen Vorsorge und gesetzlichen Vertretungsbefugnisse im Falle von Unmündigkeit. 

Im Kindesschutz verfügte die Behörde im Jahr 2014 für 27 Kinder einen Entzug des 

Aufenthaltsbestimmungsrechts (nach Art. 310 ZGB).  

Seit der Einführung der gemeinsamen elterlichen Sorge am 1. Januar 2013 wurde bis 

zum 30. Juni 2015 nur ein solcher Entscheid gesprochen und zwar gegen den Willen 

eines Elternteils.  
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In den Gesprächen wird von allen Befragten betont, dass sich der Umfang der Leistun-

gen der APEA Neuchâtel sowie der kantonalen Dienststellen mit der Einführung des 

neuen Rechts nicht merklich verändert habe. Die Verantwortlichen der kantonalen 

Stellen bemerken, dass der Aufwand für die Abklärungen gestiegen ist. Aufgrund der 

höheren Präzision des neuen Rechts müssen von Seiten der Abklärungsstellen genauere 

Angaben und umfangreichere Argumentationen an die APEA geliefert werden.  

K o s t e n  d e r  K E S B  

Lohn- und Infrastrukturkosten der Kinder- und Erwachsenenschutzbehörden sind im 

kantonalen Gesamtbudget der Justiz29 enthalten, weshalb die genauen Kosten pro 

APEA nicht aufgeschlüsselt werden können. Die meisten Kosten werden durch die Bei-

stände und nicht durch die Behörde selbst verursacht. Aus dem kantonalen Budget 

2016 geht hervor, dass die Kosten für die Beisitzenden aller kantonalen Kindes- und 

Erwachsenenschutzbehörden gerundet 231’000 Franken betragen. Weitere Kosten sind 

nicht aufgeschlüsselt. 

Die Einnahmen der APEA Neuchâtel betrugen nach eigenen Angaben im Jahr 2014 

70’000 Franken. Die Gebühren für Entscheidungen, Anhörungen, Rechtshandlungen 

sind ab 20’000 Franken Vermögen kostenpflichtig und betragen in der Regel zwischen 

100 und 1’000 Franken (siehe auch Art. 19 TFrais30). Im Kindesschutz werden keine 

Gebühren erhoben. 

K o s t e n  f ü r  d i e  v o n  d e r  K E S B  v e r f ü g t e n  M a s s n a h m e n  

Die Tarife für die Vergütung der Beistände/-innen werden aufgrund einer ungenügen-

den kantonalen Regelung durch die einzelnen Kinder- und Erwachsenenschutzbehör-

den selbst festgelegt. Aufgrund dieser gemäss den Gesprächspartnern/-innen rechtlich 

unbefriedigenden Situation ist der Kanton aktuell daran, einheitliche Ansätze auszuar-

beiten. Die angewendeten Stundenansätze der APEA Neuchâtel für die Beistän-

de/-innen variieren zwischen 60 Franken für nicht ausgebildete Beistände/-innen und 

180 Franken für Anwälte/-innen. Durchschnittliche Kosten für eine Beistandschaft von 

zwei Jahren belaufen sich gemäss Schätzungen auf rund 3’000 Franken. Im jährlichen 

Kantonsbudget31 sind die kantonalen Gesamtkosten der Beistände/-innen im Bereich 

Kindes- und Erwachsenenschutz fürs Jahr 2014 auf 2,6 Millionen Franken beziffert.32 

Die Kosten für eine Platzierung in einer spezialisierten Institution können zwischen 400 

und 700 Franken pro Tag und Person variieren, je nachdem, ob zusätzlich therapeuti-

sche und/oder schulische Massnahmen angeboten werden. Die finanzielle Selbstbeteili-

gung der betroffenen Personen beträgt im Kindesschutz 30 Franken pro Tag und im 

Erwachsenenschutz 60 Franken pro Tag. Aufenthalte in Pflegefamilien gibt es im Kan-

ton Neuenburg bisher noch nicht – ein Konzept zur Einführung dieser Massnahme 

wird auf politischer Ebene derzeit ausgearbeitet. 

 

29
  Budget de l’état, République et Canton de Neuchâtel, adopté par le Grand Conseil, du 3 décembre 2015, S. 17, 18. 

30  Décret fixant le tarif des frais, des émoluments de chancellerie et des dépens en matière civile, pénale et administrative. 

31  Budget de l’état (2015), S. 63. 

32  Budget annuel cantonal 2016, Service de protection de l’adulte et jeunesse, S. 63. 
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Die Interviewten sind der Meinung, dass eine allfällige Kostenentwicklung nicht in 

Verbindung gebracht werden kann mit der Einführung des neuen Rechts. Zu einer 

Veränderung der Kosten führen vielmehr die steigende Individualisierung der Betreu-

ungsmassnahmen sowie die Angleichung der kantonalen Tarife an die Bundesrecht-

sprechung. 

Die Gemeinden beteiligen sich zusammen mit dem Kanton an der Finanzierung der 

Sozialhilfe, welche die Kosten für die Massnahmen von finanzschwachen Personen, die 

ihre Selbstbeteiligung nicht zahlen können, übernimmt. Dieses System verletzt nach 

Meinung des Leiters des Sozialdienstes der Stadt Neuchâtel das Prinzip der fiskalischen 

Äquivalenz, da sich die Gemeinden zwar subsidiär an einem Teil der Kosten beteiligen, 

aber gleichzeitig kein Mitspracherecht und keinen Einfluss auf die Entscheidungsfin-

dung der Kindes- und der Erwachsenenschutzbehörde haben.  

Der Sozialdienst der Gemeinden verfügt nach Aussage des Befragten auch nicht über 

die Ressourcen, um weitere Aufgaben im Bereich Kindes- und Erwachsenenschutz 

übernehmen zu können. Seit kurzer Zeit wird deshalb auf politischer Ebene darüber 

diskutiert, ob dieses Ungleichgewicht gelöst werden könnte, wenn der Kanton neben 

den Kosten für die Beistände/-innen auch sämtliche Kosten der verfügten Massnahmen 

übernähme. Diese Regelung scheint aber nicht mehrheitsfähig. Ein gewisser Ausgleich 

zwischen den Gemeinden wird dadurch bewirkt, dass der Gemeindeanteil an den Sozi-

alhilfekosten von 40 Prozent im Verhältnis zur Einwohnerzahl der Gemeinden berech-

net wird und nicht anhand der tatsächlich verursachten kommunalen Sozialhilfekosten. 

Dadurch wird gewährleistet, dass eine finanzschwächere Gemeinde mit einer tiefen 

Anzahl Einwohner/-innen eine teure Massnahme überhaupt finanzieren kann und ge-

genüber einer finanziell besser gestellten Gemeinde nicht benachteiligt wird. 
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A N H A N G  

A 1  G E S P R Ä C H S P A R T N E R / - I N N E N  

DA 1 :  Expert / - innen  

Name Vorname Funktion Institution 

Wider Diana Generalsekretärin KOKES 

Fassbind  Patrick Vorsitzender GL-KESB des 

Kantons Bern  

Winet  Ruedi  Präsident KESB-Präsidien-

vereinigung Kan-

ton Zürich  

 

DA 2 :  Gesprächspartner / - innen Fa l l s tud ien  

Name Vorname Funktion  Institution 

KESB Sarganserland, Kanton St.Gallen 

Hutter Martin Präsident  KESB Sarganserland 

Schneider  Judith Mitglied Spruchkörper  KESB Sarganserland 

Lehnherr Marion Juristische Mitarbeite-

rin Fachdienst 

KESB Sarganserland 

Hilber Silvia Leiterin Berufsbeistandschaft 

Sarganserland 

Caluori Damian Leiter  Soziale Dienste 

Sarganserland 

Skorek Jörg Leiter Sozialamt Gemeinde Mels 

KESB Innerschwyz, Kanton Schwyz 

Leuenberger  Peter Vorsteher KESB Innerschwyz 

Lanz-Giner Nicole Leiterin Behördensekre-

tariat 

KESB Innerschwyz 

Gamperli Johanna Mitglied Spruchkörper KESB Innerschwyz 

Leemann Sonja Bezirksrätin Bezirk Gersau 

Schertenleib Patrick Leiter Abteilung Sozia-

les 

Gemeinde Ingenbohl 

Eichenberger  Rolf Leiter  Amtsbeistandschaft 

Innerschwyz 2 

KESB Leimental, Kanton Basel-Landschaft 

Gollonitsch  Stefan Präsident KESB Leimental 

Meier Fredy Sozialarbeiter Behör-

densekretariat 

KESB Leimental 

Lüscher Jeanette Mitglied Spruchkörper KESB Leimental 

Jäggi-Baumann Ursula Gemeinderätin Gemeinde Therwil 

Küpfer Andreas Abteilungsleiter Soziale 

Arbeit 

Gemeinde Allschwil 
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Name Vorname Funktion  Institution 

Eichmann  Marc Ressortleiter Sozial-

arbeit 

Gemeinde Binningen 

APEA Neuchâtel, Kanton Neuchâtel 

Sandoz Bastien Präsident APEA (Rich-

ter) 

APEA, Neuchâtel 

Béraneck Jean-François Assesseur (Mitglied 

Spruchkörper) 

APEA, Neuchâtel 

Künzi Marlyse Gerichtsschreiberin APEA, Neuchâtel 

Schallenberger Frédéric Chef de l’office de 

protection de l’enfant 

(OPE) 

Kantonale Dienst-

stelle für Kindes-

schutz 

Monard Philippe Chef de l’office de 

protection de l’adulte 

(OPA) 

Kantonale Dienst-

stelle für Erwachse-

nenschutz 

Bissat Christophe Chef du Service de 

l’aide sociale 

Sozialdienst der 

Stadt Neuchâtel 

 


